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Heute kann ich Ihnen die neueste Ausgabe des IfG-Newsletters

www.ifg-muenster.de* überreichen. Im aktuellen Heft 2/2004

wird über die Aktivitäten des Instituts für Genossenschaftswesen

der Universität Münster im zweiten Halbjahr 2004 informiert.

Einer der Schwerpunkte ist die Nachlese und die Berichterstattung

über die IGT 2004, was mit den Aktivitätsschwerpunkten dieses

Zeitraumes korrespondiert, denn diese Veranstaltung im Septem-

ber hat über viele Monate das Institutsgeschehen geprägt. Rück-

blickend können wir feststellen, dass sich nicht nur der organisatorische Kraftakt gelohnt hat, son-

den dass auch die inhaltliche Positionierung richtig war. Die vielen Worte der Anerkennung und

die positiven Reaktionen aus aller Welt haben uns die Überzeugung vermittelt, dass diese Veran-

staltung einen Impuls für die zeitgemäße wissenschaftliche Erforschung genossenschaftlicher

Netzwerke bedeutet hat. Sie war auch ein erfolgreiches Forum für den Austausch theoretischer

Erkenntnisse und dem Wissen der Praxis. Dass Genossenschaften auch heute ein wettbewerbsfä-

higes Geschäftsmodell sind, ist auf der IGT 2004 ebenso eindringlich klar geworden wie die

Voraussetzungen dafür: Konsequenz in der Umsetzung und eine professionelle Kommunikation.

Viele haben zum Erfolg dieser internationalen Konferenz beigetragen. Ihnen allen sei an dieser

Stelle herzlich gedankt .  

Dieser IfG-Newsletter soll jedoch auch zeigen, dass trotz IGT die anderen Veranstaltungsreihen,

die Forschungsprojekte und der alltägliche Praxistransfer nicht vernachlässigt wurden. Von vie-

len Fortschritten kann berichtet werden und neue Projekte wurden begonnen, die in diesem Heft

vorgestellt werden. Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie uns auch weiterhin als Partner betrach-

ten, der großes Interesse daran hat, theoretisch fundiert und anwendungsorientiert zu Problemlö-

sungen beizutragen.

Mit den besten Wünschen für den Jahreswechsel

sowie für ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2005

Theresia Theurl

Für das Team des IfG

Dezember 2004

* Unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.

Editorial

Editorial
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Wer hat nun gewonnen?

Am 18. November 2004 haben 449 Abgeordnete des Europäischen Parlaments mit einer Zweidrit-
telmehrheit die neue Europäische Kommission unter Leitung von José Manuel Barroso gewählt.
Ein Wochen andauernder Machtkampf war vorausgegangen, an dessen Ende beide Seiten ihr
Gesicht hatten wahren können, was auch gut ist. Es muss jedoch offen bleiben, ob es ein Sieg für
Europa bzw. für die Europäische Union war.

Die Vorgeschichte ist hinlänglich be-

kannt: Barroso hatte seinen ersten Vor-

schlag für die personelle Zusammenset-

zung der Kommission kurz vor der ge-

planten Abstimmung in Erwartung einer

Niederlage zurückgezogen und in der

Folge zwei Kandidaten ersetzt sowie die

Ressortzuteilung punktuell verändert. Es

war den jeweiligen Akteuren daran gele-

gen, einerseits eine starke Kommission

mit einem ebensolchen Präsidenten zu

signalisieren und andererseits ein Parla-

ment, das sein Verhalten mit demokrati-

scher Legitimation begründen konnte.

Der Präsident des Europäischen Parla-

ments, Josep Borrell, bezeichnete das

Ergebnis und die nun eingeleitete Ent-

wicklung auch als den ersten Schritt in

eine neue Partnerschaft zwischen den In-

stitutionen der Europäischen Union, die

eine demokratisch legitimiertere und effi-

zientere Union zur Folge haben soll. 

Das vermeintliche Demokratiedefizit in

der Europäischen Union spielte eine

große Rolle in dieser Diskussion. Doch

darauf sollte man sich meiner Meinung

nach gerade nicht berufen. Denn weder

ist die Europäische Union ein europä-

ischer Bundesstaat, noch ist ihre Finalität

abschließend geklärt, die alle Schritte

gutheissen könnte, die deren Verwirkli-

chung beschleunigen können. Die Euro-

päische Union ist vielmehr eine hybride

Ordnung, die aus einem Mix aus inter-

gouvernmentalen und supranationalen

Elementen besteht. Ihre Agenda, ihre

Entscheidungen und ihre Entwicklung

erfolgten daher seit jeher in einem Span-

nungsfeld der Interessen der Mitglieds-

staaten und jenen der Gemeinschaftsor-

gane: dies ist regimeinhärent. Im inter-

gouvernmentalen setting verbleibt die

Regelungskompetenz bei den Mitglieds-

staaten, während im supranationalen

Modus ein Souveränitätstransfer stattfin-

det. Gerade die Kommissionswahl spie-

gelt diese Mischung wieder. Die Nomi-

nierung des Kommissionspräsidenten

und der -mitglieder erfolgt intergouvern-

mental zwischen den Regierungen. Die

Wahl der Kommission geschieht dann

jedoch supranational als Akt des Europäi-

schen Parlaments. Der Kommissionsprä-

sident ist um diese Zwickmühle nicht zu

beneieden. Dass er auch in Zukunft

sowohl von Seiten des Parlaments als

auch der nationalen Regierungen unter

druck kommen kann, zeichnet sich

bereits ab.

Die demokratische Legitimierung steht

für die Orientierung kollektiver Entschei-

dungen an den Präferenzen der Bürger.

Diesbezüglich verbindet der Status quo

Elemente einer originären Legitimation

mit solchen einer nationalstaatlichen

Mediation über die Politiker der Mit-

gliedstaaten. Vor diesem Hintergrund

kann es also nicht darum gehen, mög-

lichst viele Kompetenzen an die europäi-

schen Organe abzugeben oder möglichst

viele auf der nationalen Ebene zu behal-

ten. Es kann auch nicht argumentiert wer-

den, dass das Parlament eine höhere

demokratische Legitimation aufweist als

die anderen Organe, sondern diese ist

anders zustandegekommen. In einer

"immer engeren Union der Völker

Europas" geht es vielmehr darum, die

Aufgaben dort anzusiedeln, wo sie

gemessen an den Präferenzen der Bevöl-

kerung, auch am besten erfüllt werden

können, also die Vorteile von Dezentrali-

tät und Europäisierung zu kombinieren.

Dies bedeutet eine eindeutige Festschrei-

bung von Kompetenzen und Aufgaben

auf den unterschiedllichen Ebenen, trans-

parente Allokationskriterien und Spielre-

geln, wie und wann der Transfer von Auf-

gaben zwischen den Ebenen vonstatten

zu gehen hat.

Vor diesem Hintergrund hat die Europäi-

sche Union heute die demokratische

Legitimation, die ihrem politischen Sta-

tus entspricht, der ein besonderer ist. Das

Ergebnis vom 18. November sollte also

nicht als ein Akt der Demokratisierung

gefeiert werden. Es ist per se weder ein

Gewinn an demokratischer Legitimation

noch ein Zuwachs an Effizienz der euro-

päischen Organe, sondern schlicht das

situative Ergebnis eines Muskelspiels,

das mit einer anderen Vorgeschichte und

mit anderen Handelnden auch ein anderes

Ergebnis hätte haben können. Die demo-

kratische Legitimation einzelner europäi-

scher Institutionen ist davon nicht betrof-

fen.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Handlungsempfehlungen für Genossenschaftsbanken auf der Basis einer 
institutionenökonomischen Analyse von Managementdefiziten

Die Balanced Scorecard (BSC) ist mehr als eine temporäre Management-Welle: Sie ist ein
Managementsystem, mit dem es gerade Genossenschaftsbanken gelingen kann, ihr Steuerungs-
system effizienter zu organisieren und Managementdefizite auszuräumen. Das ist das zentrale
Ergebnis einer Dissertation, die auf der Grundlage einer institutionenökonomischen Analyse
methodischer Defizite im Management von Banken die Potenziale der BSC erörtert und gleichzei-
tig einen Leitfaden zur Implementierung dieses Instrumentes liefert.

In einem Wettbewerbsumfeld, das durch

einen Anstieg komplexer Beziehungs-

strukturen gekennzeichnet ist, stehen die

Banken vor der Herausforderung, dieser

Dynamik mit adäquaten Managementin-

strumenten zu begegnen. Voraussetzung

für die Wahl eines geeigneten strategi-

schen Steuerungssystems ist die Kenntnis

über Auswirkungen steigender Komple-

xität auf den Managementbedarf. Der

Einsatz der Neuen Institutionenökono-

mik bietet die Möglichkeit, diese Zusam-

menhänge transparent darzustellen. Unter

Anwendung dieser Theorie wird in der

vorliegenden Arbeit erklärt, welchen

Restriktionen die Banken unterworfen

sind, um dabei gleichzeitig jene Parame-

ter zu identifizieren, die variabel gestaltet

werden können, um die anfallenden

Managementaufgaben zu bewältigen.

Bank als 
Beziehungsnetzwerk

Im Mittelpunkt der Betrachtung steht die

Bank als Koalition – ein Netzwerk ver-

schiedener Partner, die spezifisch in die

Beziehung zu ihrer Bank investiert

haben. Zu diesen Partnern zählen neben

den Eigentümern das Management, die

Mitarbeiter und die Kunden, aber ebenso

auch die Bankenverbände oder die

Kooperationspartner der Bank. In dieser

Koalition obliegt es dem Management,

ein Steuerungssystem zu implementieren,

das die langfristige wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit der Bank sichert, um die

Nutzenerwartungen der Partner nachhal-

tig erfüllen zu können.

Managementdefizite

Mit den traditionellen Systemen im Stra-

tegischen Management gelingt diese Auf-

gabe nur in Ansätzen. Die strategischen

Analyseverfahren überfrachten häufig die

Entscheidungsträger mit irrelevanten

Informationen, wobei trotz der Fülle

erhobener Daten wesentliche Parameter

zur Beurteilung von Geschäftsbeziehun-

gen nicht erhoben werden. Betrachtet

man die Strategien der Banken, so kann

man darüber hinaus nicht selten eine feh-

lende inhaltliche Balance strategischer

Ziele feststellen. Während finanzielle

Erfolgsfaktoren das Bild strategischer

Programme prägen, werden nicht-mone-

täre Ziele meist völlig vernachlässigt.

Ebenso einseitig ist die Berücksichtigung

der Interessen der Koalitionspartner. Hier

erfolgt in der Regel eine Fokussierung

auf die Erwartungen der Eigentümer,

ohne dabei die Interessen der Kunden,

der Mitarbeiter oder der Kooperations-

partner ausreichend zu würdigen. Ihren

Niederschlag finden diese Defizite in der

mangelhaften Umsetzung geplanter Stra-

Strategierahmen
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Die Organisation der Arbeitsvermittlung

Ökonomische Analyse und Gestaltungsempfehlungen 
aus der australischen Vermittlungspraxis

Eine funktionstüchtige Arbeitsvermittlung trägt dazu bei, dass Arbeitsuchende möglichst schnell
eine geeignete Arbeitsstelle und Arbeitgeber möglichst schnell einen adäquaten Mitarbeiter finden.
Hierdurch kann die Arbeitsvermittlung dazu beitragen, die Arbeitslosigkeit um den Anteil der Mat-
ching-Arbeitslosen zu verringern.

In Hinblick auf diese positiven Auswir-

kungen einer funktionierenden Arbeits-

vermittlung verfolgt diese Arbeit zwei

Ziele: Zum einen wird untersucht, welche

Suchkanäle am Arbeitsmarkt Erfolg ver-

sprechend sind und welche Bedeutung

der Suche über Arbeitsvermittlungsorga-

nisationen hierbei zukommt. Zum ande-

ren wird mit Hilfe der Marktversagens-

theorie dargelegt, welche Eingriffe auf

dem Vermittlungsmarkt erforderlich sind,

um eine effiziente Vermittlung zu

gewährleisten. Zur Beantwortung der ers-

ten Frage wird im zweiten Kapitel nach

der Darstellung grundlegender Arbeits-

marktbegrifflichkeiten anhand empiri-

scher Daten dargelegt, dass sowohl die

Suche über informelle Kanäle und Stel-

lenanzeigen als auch die Suche unter

Rückgriff auf Arbeitsvermittlungsorgani-

sationen von einer großen Zahl von Wirt-

schaftsakteuren in Anspruch genommen

wird. Anschließend wird die Bedeutung

der einzelnen Suchwege auch theoretisch

tegien. Nur selten gelingt es, strategische

Konzepte mit den operativen Aktionspro-

grammen zu verknüpfen. Der Koordinati-

onsprozess ist lückenhaft, und den betei-

ligten Akteuren – speziell den Mitarbei-

tern – fehlt es sowohl an ausreichender

Information als auch an Motivation, die

Strategie wie geplant zu realisieren.

Potenziale der BSC 

Für diese Defizite verspricht die BSC als

Managementsystem eine nachhaltige

Verbesserung der Steuerungsstrukturen.

Sie setzt dabei wesentliche Impulse zur

Neuausrichtung der strategischen Analy-

se, zur ausgewogenen Formulierung stra-

tegischer Inhalte und insbesondere zur

effizienteren Operationalisierung und

Steuerung der Strategieumsetzung. Das

zentrale Ergebnis: In einer vergleichen-

den Bewertung mit traditionellen Ma-

nagementverfahren können die Transak-

tionskosten – jene Kosten zur Implemen-

tierung und Aufrechterhaltung des Steue-

rungssystems – über den Einsatz der BSC

signifikant reduziert werden.

Leitfaden zur
Implementierung 

Zum Abschluss der Arbeit werden die

gewonnenen Erkenntnisse in einem Leit-

faden zur Implementierung der BSC in

Genossenschaftsbanken verankert. Die-

ser Praxistransfer bietet die Möglichkeit,

dass die Führungskräfte der Banken bei

der Lektüre dieser Arbeit Anregungen

erhalten, wie die Potenziale der BSC in

ihrem Hause realisiert werden können.

Phasenkozept der BSC-Einführung

� Thorn Kring

� (0251) 83-2 28 07

� thorn.kring@
ifg-muenster.de
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belegt. Dies gelingt mit Hilfe des Rück-

griffs auf ein Kosten-Nutzen-Kalkül. So

wollen rational agierende Wirtschaftssub-

jekte ihren erwarteten Nettonutzen aus

einem Beschäftigungsverhältnis maxi-

mieren. Die Wahl des Suchkanals beein-

flusst verschiedene Kosten- und Nutzen-

größen dieses Nettonutzens. Es wird

herausgearbeitet, welche Suchwege zur

Maximierung dieses Kalküls vorteilhaft

sind. Verglichen mit den empirischen

Beobachtungen wird deutlich, dass wie-

derum alle Suchwege für bestimmte

Suchgruppen optimal sind, dass jedoch

der Wert der Suche über Arbeitsvermitt-

lungsorganisationen bislang unterschätzt

wird. Anhand der theoretischen Ergebnis-

se wird deutlich, dass die Bedeutung der

Arbeitsvermittlung bei der Arbeitsuche

voraussichtlich weiter steigen wird.

Um ineffiziente Strukturen im wachsen-

den Vermittlungsmarkt zu verhindern,

widmet sich die Arbeit der Frage nach der

optimalen Organisation des Arbeitsver-

mittlungssystems. Um dieses zweite Ziel

der Arbeit zu erfüllen, wird im dritten

Kapitel mit Hilfe des Marktversagens-

Ansatzes geprüft, ob auf dem Vermitt-

lungsmarkt Mängel zu erwarten sind,

welche der Regulierung durch staatliche

Eingriffe bedürfen. In einer neoklassi-

schen Welt gibt es derartige Marktmängel

nicht, so dass immer der Wettbewerbs-

markt die optimale Organisationsform

darstellt. Der Wettbewerb ist eine wichti-

ge Voraussetzung für ein qualitativ hoch-

wertiges Vermittlungsangebot.

In diesem Teil wird herausgearbeitet,

dass lediglich ein geringer staatlicher

Regelungsbedarf besteht, um drohende

Ergebnismängel abzuwenden. Es wird

hergeleitet, dass aufgrund von Verbund-

vorteilen und dem Erfordernis einer mo-

nopolistischen Marktstruktur in bestimm-

ten Bereichen zwar eine staatliche Ar-

beitsverwaltung benötigt wird, welche

alle Arbeitslosen registriert und Informa-

tionen über Arbeitsmarktstatistiken sowie

Berufsberatungs- und Weiterbildungsbe-

darf sammelt. Auch ist die Bereitstellung

der Stellengesuche der registrierten Per-

sonen in einer Datenbank sinnvoll. Doch

kann keine Rechtfertigung einer eigenen

staatlichen Vermittlungsaktivität selbst

gefunden werden. Es sind lediglich flan-

kierende staatliche Eingriffe notwendig,

um einen funktionsfähigen privatwirt-

schaftlich organisierten Vermittlungs-

markt aufrechtzuerhalten. 

Mit dem Ergebnis, die hierarchisch orga-

nisierte öffentliche Arbeitsvermittlung

durch einen Markt von Dienstleistern zu

ersetzen, welche untereinander um

öffentliche Vermittlungsaufträge konkur-

rieren, stellt sich die Dissertation in die

Tradition der New Public Management-

Idee, welche dafür plädiert, dass der heu-

tige Wohlfahrtsstaat nicht mehr der

Erbringer, sondern vielmehr der Ermögli-

cher sozialer Dienstleistungen sein sollte. 

Abschließend wird im vierten Kapitel das

deutsche Vermittlungssystem in seiner

historischen Entstehung und Entwick-

lung sowie in seinen aktuellen Institutio-

nen dargestellt. Die Liberalisierung der

Arbeitsvermittlung im Jahr 1994 sowie

die zahlreichen Reformen der vergange-

nen Jahre stellen wichtige Schritte in die

richtige Richtung dar, um die Arbeits-

marktpolitik zu verbessern. Insgesamt

ergibt sich für das deutsche Vermittlungs-

system jedoch noch eine Überregulie-

rung. Durch die Einführung des SGB III,

die Änderungen des Job-AQTIV-Geset-

zes und die Neuerungen der Gesetze für

moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt gelang es dem Gesetzgeber und der

Bundesagentur für Arbeit, das deutsche

Vermittlungssystem weg von einem

moderaten Vermittlungsmonopol hin zu

einer freien Koexistenz privater und

öffentlicher Vermittlungsinstitutionen zu

führen. Allerdings ist nach wie vor die

optimale Organisationsform des Semi-

Marktes ohne eigene staatliche Vermitt-

lungsaktivität unerreicht. Vielmehr strebt

die Bundesagentur danach, ihre Aktivität

verstärkt im Vermittlungsbereich zu kon-

zentrieren.

Die theoretischen Ergebnisse legen nahe,

dass die Bundesagentur sich aus dieser

Tätigkeit zurückzieht und auf ihre Kern-

aufgaben der Arbeitsverwaltung besinnt.

Ist aufgrund politischer Mehrheiten ein

solcher Umbau der Bundesagentur nicht

möglich, so sind weiterhin Reformmaß-

nahmen zu verfolgen, die die Bundes-

agentur von einer bürokratischen Verwal-

tungsorganisation in Richtung eines pri-

vatwirtschaftlich orientierten Unterneh-

mens entwickeln. In diesem Bereich wur-

den in den letzten Jahren bereits wichtige

Die optimale Organisationsform der Arbeitsvermittlung
Quelle: in Anlehnung an KONLE-SEIDL/WALWEI (2002)
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Schritte unternommen, allerdings erfolg-

te die Umsetzung von Änderungen häufig

zaghaft. Hier müssen weit konsequenter

als bisher privatwirtschaftliche Kontroll-

und Entlohnungssysteme angewendet

werden.

Auch im relativ jungen Prämiensystem

der Vermittlungsgutscheine sind Verbes-

serungen notwendig. Zudem sind, um

den positiven externen Effekt der Einspa-

rung arbeitsmarktpolitischer Ausgaben

durch den Staat zu unterstützen, für die

Vermittlung jedes Arbeitslosen Prämien

zu zahlen, wobei diese Prämien für leicht

vermittelbare Arbeitslose sehr gering aus-

fallen sollten. Außerdem ist vom gesetzli-

chen Verbot der Zahlung von Aufwands-

entschädigungen im Fall einer nicht

erfolgten Vermittlung sowie von der

gesetzlichen Festlegung von Höchstgren-

zen für Vermittlungsgebühren Abstand zu

nehmen.

Der Paradigmenwechsel von der aktiven

zur aktivierenden Arbeitsmarktpolitik

brachte mit Einführung des SGB III

wichtige Innovationen hinsichtlich der

Kooperation zwischen Arbeitslosem und

Arbeitsvermittler mit sich. Maßnahmen

wie Eingliederungsvereinbarungen oder

Suchprotokolle führen zu einer verstärk-

ten Aktivität des Arbeitslosen in der

Arbeitsuche. Allerdings sind in diesem

Bereich konkrete Regelungen zur einheit-

lichen Anwendung der Maßnahmen

durch die Arbeitsvermittler erforderlich.

Über ein den Ergebnissen des dritten

Kapitels in weiten Teilen entsprechendes

Vermittlungssystem verfügt seit einigen

Jahren Australien. Das fünfte Kapitel

widmet sich deshalb der Vorstellung des

australischen Systems und untersuchte,

inwieweit die dort bestehenden Institutio-

nen als Orientierung für den weiteren

Umbau des deutschen Vermittlungssys-

tems dienen können.

Seit 1998 vergibt das australische

Arbeitsministerium Vermittlungsaufträge

zur Eingliederung von Arbeitslosen aus-

schließlich an eine Gruppe von Vermitt-

lungsinstitutionen, welche sich im Vor-

feld durch einen regelmäßig wiederkeh-

renden Auswahlprozess qualifiziert

haben. Dabei erhalten die Vermittlungs-

institute dieses Job-Networks Bonusprä-

mien vom Staat, wenn sie einen Arbeits-

losen vermitteln konnten. Besonders die-

ses flexible Prämien- und Gebührensys-

tem des australischen Modells, welches

je nach Vermittlungsschwere und Ver-

mittlungsgebiet große Unterschiede in

der Bezahlung der Vermittlungsinstitute

zulässt und auch die Langfristigkeit der

Vermittlung berücksichtigt, kann dem

deutschen Vermittlungssystem als Vor-

bild dienen. Allerdings ist dabei von der

Begrenzung der Auszahlungen an Job-

Network-Mitglieder Abstand zu nehmen,

da dies einen unzulässig starken Eingriff

in den Vermittlungsmarkt darstellt. Aller-

dings ist das Instrument einer staatlichen

Qualitätsprüfung, die der Auswahl der

Job-Network-Teilnehmer zugrunde liegt,

auch für den deutschen Vermittlungs-

markt interessant. Denn in Deutschland

sind die Qualitätsstandards und Qualitäts-

zertifikate der privaten Vermittlungsorga-

nisationen noch wenig anerkannt. Durch

die staatliche Prüfung und Empfehlung

bestimmter Vermittlungsinstitutionen

würde die Bekanntheit der Vermittlungs-

qualität steigen, was einen weiteren posi-

tiven Wettbewerb der Vermittlungsinsti-

tutionen untereinander zur Folge hätte.

Trotz einiger kleiner Einschränkungen

kann das australische Vermittlungssystem

dem deutschen als Vorbild dienen. Was

den weitergehenden Umbau der Bundes-

agentur zu einer an privatwirtschaftlichen

Unternehmensstrukturen orientierten

Organisation betrifft, sollte besonders die

Verdrängung der privatisierten staatli-

chen Vermittlungsagentur Employment

National aus dem Job-Network in der

politischen Debatte berücksichtigt wer-

den. Hieran zeigt sich eindrucksvoll, dass

private Arbeitsvermittler ihrer Aufgabe

effizienter nachkommen können, als dies

einer staatlichen Vermittlung – selbst mit

privatwirtschaftlichen Strukturen – mög-

lich ist. Insofern ist langfristig ein voll-

ständiger Rückzug der Bundesagentur für

Arbeit aus der aktiven Vermittlung zu

befürworten. Nur durch das so erreichte

Semi-Markt-System, in welchem sich die

Bundesagentur auf regulierende Eingriffe

in einen privaten Vermittlungsmarkt

beschränkt, ist die Umsetzung einer effi-

zienten Arbeitsvermittlung gewährleistet.

� Anne Kretschmer

� (0251) 83-2 29 55

� anne.kretschmer@
ifg-muenster.de
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Eine institutionenökonomische Analyse

Das Controlling von Unternehmenskooperationen übernimmt vor allem eine Kontrollfunktion, wel-
che die Effizienz und den wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmenskooperationen sicherstellen
soll. Wegen der starken Zunahme von Unternehmenskooperationen stellt dieses Thema ein höchst
aktuelles und interdisziplinäres Forschungsgebiet dar.

In der unternehmerischen Praxis haben

sich Kooperationen zu einem dominanten

Geschäftsmodell herausgebildet. Die Ar-

beitsteilung zwischen Unternehmen unter-

liegt derzeit einem ausgeprägten Wandel.

Damit ist ein Aufbrechen der Wertschöp-

fungsketten verbunden. Viele Unter-

nehmenskooperationen entstehen, um

neuartige Wertschöpfungsketten zu er-

proben. Doch nicht jede Unternehmensko-

operation führt auch zu einem effizienten

Ergebnis. Eine Unternehmenskooperation

für sich genommen ist keine Garantie für

eine erfolgreiche Kooperation. Aus die-

sem Grund ist das Controlling von Unter-

nehmenskooperationen wichtig, um ineffi-

ziente Kooperationen anzupassen oder zu

beenden. Fehlt das Kooperationscontrol-

ling, läuft die Kooperation Gefahr, dass

die spezifischen Investitionen so groß

werden, dass eine Auflösung der ineffi-

zienten Zusammenarbeit nur unter großen

Verlusten vonstatten gehen kann. Das

Kooperationscontrolling stellt sicher, dass

nur effiziente Unternehmenskooperatio-

nen weitergeführt werden.

Doch das Controlling von Unternehmens-

kooperationen übernimmt nicht nur eine

wichtige  Kontrollfunktion, sondern auch

eine Planungs- und Informationsfunktion.

Hierbei wird sein umfassender Charakter

deutlich. Denn das Kooperationscon-

trolling liefert wertvolle Informationen,

die vom strategischen Management, über

das Verhandlungsmanagement bis hin zum

operativen Kooperationsmanagement alle

Kooperationsentscheidungen grundlegend

beeinflussen. Die Ergebnisse des Koope-

rationscontrollings stellen eine Datenbasis

dar, anhand welcher alle an der Kooperati-

on beteiligten Unternehmen und Mitarbei-

ter die Effizienz ihrer Zusammenarbeit

einschätzen und dadurch verbessern kön-

nen.

Doch genauso wie für Unternehmen eige-

ne Controllinginstrumente eingesetzt wer-

den, müssen für die Anforderungen von

Unternehmenskooperationen spezifische

Controllinginstrumente adaptiert oder neu

entwickelt werden. Hierbei bieten sich

Instrumente an wie beispielsweise die

kooperative Kostenrechnung, die Coope-

rative Balanced Scorecard, Verrechungs-

preise oder Szenarioanalysen.

Ein wesentliches Ergebnis bei der Ent-

wicklung von Controllinginstrumenten für

Unternehmenskooperationen ist, dass

Kennzahlensysteme auch weiche Faktoren

wie die Transaktionsatmosphäre und die

Kommunikation zwischen den Kooperati-

onspartnern berücksichtigen sollten. So

kann beispielsweise die Balanced Score-

card um eine fünfte Perspektive – die so

genannte Kooperationsperspektive –

erweitert werden. Auf diese Weise kann

eine erweiterte Balanced Scorecard die

Gefahr des Ausbeutens der Quasirente

wesentlich mindern.

Trotz der großen Bedeutung des Koopera-

tionscontrollings ist anzumerken, dass

durch die Einführung eines Koopera-

tionscontrollings zusätzliche Kosten für

eine Organisation entstehen. Die Kontrol-

le über eine Unternehmenskooperation

steht somit nicht kostenlos zur Verfügung.

Wenn jedoch die Interessen der Kooperati-

onspartner in eine gemeinsame Richtung

weisen, können auch Unternehmensko-

operationen entstehen, die zunehmend

Kontrolle durch Vertrauen ersetzen. Die

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die

Kooperationspartner sich gegenseitig ein-

schätzen und Erwartungen über ihr Ver-

halten bilden können. So können langfris-

tig die Ausgaben für ein Kooperationscon-

trolling gesenkt werden. Wenn sich jedoch

die Interessen der Kooperationspartner

ändern sollten – was leicht durch Verände-

rungen der Umwelt hervorgerufen werden

kann – muss es möglich sein, die Ausga-

ben für ein effizientes Kooperationscon-

trolling zu erhöhen, ohne das Vertrauen

zwischen den Kooperationspartnern zu

schädigen. 

� Cengiz K. Iristay
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Eine unternehmenskulturelle Betrachtung von virtuellen Netzwerken

Eine zunehmende Internationalisierung stellt Unternehmen vor eine Reihe von Herausforderungen
und bietet gleichzeitig Chancen, die es mit der richtigen Strategie zu ergreifen gilt. Insbesondere
durch die neuen Informations- und Kommunikationssysteme werden Unternehmen in die Lage ver-
setzt, weltweit Informationen auszutauschen und gemeinsam an Projekten zu arbeiten. Virtuelle
Netzwerke sind eine Form der Kooperation von Unternehmen, die sich diese Entwicklungen zu
Nutze macht und insbesondere im internationalen Kontext als sehr geeignet gilt. Als problematisch
gilt allerdings ihre Fragilität. Es ist Stabilität gefordert, die den zentralen Vorteil, die Flexibilität eines
Virtuellen Netzwerkes, jedoch nicht negieren darf.

Patrick Koch betrachtet die Unterneh-

menskultur in virtuellen Netzwerken als

einen Mechanismus, der stabilisierend

wirken kann. Er stellt die Frage, wie eine

Netzwerkkultur Unsicherheiten zwischen

Netzwerkpartnern beseitigen und die

Komplexität des Netzwerkes beherrsch-

bar machen kann. Als ein erfolgskritischer

Faktor wird der Ausgleich zwischen

einem komparativen Flexibilitätsvor-

sprung gegenüber anderen Organisations-

formen und einer ausreichenden Stabilität

gesehen. Ein Zwischenfazit stellt fest,

dass die Unternehmenskultur grundsätz-

lich über Funktionen zur Reduktion oder

Beseitigung der Komplexität und Unsi-

cherheit verfügt. Im Verlauf der Arbeit

wird die Funktionsfähigkeit einer Unter-

nehmenskultur speziell in virtuellen Netz-

werken untersucht. Es folgt die Erkennt-

nis, dass die Funktionen prinzipiell erfüllt

werden, die Wirkungen jedoch näher

betrachtet werden sollten. Eine institutio-

nenökonomische Analyse der Binnenbe-

ziehung des virtuellen Netzwerkes kommt

zu dem Ergebnis, dass die Unternehmens-

kultur Prinzipal-Agent-Probleme mindern

kann und die Funktionen der Unterneh-

menskultur in der Lage sind, die Agency-

Kosten zu reduzieren. Das Kernkapitel

der Arbeit untersucht die erfolgskritischen

Bestandteile der Unternehmenskultur, zu

denen neben Vertrauen und Flexibilität

auch Kundenorientierung zählen. Patrick

Koch kommt zu dem Schluss, dass ein

kulturbewusstes Management in virtuel-

len Netzwerken alles unter den Grundsatz

der Flexibilität ordnen sollte, da daraus

wiederum Vertrauen und Verlässlichkeit

und damit wiederum Stabilität entsteht. Er

gibt einen positiven Zukunftsausblick

hinsichtlich des Zusammenhangs zwi-

schen Internationalisierung, virtuellen

Netzwerken und Unternehmenskultur.

Die Einbeziehung von Effizienzaspekten in die Europäische 
Wettbewerbspolitik

Eine Analyse von Fallbeispielen der Unternehmenskooperation

Seit einigen Jahren hat es sich die Europäische Kommission auf die Fahnen geschrieben, bei wett-
bewerbspolitischen Beurteilungen einen stärker ökonomisch geprägten Ansatz zu verfolgen. Die-
ser Ansatz beinhaltet insbesondere die Berücksichtigung von Effizienzgewinnen, die durch Unter-
nehmenszusammenschlüsse und -kooperationen generiert werden. In der Arbeit von Frank-Micha-
el Henn wird die Einbeziehung von Effizienzaspekten in die Beurteilung von Unternehmenskoope-
rationen genauer untersucht.

Die wettbewerbsökonomische Diskussi-

on findet seit jeher in einem Spannungs-

feld gegenläufiger wohlfahrtsrelevanter

Wirkungen von Unternehmenskoopera-

tionen statt: der Gefahr der Ausnutzung

wirtschaftlicher Macht und Effizienzge-

winnen. Derzeit findet, im Rahmen des

stärker ökonomisch geprägten Ansatzes,

eine gewisse Akzentverschiebung zu-

gunsten der Berücksichtigung von Effi-

zienzaspekten statt. 
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Effizienzaspekte in der 
Wettbewerbspolitik

Im Mittelpunkt der Arbeit stand daher die

Frage, ob und inwiefern Effizienzaspekte

bereits bisher in die Beurteilung von

Unternehmenskooperationen durch die

europäischen Wettbewerbsbehörden ein-

geflossen sind. Um dies zu beurteilen, ist

zunächst zu fragen, welche Arten von

Effizienzvorteilen im Rahmen von Unter-

nehmenskooperationen überhaupt zum

Tragen kommen können. Zu diesem

Zweck ermittelte Henn vier Arten von

Effizienzkategorien, die jeweils eine sta-

tische und eine dynamische Komponente

haben. Die produktive Effizienz stellt auf

eine Kostenminimierung (statisch) bzw.

Kostensenkung (dynamisch) ab. Qualita-

tive Effizienz bezieht sich auf eine

Anpassung an die Verbraucherpräferen-

zen bzw. auf Produktinnovationen. Eine

Effizienzkategorie aus der Theorie der

Neuen Institutionenökonomik stellt die

Transaktionskosteneffizienz dar, in deren

Rahmen bestimmt wird, ob es sich bei

einem Kooperationsvorhaben tatsächlich

um die optimale Organisationsform für

den jeweiligen Zweck handelt. Die allo-

kative Effizienz schließlich wird am opti-

malen Marktergebnis der Grenzkosten-

preise gemessen.

Fallentscheidungen auf 
der Basis von 

Effizienzargumenten

Effizienzaspekte können im Rahmen der

europäischen Wettbewerbsordnung in die

Beurteilung von Kooperationsvorhaben

über eine Einzelfreistellung oder eine

Gruppenfreistellung Eingang finden. Die

Voraussetzungen für eine Freistellung

werden in Artikel 81 Absatz 3 des EG-

Vertrages gelegt. Es kommt jedoch ent-

scheidend auf die Auslegung dieser

Gesetzesnorm an, inwieweit Effizienz-

aspekte tatsächlich ihre Berücksichtigung

finden. In den betrachteten Fällen kom-

men Effizienzargumente in unterschiedli-

cher Weise zum Tragen. Im Fall "Cégé-

tel" wird aufgrund von Effizienzsteige-

rungen sowie von positiven Auswirkun-

gen auf den Wettbewerb (Schaffung eines

zusätzlichen Anbieters) positiv über eine

Einzelfreistellung für die betreffende

Kooperation auf dem französischen Tele-

kommunikationsmarkt entschieden. Auch

im Fall "Lufthansa/SAS" erging aufgrund

von Effizienzargumenten eine Einzelfall-

freistellung durch die Kommission. Zu

einem gegenteiligen Ergebnis in der Luft-

fahrtbranche kamen die Wettbewerbsbe-

hörden hingegen im Fall "SAS/Maersk".

Eine Freistellung wurde hier aufgrund

verschwiegener, wettbewerbswidriger

Absprachen verwehrt. Besonders interes-

sant ist die wettbewerbspolitische Beur-

teilung des Falls Eurovision, der ein

Kooperationsvorhaben in der Rundfunk-

und Fernsehbranche betraf. Nachdem die

Kommission positiv über eine Einzelfall-

freistellung (mit Auflagen) beschieden

hatte, wurde ihre Entscheidung durch den

Europäischen Gerichtshof für nichtig

erklärt. 

Henn kommt zu dem Fazit, dass die Ein-

stellung der Kommission gegenüber Effi-

zienzargumenten von einer großen Libe-

ralität und auffallender Großzügigkeit

geprägt ist. Die entsprechenden Beurtei-

lungen werden vom Europäischen

Gerichtshof allerdings nicht immer

geteilt. Es erscheint notwendig, die wei-

teren Entwicklungen zu beobachten, um

daraus eine Einschätzung der zukünftigen

Praxis ableiten zu können.

� Tholen Eekhoff
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Eine Analyse aus kooperationstheoretischer Perspektive

Mit der zunehmenden Verbreitung von Netzwerken als Geschäftsmodell einerseits und der steigen-
den Bedeutung von Ratingurteilen andererseits bildet sich das Verbundrating, die Einschätzung
eines gesamten Netzwerkes, als spannendes Diskussionsobjekt mit weitreichenden Konsequen-
zen heraus. 

Das Thema ist für stark institutionalisier-

te Netzwerke mit ausdifferenzierter

Arbeitsteilung besonders relevant. Es

liegt nahe, nach der wirtschaftlichen Per-

formance und den entsprechenden Per-

spektiven des Ganzen zu fragen. Dabei ist

wichtig zu erkennen, dass die Qualität

des gesamten Netzwerkes besser oder

schlechter als einzelne Elemente sein

kann. 

Der genossenschaftliche Finanzverbund

ist ein solches Netzwerk mit ausdifferen-

zierter Arbeitsteilung und mit heteroge-

nen Mitgliedern, also ein sehr geeignetes

Untersuchungsobjekt. Ein Verbundrating

bietet dem genossenschaftlichen Finanz-

verbund vielfältige Chancen, wenn not-

wendige Voraussetzungen vorliegen.

Katrin Eidmann stellt in ihrer Analyse

folgende Fragen in den Mittelpunkt: Wel-

che Effekte ergeben sich aus einem Ver-

bundrating für das genossenschaftliche

Netzwerk als Ganzes und für die einzel-

nen Mitglieder? Werden die Kriterien,

welche von den Ratingagenturen für ein

Verbundrating vorausgesetzt werden, im

genossenschaftlichen Finanzverbund

erfüllt? Wie verändert sich durch ein Ver-

bundrating die Zusammenarbeit im Ver-

bund? Katrin Eidmann stellt einen Krite-

rienkatalog für die Vergabe eines Ver-

bundratings vor, der von FITCH

RATINGS für das Sparkassensystem ent-

wickelt wurde, und identifiziert ihn als

auch für den genossenschaftlichen Ban-

kensektor geeignet. Die Kriterien enthal-

ten eine gemeinschaftliche Strategie, eine

konsolidierte Rechnungslegung, einen

gemeinsamen Haftungsverbund sowie

ein einheitliches Risikomanagement.

Eidmann kommt zum Ergebnis, dass die

Kriterien, die ein Verbundrating zulassen,

im genossenschaftlichen Finanzverbund

in seiner aktuellen Ausformung nur teil-

weise erfüllt sind. Sie analysiert, welche

Schritte eingeleitet werden müssten, um

eine Transformation zu ermöglichen.

Dabei konzentriert sie sich auf die Rolle

eines fokalen Unternehmens, welches die

Leistungsbereiche der gemeinsamen

Strategieentwicklung, der konsolidierten

Rechnungslegung und des einheitlichen

Risikomanagements übernehmen sollte,

und fragt, welcher Akteur oder welche

Akteure diese ausfüllen könnten. 

Die erstmalige Veröffentlichung einer

konsolidierten Bilanz im Sommer dieses

Jahres sowie die aktuelle Diskussion über

die zukünftige Struktur der Arbeitsteilung

im genossenschaftlichen Finanzverbund

verdeutlichen die Aktualität und Brisanz

der Thematik des "Verbundrating". Nicht

nur für den Sparkassensektor, sondern für

das genossenschaftliche Finanznetzwerk

weist die Frage des Verbundratings

Aktualität und Relevanz auf.

Besonders interessant ist dabei, dass eini-

ge genossenschaftliche Finanzverbünde

in Europa ein Verbundrating praktizieren.

Für Deutschland gilt, dass einige der

Voraussetzungen für ein solches Regime,

wie eine einheitliche und gemeinsame

Netzwerkstrategie, derzeit – vorwiegend

aus anderen Gründen – intensiv diskutiert

werden.

� Peter Ebertz

� (0251) 83-2 28 94

� peter.ebertz@
ifg-muenster.de

��  Information

Die Arbeit wurde von Katrin Eidmann
verfasst.
Eine gekürzte Fassung der Diplomarbeit
erscheint als IfG-Arbeitspapier Nr. 47.
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Aktuelle Diskussion 

Die aktuelle Struktur- und Strategiedebatte im Finanzverbund beeinflusst die Governancestruktu-
ren der Zukunft. Im Zuge der ersten konkreten Annäherungsgespräche zwischen der DZ Bank und
der WGZ-Bank bzgl. einer gemeinsamen Zukunft als fusionierte Zentralbank sind verschiedene
Vorschläge diskutiert worden. Auch auf Verbandsebene findet eine Strategiediskussion statt.

Die Governancestrukturen des Genossen-

schaftlichen Finanzverbundes werden

momentan im Verbund kontrovers disku-

tiert. Die mögliche Fusion der WGZ-

Bank eG und der DZ Bank AG waren der

Auslöser für diese Debatte, wobei das

auch in der Presse dargestellte Strategie-

Holding-Modell der WGZ-Bank eine ent-

scheidende Rolle spielt. Die Westdeut-

sche Genossenschafts-Zentralbank stellt

sich die zukünftige Struktur der beiden

Zentralinstitute und Verbundunterneh-

men wie folgt vor.

Das dargestellte Modell würde die

Governancestrukturen im Genossen-

schaftlichen Finanzverbund erheblich

verändern. Die “dominierende Rolle” der

DZ Bank AG würde sich verändern. Der-

zeit sind die größten Verbundunterneh-

men mehrheitlich im direkten Besitz der

DZ Bank AG, welche die strategische

Ausrichtung dieser Unternehmen beein-

flusst. Das WGZ-Bank-Modell sieht die

“Gleichstellung” der fusionierten DZ-

WGZ-Bank vor. Das Konglomerat wird

dann zentral über eine Strategieholding

gesteuert. Die Gremien, also Aufsichtsrat

und ein zu bildender Strategiebeirat, wer-

den von den Kreditgenossenschaften fest-

gelegt. Der Aufsichtsrat dieser Holding

bestimmt dann den Vorstand. Somit sol-

len die Interessen der Primärbanken stär-

ker als bisher Einfluss auf die Verbundin-

stitute nehmen. Die fusionierte Zentral-

bank wird wie die anderen Verbundunter-

nehmen auch gesteuert. Dies wäre damit

verbunden, dass die Verfügungsrechte

der heutigen DZ Bank eingeschränkt

werden. 

Neuausrichtung des BVR bei
der Strategiefestlegung 

Des Weiteren ist zu bemerken, dass

neben den Vorschlägen der WGZ-Bank

eine neue strategische Aufstellung des

BVR verabschiedet wurde. Prinzipiell

geht es bei dem neuen Konzept des BVR,

welches mit einer Satzungsänderung ver-

bunden ist, um die Etablierung von sie-

ben Fachräten, welche als strategisches

Kompetenzzentrum für die Erarbeitung

und Umsetzung der Strategien der Pri-

märbanken verantwortlich sind. Die bis-

herigen Kernaufgaben des BVR

beschränken sich weitgehend auf die Ver-

tretung der Volks- und Raiffeisenbanken

in der Öffentlichkeit und auf die Siche-

rung der Existenz der einzelnen Institute

durch die Geschäftsführung der Siche-

rungseinrichtung. Daneben wurde die

Strategie “Bündelung der Kräfte” initiiert

und moderiert. Die bisherige Einfluss-

nahme auf strategische Aspekte soll

durch die Satzungsänderung gestärkt und

institutionell verankert werden. Dabei

werden sich die sieben Fachräte aus

wahrscheinlich nicht mehr als 20 Mitglie-

der zusammensetzen, wobei die Auswahl

hohen fachlichen Ansprüchen entspre-

chen wird. Die Mitglieder der Fachräte

entstammen den Primärbanken und wer-

den auf Vorschlag der regionalen Gre-

mien durch den Verbandsrat gewählt. Das

Das Strategie-Holding-Modell der WGZ-Bank



Das Monitoring von Banken umfasst im

weiteren Sinne jegliches Sammeln und

Auswerten von Informationen über den

Kreditnehmer. Eine Spezialisierung im

Monitoring ist im Sinne einer Zielgrup-

penspezialisierung zu verstehen, also die

Vergabe von Krediten an ausgewählte

Branchen oder Regionen (Sektoren).

Dadurch lässt sich die Qualität des Moni-

torings erwartungsgemäß steigern. Dieser

Spezialisierung steht allerdings die Sek-

tordiversifikation entgegen, also die Ver-

gabe von Krediten an unterschiedliche

Sektoren. Durch Diversifikation lässt

sich das Risiko des Kreditportfolios im

Allgemeinen senken. Insofern besteht für

die Bank ein Zielkonflikt, der durch die

Standardmodelle der Unternehmensfi-

nanzierung, aber auch der Finanzinterme-

diationstheorie nicht eindeutig gelöst

werden kann.

Das Winton-Modell

Winton (1999) entwirft ein Modell, mit

dem er die Entscheidungssituation

(Diversifikation oder Spezialisierung) für

eine Bank strukturiert. Die Entscheidung

der Bank ist von verschiedenen Rahmen-

bedingungen abhängig: der Monitoring-

expertise, der Stärke des Anreizes zum

risk shifting und dem Risiko des Kredit-

portfolios bzw. dem Ausfallrisiko der

Bank (Bankrisiko). Die Monitoringex-

pertise äußert sich in der besseren Fähig-

keit einer Bank, problematische Kredite

abzuwickeln und entsprechend höhere

Rückflüsse zu generieren. Ein Anreiz

zum risk shifting, also zum Unterlassen

des Monitoring, besteht für die Bank,

falls die erwarteten Erträge durch das

Monitoring geringer sind als die Monito-
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Management der einzelnen Fachräte wird

von einem Mitarbeiter des BVR wahrge-

nommen. Im Unterschied zur bisherigen

Politik soll die operative Umsetzung der

durch den Verbandsrat gebilligten

Beschlüsse vom BVR mitgestaltet und

begleitet werden. Inwiefern die Vorschlä-

ge der Fachräte verbindlich sind, ist zu

diskutieren. Laut Vorgabe des BVR

besteht Freiwilligkeit bei der Umsetzung

der erarbeiteten Konzepte.

Eine Integration dieses Fachrätekonzep-

tes in das WGZ-Bank-Modell ist vorstell-

bar. So könnte der im WGZ-Bank-Modell

integrierte Strategiebeirat auch Aufgaben

der sieben Fachräte übernehmen. Ein

Parallellaufen beider Konzepte ist mög-

lich, wenn es gelingt, Doppelarbeiten zu

vermeiden und effiziente Abstimmungs-

prozesse einzurichten. Die Fachräte sind

zwar primär für die strategischen Fragen

auf Primärbankebene zuständig, aber die

erarbeiteten Konzepte werden auch von

der Strategie der im Netzwerk vorhande-

nen Verbundunternehmen stark beein-

flusst. Daher wird die Kommunikation

zwischen der Strategieholding und den

Fachräten sehr wichtig. Eine zeitnahe

und intensive Abstimmung und Diskussi-

on ist von Nöten, um effiziente und

konsensfähige Governancestrukturen für

das genossenschaftliche Finanznetzwerk

umzusetzen.

Das Fachrätekonzept des BVR

� Alexander Eim

� (0251) 83-2 29 83

� alexander.eim@
ifg-muenster.de

Diversifikation versus Spezialisierung im Kreditportfolio

Die konkrete Formulierung von Bankkernkompetenzen wird zur 
künftigen Herausforderung für Theorie und Praxis

In der Theorie der Finanzwirtschaft werden zumeist die Vorteile eines diversifizierten Kreditportfo-
lios hervorgehoben. Die Nachteile der Diversifikation und damit die Vorteile einer Spezialisierung
im Monitoring finden nun aber zunehmend Aufmerksamkeit in der wissenschaftlichen Diskussion.
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ringkosten. Selbst wenn das Monitoring

aus volkswirtschaftlicher Sicht immer

vorteilhaft ist, besteht für das Bankmana-

gement ein Anreiz zum risk shifting, da

die Monitoringgewinne beim Bankaus-

fall zu Gunsten der Fremdkapitalgeber

der Bank gehen.

Allgemeine Ergebnisstruktur
des Winton-Modells

Die allgemeine Ergebnisstruktur des

Modells lässt auf Spezialisierungsgewin-

ne schließen, die quadratisch abhängig

vom Bankrisiko sind

– Bei niedrigem Risiko ist eine Speziali-

sierung meist vorteilhaft. Die Gefahr

eines Bankausfalls ist kaum gegeben und

die Bank kann durch Expertise die Quali-

tät im Monitoring sichern.

– Bei moderatem Risiko werden die Vor-

teile der Diversifikation relevant. Durch

diese kann die Ausfallwahrscheinlichkeit

der Bank gesenkt werden, und Monito-

ringanreize bekräftigt werden.

– Bei hinreichend hohem Risiko ist die

Ausfallwahrscheinlichkeit einer diversi-

fizierten Bank höher, so dass diese eine

Spezialisierung bevorzugt.

Empirische Ergebnisse

Die theoretischen Ergebnisse des Win-

ton-Modells werden in einer Studie von

Acharya/Hasan/Saunders (2003) einer

empirischen Überprüfung unterzogen.

Die Studienergebnisse unterstützen weit-

gehend die Thesen von Winton. Die Aus-

wirkung der Diversifikation auf die Per-

formance einer Bank ist nach dieser Stu-

die sogar überwiegend negativ. So wird

von den Autoren resümiert, dass an Stelle

von großen diversifizierten Banken ver-

schiedene spezialisierte Banken die opti-

male Organisationsform des Bankensek-

tors darstellen. Dieser generellen Emp-

fehlung kann allerdings nur bedingt

gefolgt werden, da die Studie – wie viele

empirische Untersuchungen – mit einigen

Erhebungs-, Messungs- und Interpretati-

onsproblemen behaftet ist. 

Fazit

Nichtsdestotrotz zeigen die theoretischen

und empirischen Ergebnisse eindeutig,

dass die Diversifikationsstrategie auch

für Banken keine Einbahnstrasse ist. Eine

Herausforderung besteht für Wissen-

schaft und Praxis in Zukunft darin, die

Kernkompetenz einer Bank konkreter zu

beschreiben, um so unter anderem einen

bankindividuellen Diversifikations- bzw.

Spezialisierungsgrad abzuleiten.

Quadratische Abhängigkeit der Spezialisierungsgewinne vom Bankrisiko

� Dirk Lamprecht

� (0251) 83-2 28 07

� dirk.lamprecht@
ifg-muenster.de

Eine der interessantesten Entwicklungen

in der Finanzbranche ist die Internationa-

lisierung der Banken und die Integration

der verschiedenen nationalen Märkte,

insbesondere in Europa, zu einem ein-

heitlichen Markt. Die Einführung einer

einheitlichen Währung hat zweifellos

diese Entwicklung beschleunigt, wenn-

gleich die Integration in den verschiede-

nen Bereichen des Finanzwesens unter-

schiedlich weit vorangeschritten ist. So

kann einerseits für den Geldmarkt kon-

Der Einfluss der Internationalisierung auf die Finanzmarktregulierung

Aktuelle Diskussion 

Der Internationalisierungsprozess sorgt für weit reichende Veränderungen der Marktstrukturen im
Finanz- und Bankenwesen. Daraus ergeben sich notwendige Anpassungen der Aufsichtsmecha-
nismen und Regulierungsmethoden. Um Stabilität zu erreichen und den neuen Herausforderungen
gerecht zu werden, reichen die vorhandenen Institutionen nicht aus, da sie den Wirkungsraum
nicht hinreichend erfassen.  
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statiert werden, dass er weitestgehend

integriert ist, was sich aus einem einheit-

lichen Zinssatz für den Geldmarkt ergibt.

Andererseits steht insbesondere der Ban-

kenmarkt erst am Anfang des Integrati-

onsprozesses. Grenzüberschreitend tätige

Banken finden sich nur vereinzelt. Dies

ist teilweise auf nationale Interessen der

Regierungen zurückzuführen, die den

Zugang zum heimischen Bankenmarkt

beschränken. Es gilt somit die Ursachen

für die unterschiedlichen Geschwindig-

keiten der Integrationsprozesse zu unter-

suchen und gleichzeitig die Vorteile und

Chancen, die sich beispielsweise aus der

Möglichkeit einer breiteren Risikostreu-

ung oder dem Abbau von Informations-

asymmetrien bei Auslandsinvestitionen

ergeben, aufzuzeigen. Jedoch entstehen

durch den Internationalisierungsprozess

auch Nachteile z.B. in Form eines gestei-

gerten systemischen Risikos. Durch die

erhöhte Vernetzung der nationalen Fi-

nanzintermediäre und Finanzmärkte

steigt zwar einerseits die Effizienz aber

andererseits auch die Anfälligkeit für sys-

temweite Krisen, d.h. die Übertragung

nationaler Krisen in andere Länder und

Märkte. Ferner ergeben sich Änderungen

bei der Gewährung von Krediten insbe-

sondere an kleine und mittelständische

Unternehmen.

Die Analysen der Entstehung der vergan-

genen Finanzkrisen haben gezeigt, dass

sie insbesondere durch eine Loslösung

des Internationalisierungsprozesses von

der Entwicklung adäquater Regulie-

rungsmaßnahmen ermöglicht werden.

Aus diesem Grund werden in einem

nächsten Schritt die neuen Anforderun-

gen an die Finanzregulierung untersucht,

um derartige Finanzkrisen verhindern zu

können. Die vorhandenen Institutionen

werden allgemein beschrieben und ihre

Wirkungen in Bezug auf Stabilität und

Effizienzsteigerungen beurteilt. Darüber

hinaus werden weiterführende Institutio-

nen aufgezeigt, die der Stabilisierung und

Effizienzsteigerung dienen. In diesem

Zusammenhang stellen sich die Fragen,

ob die bisherigen Institutionen den neuen

Anforderungen gewachsen sind oder sich

Bedarf für neue Regulierungsmaßnah-

men ergibt. Bei der Suche nach neuen

Institutionen muss beurteilt werden, ob es

ausreicht, einen einheitlichen Regulie-

rungsraum auf das gewachsene Gesamt-

system auszudehnen, oder ob sich die

Regulierungsaufgaben qualitativ geän-

dert haben. Eine Analyse, die sich dabei

auf den europäischen Markt als Integrati-

onsraum beschränkt, ist in ihrer Reich-

weite unzureichend, da der Internationa-

lisierungsprozess darüber hinausreicht.

Um Finanzmarktstabilität hinreichend

gewährleisten zu können, ist der adäqua-

te Regulierungsraum auf den Wirtschafts-

raum auszudehnen, der durch den inter-

nationalen Finanzmarkt abgedeckt wird.

In einer stärker mikroökonomisch orien-

tierten Betrachtung der Regulierungsin-

stitutionen werden zudem die Anreiz-

strukturen der Individuen aus den Institu-

tionen analysiert. In der Abbildung ist der

Analyserahmen vereinfacht dargestellt.

Die nationalen Regulierungsrahmen in

Land A bzw. B haben für die nationalen

Wirtschaften hinreichend Stabilität her-

beigeführt. Durch die Internationalisie-

rung sind die nationalen Wirtschaften

enger zusammengewachsen, sodass die

nationalen Regulierungsmaßnahmen

nicht ausreichen, den entstandenen kon-

trollbedürftigen Wirtschaftsraum abzude-

cken. Die nationalen Wirtschaften beein-

flussen sogar die nationale Regulierung

des jeweils anderen Landes. Aus diesem

Grund ist es notwendig, über nationale

Grenzen hinweg Institutionen zu entwi-

ckeln, die die Überwachungslücke füllen.

Abschließend werden die Folgen des

Internationalisierungsprozesses und der

Regulierungsmaßnahmen auf das genos-

senschaftliche Bankenwesen projiziert.

Dabei wird es darum gehen, die Chancen

und Möglichkeiten der Genossenschaften

aber auch die sich ergebenden Ände-

rungsnotwendigkeiten aufzuzeigen 

� Arne Dammer

� (0251) 83-2 28 98

� arne.dammer@
ifg-muenster.de

Notwendigkeit eines staatenübergreifenden Regulierungsraums durch Vernetzung 
der Wirtschaftsräume
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Ergebnisse des IfG-Forschungsseminars 

Im Forschungsseminar des IfG wurden Probleme von Kooperationen mit Hilfe des Instrumentari-
ums der Institutionenökonomik untersucht. Es zeigt sich, dass die Institutionenökonomik eine soli-
de Grundlage zur Analyse von Kooperationen bildet, es jedoch noch Defizite in der empirischen
Umsetzung gibt.

Die Institutionenökonmik erlaubt tiefge-

hende Einblicke in die Funktionsweise

von Organisationen, wie es Unternehmen

und Kooperationen sind. Grund genug

für das IfG, sich regelmäßig mit Anwen-

dungsbeispielen der Institutionenökono-

mik in seinem Doktorandenseminar zu

befassen, bei dem auch externe Dokto-

randen und Mitarbeiter anderer Institute

ihr Wissen einbringen können.

Kundenbindung bei
beschränkter Rationalität

Sabine Grossmann von der Boston Con-

sulting Group, externe Doktorandin am

Institut für Marketing, stellte dar, welche

Konsequenzen beschränkte Rationalität

auf die Kundenbindung hat. Die hehren

Annahmen der ökonomischen Theorie

werden in der Praxis durch Informations-

beschaffungskosten, mangelnde Informa-

tionsverarbeitungsmöglichkeiten und

Unsicherheiten stark relativiert. Dieses

hat natürlich auch einschneidende Konse-

quenzen für das Kaufverhalten. Der

Kunde wird – sinnvollerweise – keine

optimale Lösung seiner Bedürfnisse

anstreben, sondern eine Kaufentschei-

dung, die ihn in gewissem Maße befrie-

digt. Hierfür hat sich der Begriff "Satisfi-

cing" herausgebildet. Bedingt durch diese

Voraussetzungen handeln Menschen häu-

fig (speziell bei Low-Cost-Entscheidun-

gen) routinemäßig und orientieren sich an

Heuristiken. Damit verändern sich auch

die Strategien der Kundenbindung. Ge-

wohnheitsverhalten stellt eine Wechsel-

barriere für den Kunden dar und erhöht

somit die Bindung an ein bestimmtes

Produkt oder an ein bestimmtes Unter-

nehmen. Ziel einer Bindungsstrategie

muss es deshalb sein, dem Kunden ent-

sprechende Heuristiken nahezulegen.

Kann das Unternehmen ferner eine ent-

sprechende Vertrauensbasis aufbauen, so

kann es verstärkt dazu beitragen, dass der

Kunde sein Gewohnheitsverhalten nicht

aufgibt und dem Unternehmen treu

bleibt. 

Hersteller-Händler-Koopera-
tionen – eine institutionen-

ökonomische Notwendigkeit

Die Beziehung zwischen Herstellern und

Handel bietet mannigfache Kooperati-

onsformen, bei denen sich die Wert-

schöpfungskette zwischen diesen beiden

Akteuren zunehmend verschränkt. Karl-

Hendrik Magnus, Consultant bei McKin-

sey und Doktorand am Institut für Supply

Chain Management, stellte dar, wie diese

intensivierte Kooperation institutionen-

ökonomisch begründbar ist.

Die Abwicklung der Lieferbeziehung

über den Markt tritt zunehmend in den

Hintergrund. Konzepte wie Vendor Ma-

naged Inventory (VDI), bei dem der Her-

steller auch den Bestand beim Händler

beaufsichtigt und pflegt, oder Collabora-

tive Planning, Forecasting and Reple-

nishment (CPFR), bei dem Händler und

Hersteller gemeinsam den Absatz planen,

gewinnen an Bedeutung. Grund sind

erforderliche Investitionen in kooperati-

onsfähige IT und der Ausbau einer ge-

meinsamen Infrastruktur, die zu effizien-

teren Abwicklungen, aber auch zu einer

höheren Faktorspezifität führen. Zusätz-

lich hat sich die Transaktionshäufigkeit

durch verbesserte Lieferbeziehungen

(Just in time) erhöht und die Unsicherheit

in den Transaktionen ist durch einen

Anstieg der zu kontrollierenden Parame-

ter gewachsen. Diese Aspekte legen

Kooperationen in der Abwicklung der

Lieferbeziehungen nahe, da die Steuer-

barkeit über den Markt zu gering ist.

Mit der Kooperation entstehen auch neue

Optionen zur Überwindung der asymme-

trischen Informationsverteilung in diesen

Lieferbeziehungen. Indem dem Herstel-

ler Verfügungsrechte und Verkaufsinfor-

mationen zur Verfügung gestellt werden,

kann der Wertschöpfungsprozess von

Herstellung bis in den Vertrieb optimiert

werden, ohne dass einer der Partner seine

Eigenständigkeit aufgeben müsste.

Kooperationen im Schienen-
verkehr – ein technisches

Kooperationsproblem

Erfolgversprechende Kooperationsmo-

delle im grenzüberschreitenden europäi-

schen Schienenpersonenverkehr stellen

derzeit eine Ausnahme dar. Benjamin

Ballensiefen, Doktorand am Institut für

Marketing, leitete theoretisch-konzeptio-

nell ab, welche Ausgestaltungsoptionen

eines grenzüberschreitenden Engage-

ments bestehen und wie diese im Hin-



www.ifg-muenster.de 2-200418

IfG intern | Berichte aus der Lehre

Mit der Liberalisierung der Strom- und

Gasmärkte in Deutschland hat eine

grundlegende Änderung der Spielregeln

auf diesen Märkten stattgefunden. Die

alten Demarkationsgebiete wurden auf-

gelöst, zur Strombeschaffung stehen nun

mehr Anbieter zur Verfügung. Gleichzei-

tig ist ein heftiger Wettbewerb um die

Großabnehmer entbrannt. Um mit den

vier großen Anbietern konkurrieren zu

können, bieten sich gerade für kommuna-

le Unternehmen kooperative Arrange-

ments an. 

Nach der Liberalisierung des Energie-

marktes durch die Novellierung des

EnWG im Jahr 1998 verfolgten die ehe-

maligen Verbundunternehmen zunächst

Akquisitionsstrategien, um sich den Ein-

fluss bei den kommunalen Verteilunter-

nehmen und damit deren Kundenstamm

zu sichern. Das Bundeskartellamt hat

diese Akquisitionen zunächst nicht einge-

schränkt. Erst mit dem Jahr 2002 wurden

die Akquisitionen stärker beschränkt. In

der Folge verlegten sich die großen Ver-

teilunternehmen auf kooperative Konzep-

te. RWE und EnBW entwickelten Part-

nerschaftskonzepte, die einerseits die

kommunalen Unternehmen in eine

Abhängigkeit von ihren Vorlieferanten

führten, ihnen andererseits aber auch

gewisse Mitspracherechte in der Produkt-

entwicklung zubilligten.

Der Weg einer vertikalen Kooperation

war nicht für alle kommunalen Verteilun-

ternehmen interessant. Viele von ihnen

entschieden sich für horizontale Koope-

rationen mit anderen, meist benachbarten

kommunalen Unternehmen. Die Intensi-

tät dieser Kooperationen reicht von einfa-

chen Einkaufsringen bis zu intensiven

Beschaffungskooperationen, denen auch

Handelsaktivitäten auf eigene Rechnung

erlaubt sind und die die Steuerung der

Kraftwerke im Portfolio (einzelner)

Stadtwerke übernehmen. Damit realisie-

ren die Kooperationspartner einerseits

Größenvorteile in der Beschaffung und

können andererseits Portfoliovorteile

über eine Vergrößerung der zu bewirt-

schaftenden Bilanzkreise erreicht wer-

den, indem die Lastkurven besser abge-

fahren werden können. In ähnlicher

Weise finden sich Kooperationen im Ver-

trieb. Diese ermöglichen es den kommu-

nalen Unternehmen auch Kunden zu

bedienen, die Abnahmestellen in zahlrei-

chen Bilanzkreisen besitzen, wie es typi-

scherweise Kaufhausketten sind, die

sonst nur durch bundesweit aktive Unter-

nehmen bedient werden könnten.

Das Seminar verdeutlichte darüber

hinaus, dass mit der Liberalisierung auch

die Produktvielfalt im Energiemarkt

zunahm. Dieses reicht von der Differen-

zierung des Produktes Strom über die

Isolierung einzelner Serviceleistungen

bis hin zur Auslagerung neuer Geschäfts-

felder, wie z.B. dem Facility-Manage-

ment. Das Einführen neuer Produkte ver-

einfacht dann zugleich die Kooperation

von Unternehmen, da für die Herstellung

dieser neuen Produkte Elemente ausge-

gliedert und darüber kostenreduzierende

Größenvorteile realisiert werden können.

Kooperationsstrategien bedeuten damit

auch immer, die Überprüfung der eigenen

Produktion auf neue, separierbare Teil-

produkte, die in Kooperationen erstellt

werden können.

Seminar zur Unternehmenskooperation

Kooperationen in der Energiewirtschaft

Die Liberalisierung der Energiemärkte erfordert weitreichendes Kooperations-Know how. Ein Semi-
nar des IfG behandelte die Aspekte von Kooperationsoptionen in der Energiewirtschaft

blick auf transaktionskostentheoretische

Aspekte zu beurteilen sind.

Dabei konnte festgestellt werden, dass

die Wahl zwischen den drei identifizier-

ten (Kooperations-)Modellen (Allein-

gang, Equity Joint Venture, Contractual

Joint Venture) maßgeblich von den

Markteintrittsbarrieren sowie dem relati-

onsspezifischen Verkehrspotenzial ab-

hängt. Es wurde deutlich, dass diejenigen

Modelle, die eine freiwillige Kooperation

implizieren, auf Grund der geringen Dis-

kriminierungsgefahr eine besondere Ein-

satzfähigkeit auf Märkten mit hohen Ein-

trittsbarrieren aufweisen. Die Allein-

gangsoption hingegen, die eine eher un-

freiwillige Zusammenarbeit im Bereich

der Trassenvergabe voraussetzt, scheint

bei hohen Markteintrittsbarrieren wegen

starkem Diskriminierungspotenzial nicht

realisierbar. Letztlich sind die Modelle,

die einen hohen Kapitalbedarf aufweisen,

auf Grund der Amortisationsnotwendig-

keit vornehmlich auf verkehrsaufkom-

menstarken Relationen als vorteilhaft

einzuschätzen.   

� Eric Meyer

� (0251) 83-2 28 01

� eric.meyer@
ifg-muenster.de

� Eric Meyer

� (0251) 83-2 28 01

� eric.meyer@
ifg-muenster.de
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Dr. Annemarie Janetzki ist Münster und dem Institut für Genossenschaftswesen bereits seit vielen
Jahren eng verbunden. Ihr Studium der Volkswirtschaftslehre und die parallel hierzu aufgenomme-
ne Tätigkeit als studentische Mitarbeiterin am IfG waren sicherlich die beiden wichtigsten Gründe
für die sich entwickelnde Verbundenheit. Mit ihrer wissenschaftlichen Arbeit am IfG und ihren spä-
teren Tätigkeiten bei der Stadt Münster war das Band dann unzertrennlich geknüpft.

Mit dem Institut für Genossenschaftswe-

sen verbindet mich eine intensive Studen-

ten- und Studienzeit und eigentlich ist die

Verbindung immer geblieben. Bereits in

meinem zweiten Studiensemester 1973

bekam ich eine sog "Einsatzstudentenstel-

le" am Institut (noch zur Zeit von Prof.

Boettcher) und lernte dort die Arbeitswei-

se und viele interessante Menschen ken-

nen. Nach erfolgreicher Diplomprüfung

1978 hatte ich im Institut meinen Arbeits-

platz als Mitglied der Forschergruppe

"Kooperation und Wettbewerb" unter Lei-

tung von Prof. Dr. Heinz Grossekettler, der

Mitdirektor am Institut war. Vielleicht

führte die Tatsache, dass ich mein berufli-

ches Tätigkeitsfeld in Münster fand, dazu,

dass der Kontakt zum Institut nie ganz

abriss.

Seit 1982 bin ich Mitarbeiterin der Stadt

Münster in unterschiedlichen Aufgabenbe-

reichen mit den Schwerpunkten Wirtschaft

bzw. Finanzen. Zu dem damaligen Zeit-

punkt waren Mitarbeiter mit meiner fach-

lichen Ausbildung in der Kommune eine

Ausnahme. Es gab (bei rd. 3.500 Beschäf-

tigten) einen Diplomkaufmann und einen

Volkswirt in der Stadtverwaltung! Füh-

rungspositionen waren weitgehend mit

Juristen besetzt und natürlich mit Männern

(auf der Führungsebene mit ca. 50 Perso-

nen – Dezernenten, Amtsleiter, Referenten

– gab es eine einzige Frau). Mein jetziger

Aufgabenschwerpunkt ist die Europaar-

beit der Stadt Münster.

Warum beschäftigt sich eine Kommune

überhaupt mit dem Thema Europa? Die

Städte und ihre Einwohner sind zuneh-

mend von europäischen Entscheidungen

zu zahlreichen Angelegenheiten betroffen,

von Umweltnormen bis hin zur Einwande-

rungs- und Asylpolitik. Gleichzeitig

jedoch wird die Europäische Union ihre

Ziele wie nachhaltige Entwicklung, Wirt-

schaftswachstum und gesellschaftlicher

Zusammenhalt nicht erreichen können,

ohne eine starke Einbindung von kommu-

nalen und regionalen Behörden und die

aktive Zusammenarbeit mit den Bürgerin-

nen und Bürgern. Die Städte haben daher

ein Mitspracherecht im Meinungsbil-

dungsprozess zu den Gesetzgebungsver-

fahren gefordert und sich entsprechend

organisiert: 

Mitgliedschaft der Stadt
Münster im Städteverbund

EUROCITIES

Seit 1999 ist die Stadt Münster Mitglied

bei EUROCITIES, einem Verbund euro-

päischer Großstädte mit über 250 000 Ein-

wohnern. Die Formulierung strategischer

Ziele für den Städteverbund EURO-

CITIES basiert auf der Ausgangsüberle-

gung, dass die Städte für die wirtschaftli-

che Entwicklung Europas eine zentrale

Rolle spielen (80% der Europäer leben in

Städten). Die Weiterentwicklung und die

wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit der

europäischen Städte sind daher äußerst

wichtige Voraussetzungen für das Errei-

chen des strategischen Ziels der Europäi-

schen Union für das nächste Jahrzehnt,

nämlich "der wettbewerbfähigste und

dynamischste wissensbasierte Wirtschafts-

raum der Welt zu werden, der dauerhaftes

Wirtschaftswachstum und gleichzeitig

mehr und bessere Arbeitsplätze und größe-

ren sozialen Zusammenhalt schaffen

kann". (sog. Lissabon-Strategie). Der

Druck, der von den wirtschaftlichen Ver-

änderungen ausgeht, wirkt sich sehr stark

auf die Städte aus, die vor großen Heraus-

forderungen stehen. 

Entsprechend hat EUROCITIES strategi-

sche Ziele für Bereiche formuliert, die

eine klare europäische Dimension haben,

beispielsweise durch EU-Richtlinien und

Gesetze, in denen durch die Zusammenar-

beit der Städte ein deutlicher Mehrwert

entsteht, und wo durch die Zusammenar-

beit zu positiven Veränderungen beigetra-

gen werden kann. Instrumente hierzu sind:

Vernetzung – Wissen vermehren und aus-

tauschen, Strategien entwickeln und be-

einflussen, Öffentlichkeitsarbeit – Öf-

fentliches Bewusstsein schärfen.

Mitgliedschaft der Stadt
Münster im Rat der 

Gemeinden und Regionen
Europas (RGRE), 
Deutsche Sektion

Seit Anfang diesen Jahres ist die Stadt

Münster ebenfalls Mitglied im Rat der

Gemeinden und Regionen Europas

(RGRE), Deutsche Sektion. Der Rat der

Gemeinden und Regionen Europas ist eine

europaweite Organisation der kommuna-

len und regionalen Gebietskörperschaften.

Der RGRE repräsentiert auf diese Weise in

ganz Europa etwa 100.000 kommunale

Gebietskörperschaften. Die deutsche Sek-

tion des RGRE ist ein Zusammenschluss

von rd. 800 europaengagierten deutschen

Städten, Gemeinden und Landkreisen und

arbeitet in den Führungsgremien des euro-



www.ifg-muenster.de 2-200420

IfG intern | Alumni-Forum

päischen Dachverbandes sowie in den Ar-

beitsgruppen mit. Aufgabe der Deutschen

Sektion des RGRE ist es, die Kommunen

europafit zu machen und zwischen Europa

und den Bürgern zu vermitteln. Neben der

Betreuung und Information der Mitglieder

in kommunalrelevanten Fragen der Euro-

päischen Union und des Europarates ge-

hört hierzu insbesondere auch die Förde-

rung des kommunalen Meinungs- und

Informationsaustausches in Europa, sowie

die Vertretung deutscher kommunaler

Interessen im europäischen Einigungspro-

zess.

Nach einem langen Diskussionsprozess

wurde in der soeben verabschiedeten

Europäischen Verfassung die Rolle kom-

munaler und regionaler Verwaltungen bei

der Umsetzung europäischer Richtlinien

und Gesetze anerkannt. Es wird größeres

Gewicht auf das Subsidiaritätsprinzip

gelegt, wonach die EU-Institutionen die

Rechte und Pflichten der kommunalen,

regionalen und nationalen Behörden der

Mitgliedsstaaten berücksichtigen sollen.

Außerdem wird anerkannt, dass die Euro-

päische Kommission kommunale und

regionale Verwaltungen zu Rate ziehen

sollte, wenn es um neue Richtlinien

und/oder Gesetze geht, die Auswirkungen

auf den jeweiligen Verantwortungsbereich

haben könnten. Auch wenn heute schon

60% der Richtlinien und Verordnungen

auf der europäischen Ebene Auswirkun-

gen für die Kommunen haben, wird die

Bedeutung des Themas Europa für die

Kommunen in den nächsten Jahren deut-

lich zunehmen. Die Rolle der Kommunen

wird sich eindeutig von "Umsetzern"

europäischer Entscheidungen hin zu Mit-

gestaltern entwickeln, insb. dadurch, dass

Kommunen in Konsultationsprozesse für

Gesetzgebungsvorhaben eingebunden

werden.

Kommunale 
Europabeauftragte

Welche Aufgaben hat damit eine kommu-

nale Europabeauftragte? Neben dem Auf-

bau und der Pflege von Netzwerken wie

Eurocities, mit anderen Kommunen im

RGRE, zum Deutschen Städtetag, zum

Land NRW, zur Europäischen Kommissi-

on bis hin zu Europaabgeordneten, ist es

erforderlich, frühzeitig die für die kommu-

nale Ebene relevanten Themen und Dis-

kussionen zu erkennen und zu verfolgen

und entsprechend städtische Belange in

einer aktiven Lobbyarbeit in die Entschei-

dungsprozesse relevanter Gremien auf

europäischer Ebene einzubringen. Für die

Kommune selbst ist es wichtig, dass die

entsprechenden Dienststellen zielgerichtet

und fundiert mit relevanten Informationen

versorgt werden. In Einzelfällen ist auch

eine entsprechende inhaltliche und/oder

finanzielle Hilfestellung bei Projekten mit

Europabezug denkbar.

Welche Themen werden zukünftig für die

kommunale Europaarbeit von Bedeutung

sein? In der Diskussion ist gegenwärtig die

Neuorganisation der europäischen Struk-

turpolitik ab 2007. Hierbei soll die städti-

sche Dimension ein stärkeres Gewicht

bekommen. Vor allem sollen sog. Wachs-

tumskerne gefördert werden. Unklar ist

zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch, wie

das geschehen soll. Hier ist es erforderlich,

dass die Städte mit entsprechenden Kon-

zepten im Diskussionsprozess Berück-

sichtigung finden. Darüber hinaus verfolgt

die Europäische Union mit ihrem am

12.5.2004 vorgelegten Weißbuch zu

"Dienstleistungen von allgemeinem Inte-

resse" sowie dem "Grünbuch zu öffent-

lich-privaten Partnerschaften und den

gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für

öffentliche Aufträge und Konzessionen"

(30.4.2004) die langfristige Strategie, bis-

her öffentlich erbrachte Leistungen,

soweit sie wirtschaftlich sind,  immer stär-

ker dem privaten Markt zugänglich zu

machen. Ziel der europäischen Kommissi-

on ist es, dass sich die Verwaltungen nur

noch als Regulierungsbehörden verstehen.

Zur Umsetzung dieser Leitideen sind noch

viele Fragen zu klären, vor allem besteht

noch keine rechtliche Sicherheit darüber,

was als "wirtschaftlich" zu verstehen ist

und was nicht. Für die Kommunen wird

dieser Diskussionsprozess und seine

voraussichtlichen Ergebnisse weitreichen-

de Folgen haben.

Dr. Annemarie Janetzki

1973 - 1978
Studium der Volkswirtschaftsleh-
re an der Universität Münster
1973 - 1977
Studentische Hilfskraft am IfG
1978 - 1981
Mitglied der Forschungsgruppe
Kooperation und Wettbewerb, 
Leitung Prof. Grossekettler
1981
Promotion zum Dr. rer. pol. an der
Universität Münster
1982 - 1993
Persönliche Referentin des Wirt-
schaftsdezernenten der Stadt
Münster
1984 - 1999
Geschäftsführerin der Technolo-
giehof (später Technologiepark)
Münster GmbH
1993 - 1999
Stabstelle Projektmanagement bei
der Stadt Münster
1999 - 2001
Leiterin Amt für kommunale
Abgaben, Stadt Münster
2001 - 2003
Leiterin des Amtes für Wirt-
schaftsförderung, Stadt Münster
seit 2004
Leiterin des Stabes für stadtstruk-
turelle Grundsatzfragen, Stadt
Münster, Europabeauftragte

� Annemarie Janetzki

� (0251) 492-7140

� annemarie.janetzki@
stadt-muenster.de
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Internationale Genossenschaftswissenschaftliche Tagung 
vom 7. bis 9. September 2004 in Münster

Über 500 Teilnehmer aus 25 Ländern von allen Kontinenten kamen vom 7. bis 9. September 2004
nach Münster, um auf der vom IfG Münster organisierten Internationalen Genossenschaftswissen-
schaftlichen Tagung die "Wettbewerbsfähigkeit des genossenschaftlichen Netzwerks“ zu diskutie-
ren. Hochkarätige Redner und engagierte Teilnehmer aus Wissenschaft und Praxis ließen die Tage
in Münster zu einem zukunftsweisenden Erfolg werden.

Prof. Dr. Jürgen Schmidt, Rektor der Universität Münster,

begrüßte die Teilnehmer und wies darauf hin, dass bereits

die erste IGT im Jahr 1954 auch in Münster stattgefunden

hatte. Internationalität, wie

sie mit der IGT 2004 demons-

triert wird, ist auch ein Leit-

bild der Arbeit der Universität

Münster, deren Kooperatio-

nen weltumspannend sind.

Dienstag, 7. Sep-

tember 2004, 17.00

Uhr. Nach andert-

halb Jahren sorg-

fälligster Vorberei-

tung kann die In-

ternationale Ge-

n o s s e n s c h a f t s -

wissenschaftliche

Tagung beginnen. Prof. Dr. Theresia Theurl, geschäftsführende

Direktorin des IfG, eröffnet die IGT 2004.
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"Die genossenschaftliche Initiative spielt

eine bedeutende Rolle für die Europäi-

sche Integration." Dieses war eine we-

sentliche Folgerung des Festvortrages

von Jacques

Santer, Ehren-

staatsminister

Luxemburgs

und ehemali-

ger Präsident

der Europäi-

schen Kom-

mission.

Der Ursprung

kooperativen

Verhaltens ist

nicht etwa

eine Schöp-

fung der in-

dustrialisier-

ten Gesellschaft. Die Zusammenarbeit

der Kaufleute der Hanse, die Handelsnet-

ze der Fugger und Medici sind Beispiele

für Kooperationen im Mittelalter. Im

Ergebnis förderten diese Kooperationen

die wirtschaftliche Integration von größe-

ren Wirtschaftsräumen.

Auch heute verändern technologische

und politische Entwicklungen die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen. Die

Revolution in den Informations- und

Kommunikationstechnologien führt da-

zu, dass die Wertschöpfungskette von

Unternehmen einfacher zu unterteilen ist,

und damit auch Größenvorteile für ein-

zelne Elemente der Wertschöpfungskette

leichter zu realisieren sind. Bestimmte

Produkte werden damit erstmals auslage-

rungsfähig. Die Vergrößerung der Euro-

päischen Union ermöglicht zudem mehr

denn je den Austausch von Gütern sowie

die weitgehend freie Mobilität der Perso-

nen und des Kapitals. In der Folge ent-

scheiden Unternehmen nicht mehr nur

über das Was und Wie ihrer Produktion,

sondern insbesondere über das Wo. Die

Produktion wird "entörtlicht".

Während große Unternehmen auf die ver-

änderten Rahmenbedingungen bereits

mit der Vergrößerung

ihrer Absatzmärkte und

mit Outsourcing- oder

Offshoring-Aktivitäten

reagiert haben, erschei-

nen die Vorteile einer

zunehmenden Integrati-

on für kleine und mit-

telständische Unterneh-

men nicht so leicht rea-

lisierbar. Gerade für

diese Unternehmen, die

das Rückgrat der euro-

päischen Wirtschaft bil-

den, ist es ökonomisch

sinnvoll, den neuen

Herausforderungen

in Kooperationen zu

begegnen. Dadurch

können sie Größen-,

Verbund- und Kom-

petenzvorteile reali-

sieren, ohne ihre

E igens tänd igke i t

aufzugeben. Jacques

Santer empfiehlt da-

her eindeutig die Ko-

operation als Wettbe-

werbsstrategie für

diese Unternehmen.

Geeignet ausgestal-

tet ermöglichen Ko-

operationen den Un-

ternehmen, flexibel auf Marktverände-

rungen zu reagieren, neue Märkte zu

erschließen und so die unternehmerische

Existenz zu sichern.

Auch Genossenschaften als spezielle

Kooperationsform beruhen auf der

gemeinsamen Verfolgung einzelwirt-

schaftlich begründeter Ziele. Es zeigt

sich, dass Genossenschaften auch in

Märkten gegründet werden, die aufgrund

von technischen Innovationen oder durch

den Rückzug des Staates aus verschiede-

nen Bereichen der Wirtschaft entstehen.

Die genossenschaftliche Initiative ist also

heute genauso zeitgemäß wie damals.

Über die konstituierenden Elemente der

Mitgliedschaft und der Mitgliederförde-

rung kann es gelingen, das genossen-

schaftliche Netzwerk zu stabilisieren und

damit gegenüber vielen anderen Koope-

rationsformen einen Stabilisierungsvor-

teil zu erreichen. Dazu kommt, dass

erfolgreiche Genossenschaften indirekt

wertvolle Leistungen für die Gemein-

schaft, die Region und für die mittelstän-

dische Wirtschaft erbringen.

Mit dem Europäischen Genossenschafts-

statut hat die Europäische Union nun

einen rechtlichen

Rahmen ge-

schaffen, der die

Gründung grenz-

überschreitender

Genossenschaf-

ten ermöglicht.

Dadurch wird

die für die Euro-

päische Integra-

tion von Unter-

nehmen so wich-

tige internationa-

le Kooperation

b e s c h l e u n i g t .

Die Europäische

Union hat damit

dazu beigetragen, einen verlässlichen

Rahmen für Unternehmenskooperationen

zu gestalten. Dies ist ein historischer Bei-

trag für die wirtschaftliche Entwicklung

eines großen Wirtschaftsraumes.

Genossenschaften – Ein Baustein der europäischen Wirtschaft

Jacques Santer

Jacques Santer, 
Ehrenstaatsminister Luxemburgs und...

...ehemaliger Präsident der Europäischen
Kommission
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Wirtschaftliche Größe: Virtuell folgt real

,Prof. Dr. Williamson stellte nicht nur die

unterschiedlichen Formen, sondern auch

die jeweiligen Vor- und Nachteile von

Kooperation dar. Innovationen, flexible

Reaktionen auf Nachfragerwünsche und

der Zugang zu wichtigen Informationen

bestimmen heute den wirtschaftlichen

Erfolg. In diesem Umfeld ist es nicht

möglich, alle Details mit Geschäftspart-

nern vertraglich zu vereinbaren und abzu-

sichern. Erfahrung und Vertrauen, aber

auch funktionierende Kommunikations-

strukturen, übereinstimmende Werthal-

tungen und ähnliche Unternehmenskultu-

ren – also weiche Faktoren – ersetzen und

ergänzen formelle Mechanismen und

starre Strukturen. Diese Anforderungen

werden von Unternehmensnetzwerken

verwirklicht, sei es in Form von genos-

senschaftlichen Netzwerken oder von

anderen Gebilden. 

Kooperationen sind auch für Internatio-

nalisierungsstrategien von kleinen und

mittelständischen Unternehmen geeigne-

te Organisationsformen. Während die

großen Global Player Produktion, Stand-

orte und Märkte schnell verändern kön-

nen, sind kleine Unternehmen häufig

ortsgebunden. Ihnen bietet sich in Netz-

werken die Möglichkeit, diesen Global

Playern zu begegnen, indem sie sich mit

(internationalen) Wertschöpfungspart-

nern verbinden. Sie werden damit Glocal

Player. Dieser Begriff wurde von Prof.

Dr. Thomas Straubhaar, Präsident des

HWWA, auf der IGT in Münster geprägt.

Die Globalisierung fordert von den

Unternehmen Schnelligkeit, Anpassungs-

fähigkeit und neue Lösungen, wenn sie

wirtschaftlich effizient und wettbewerbs-

fähig sein wollen. Die Lokalisierung ist

mit der Verwurzlung von Unternehmen,

überlegenen Informationen über das

regionale Umfeld, Entscheidungen vor

Ort und dem Erhalt der Selbständigkeit

verbunden. Diese Faktoren fördern die

Akzeptanz der globalisierungsbedingten

Veränderungen durch die Bevölkerung.

Voraussetzung ist jedoch, dass die staat-

liche Standortpolitik Rahmenbedingun-

gen schafft, die die Strategien der Glocal

Player unterstützen und sie damit zu

gefragten Kooperationspartnern für in-

und ausländische Unternehmen machen.

Dass Kooperationen immer auch eine

mögliche Alternative zu Fusionen oder

Übernahmen (M&A) sind, hob Dr.

Daniel Stelter von der Boston Consulting

Group hervor. Wer wachsen möchte,

braucht Partner. Ob diese gekauft werden

oder ob man eine Kooperation vereinbart,

diese Frage wurde in den letzten Jahren

oft gestellt und nie abschließend beant-

Prof. Dr. Thomas Straubhaar Dr. Daniel Stelter Dr. Ferdinand Maier

Glocal Player: Zwischen lokaler Verankerung und globalem Wrtschaften



www.ifg-muenster.de 2-200424

IfG intern | Events/Veranstaltungen

wortet. Bei der Erschließung neuer Märk-

te oder bei der Nutzung neuer Technolo-

gien gibt es viele gute Gründe, Koopera-

tionen den Vorzug vor Übernahmen und

Fusionen zu geben. Die richtige Strategie

ergibt sich dabei aus der Analyse der

eigenen Ziele und Möglichkeiten. Die

Gründe lassen sich stets auf zwei Ursa-

chen zurückführen: Entweder kann man

nicht fusionieren/akquirieren, oder man

will es nicht. Dabei können der Preis oder

das finanzielle Risiko zu hoch sein oder

staatliche und wettbewerbspolitische

Vorschriften dagegen sprechen. Eine

Übernahme ist dann nicht erstrebenswert,

wenn die Zusammenarbeit funktionsspe-

zifisch, zeitlich begrenzt oder nur eine

von mehreren ist. Der Aufbau eines Netz-

werkes ist dabei nie eine Verlegenheitslö-

sung, sondern Ergebnis eines rationalen

Kalküls mit einem klaren Überhang der

Vorteile: die Erreichung kritischer Grö-

ßen, eine Voraussetzung für das Outsour-

cing, der Zugang zu neuen Technologien,

die Erschließung neuer Märkte, die Mög-

lichkeit Standards zu setzen.

Eine Netzwerkorgansiation verfolgt auch

der Österreichische Raiffeisenverband

(ÖRV). Neben dem formellen Netzwerk

der Bankengruppe, Lagerhausgruppe und

Molkereigruppe hat der ÖRV ein infor-

melles Netzwerk aus Interessensvertre-

tungen bei den entsprechenden Institutio-

nen (Politik und Wirtschaft) aufgebaut,

die die Meinungen gegenüber Konkur-

renten und Marktteilnehmern auf natio-

naler und internationaler Ebene vertreten.

Dr. Ferdinand Maier, Generalsekretär des

ÖRV, betonte im Zusammenhang der

Erfolgsfaktoren erfolgreicher Genossen-

schaftsarbeit die Bedeutung des Koopera-

tionsengineering. Aus seiner Erfahrung

verwies er abschließend darauf, dass

erfolgreiche Kooperationsarbeit nicht mit

Standardlösungen möglich ist, da Genos-

senschaftsarbeit stets menschengebunden

ist. 

Stabilisierung: Unsicherheit bewältigen – Organisationen gestalten

Informations- und Kommunikationstech-

nologien ermöglichen neue Chancen für

Organisationen. Prof. Thomas Malone,

MIT, zeigte, wie die Verbreitung von

IuK-Technologien den Wandel von Orga-

nisationen forcierte. Die Entwicklung

neuer Technologien ging mit der zuneh-

menden Vernetzung von Unternehmen

einher, wobei Hierarchien im Verlauf der

letzten Jahrzehnte durch dezentrale Orga-

nisationen abgelöst wurden. Unterneh-

men, einzelne Unternehmenseinheiten

sowie Unternehmensmitglieder können

durch sinkende Kommunikationskosten

schneller und einfacher Informationen

beschaffen, die zur Entscheidungsfin-

dung notwendig sind. Als Folge sind

zwei Phänomene zu beobachten: Einer-

seits beziehen Firmen aufgrund sinkender

Transaktionskosten vermehrt Leistungen

vom Markt, so dass eine Vernetzung von

Unternehmen vorangetrieben wird.

Anderseits ändert sich durch die leicht

und schnell zugängliche Wissensbasis die

Führungsstruktur im Unternehmen, so

dass die Eigenverantwortung der Mitar-

beiter steigt. Dies führt zu einer Dezen-

tralisierung der Macht von der Unterneh-

mensspitze hin zu dem einzelnen Mit-

glied. Verbesserte Kommunikation inner-

halb des Unternehmens und zwischen

den einzelnen Mitgliedern stärkt die Bin-

nenstabilität des Unternehmens. 

Auch der genossenschaftliche Finanzver-

bund ist als solche dezentralisierte,

marktnahe Struktur zu interpretieren. Es

ist die Aufgabe der Vorstände vor Ort,

jeweils zu entscheiden, ob Eigenleistung

oder Zukauf praktiziert wird. Hubert Piel,

Vorstandsmitglied des Bundesverbandes

Deutscher Volksbanken und Raiffeisen-

Netzwerkorganisationen: Eine Unternehmensform für das 21. Jahrhundert

Prof. Dr. Stefan Klein
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Visionen in einer Welt des Shareholder Value

Dass Genossenschaften kein Auslaufmo-

dell sind, wurde in einer Podiumsdiskus-

sion unter der Leitung von Dr. Klaus

Schweinsberg, Chefredakteur der Zeit-

schrift "impulse", deutlich, an der fünf

Vorstände erfolgreicher Genossenschaf-

ten in Wachstumsbranchen teilnahmen.

Alle Diskutanten zeigten sich auch nach

Jahren noch mit der Rechtsformwahl

zufrieden. Sabine Dolderer, Vorstands-

mitglied der Denic eG, die alle Domains

unter der Top-Level-Domain ".de" ver-

waltet und deren Mitglieder Internet Ser-

vice Provider sind, betonte, dass die

Denic eG nach wie vor sehr glücklich mit

der Wahl der genossenschaftlichen

Rechtsform sei, da die Denic zentrale

Dienstleistungen für alle Service Provi-

der erbringt und letztere als Kunden der

Denic zugleich die Möglichkeit der Ein-

flussnahme haben. Auch Mag. Klemens

Ganner von der Austria Presse Agentur

(APA) betrachtet die Rechtsform der

Genossenschaft als ideal für eine Nach-

richtenagentur geeignet. Diese Aussage

wird seiner Ansicht nach durch die Tatsa-

che bestätigt, dass 20% der weltweit etwa

150 Nachrichtenagenturen den Markt

dominieren. Von diesen 20% sind 2/3 in

der genossenschaftlichen Rechtsform

aktiv. Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzen-

der der Datev eG, der Genossenschaft der

banken, betonte, dass dabei das Netzwerk

des Finanzverbundes als Fundament für

zukunftsorientierte Strategien dienen

kann, auf dem Größen-, Standardisie-

rungs- und Kompetenzvorteile umgesetzt

werden können. Dies kommt nicht nur

der einzelnen Kreditgenossenschaft, son-

dern dem gesamten Finanzverbund zugu-

te. Um dieses zu erreichen, sind die Orga-

nisation von Vertrieb, Produktion und

Steuerung unter Nutzung der Informati-

ons- und Kommunikationstechnologien

zu verbessern. Diese Optimierung der IT-

Strukturen stellte Anno Lederer, Vor-

standssprecher der GAD, als wesentliche

Managementaufgabe heraus. Das Pro-

dukt bank21 der GAD kann diese Vernet-

zung von Verbundpartnern sowie die

Aufnahme weiterer Partner durch kom-

patible IT-Systeme erheblich erleichtern.

Somit wird auch die Außenstabilisierung

vernetzter Organisationen gestärkt.

Zur Stabilisierung kooperativer Unter-

nehmensarrangements ist auch ein

gemeinsamer Wertekanon wesentlich.

Das Beispiel der irischen Credit Union

zeigt, dass eine starke Verankerung

gemeinsamer Wertestrukturen essentiell

für die Organisation der Zukunft ist.

Prof. Dr. Stefan Klein, University Col-

lege Dublin, wies darauf hin, dass ver-

netzte Organisationen zwar strategisch

bedeutsam, zugleich jedoch auch labile,

prekäre Situationen sind. Es gilt also

interne Stabilisierungsmechanismen zu

schaffen. Anreize zu kooperativem Ver-

halten der einzelnen Mitglieder schafft

man durch Motivation. Dies gelingt,

indem aufgezeigt wird, welches Ziel die

Organisation verfolgt und welche Rolle

der Einzelne dabei einnimmt.

Anno Lederer

Hubert Piel

v.l.n.r.: Dieter Kempf, Christoph Meyer, Dr. Klaus Schweinsberg, 
Sabine Dolderer, Mag. Klemens Ganner, Thomas Römer
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Corporate Governance umfasst die Vor-

schriften für verantwortungsvolle Unter-

nehmensführung und -kontrolle. Dadurch

soll ein Beitrag zur Lösung von Interes-

senskonflikten zwischen den unter-

schiedlichen Stakeholdern einer Unter-

nehmung, wie z.B. den Kapitalgebern

und dem Management, geleistet werden.

Der Corporate Governance-Experte Prof.

Marco Becht von der Universität Brüssel

diskutierte verschiedene Governance-

Instrumente, die dazu dienen sollen, das

verloren gegangene Vertrauen in das

Management der Unternehmen wieder zu

gewinnen. Insbesondere verglich er

Gesellschaften mit weit gestreutem Kapi-

tal mit solchen, die von wenigen "Block-

holders" beherrscht werden. Instrument

der Kontrolle ist die Möglichkeit der

feindlichen Übernahme, die zur Diszipli-

nierung des Managements dient. Die

genossenschaftliche Unternehmensform

zeichnet sich im Vergleich zu anderen

Governance-Strukturen durch die Kon-

trolle einer großen Zahl von Eigentü-

mern, den Mitgliedern, aus. Der Kon-

trollmechanismus der feindlichen Über-

nahme ist hier jedoch nicht sehr ausge-

prägt. Den Genossenschaften steht ein im

Vergleich begrenztes Potential an ver-

trauenstiftenden Governance-Instrumen-

ten zur Verfügung. Diese können jedoch

ausreichen, um Vertrauen zu schaffen,

wenn sie regelgerecht angewendet und

intelligent kommuniziert werden.

Corporate Governance ist auch ein

Thema für Genossenschften, was den

DGRV dazu veranlasste einen Corporate

Governance Codex für Genossenschaften

zu entwickeln, den der Vorstandsvorsit-

zende des DGRV, Dr. Carl-Friedrich Leu-

schner, vorstellte. Mehr als 90% der im

von der "Cromme-Kommission" entwi-

ckelten Deutschen Corporate Governance

Kodex niedergelegten Grundsätze finden

sich auch in den genossenschaftlichen

Rechtsquellen. Aufgrund der spezifi-

schen Unterschiede der genossenschaftli-

chen Unternehmensform (Identitätsprin-

zip, Förderauftrag, Pflichtprüfung)

besteht jedoch die Notwendigkeit, einen

Corporate Governance Kodex zu entwi-

ckeln, der die speziellen Bedürfnisse und

gesetzlichen Rahmenbedingungen genos-

senschaftlicher Unternehmen berücksich-

tigt. Leuschner gab einen Überblick über

die wichtigsten Regelungen des Corpora-

te Governance Kodex für Genossenschaf-

ten und verglich diese mit den Regelun-

gen des Deutschen Corporate Governan-

ce Kodex für börsennotierte Aktienge-

sellschaften. Dabei schaltete er sich auch

in die aktuelle Diskussion um die Vergü-

tung der Vorstandmitglieder ein. In Anbe-

tracht der Tatsache, dass deren variable

Entlohnung nicht wie bei einer AG am

Gewinn zu orientieren ist, sind hier ande-

re effiziente Lösungen zu finden, die den

geschäftlichen Erfolg eines Vorstands-

mitgliedes messbar machen. Leuschner

bedauerte die Tatsache dass auf einen

individualisierten Ausweis der Vorstands-

Von der Corporate zur Cooperative Governance 

steuerberatenden Berufe, gab einschrän-

kend jedoch zu bedenken, dass das

genossenschaftliche Prinzip des "One

man - one vote" durchaus mit Problemen

verbunden sein kann, wenn eine hetero-

gene Mitgliederstruktur mit stark diffe-

rierenden Größen der Mitgliedsunterneh-

mungen vorliegt.

Unterschiede traten bei der Beurteilung

der Gewinnerwirtschaftung und Gewinn-

ausschüttung auf. Sabine Dolderer stellte

heraus, dass die Denic eG eine Non-Pro-

fit-Organisation ist, die ihren Mitgliedern

jedoch einen hohen Member Value bietet:

Im Vergleich zu anderen Top-Level-

Domain-Verwaltern bietet die Denic

einen schnellen Service bei wenig büro-

kratischem Aufwand und ermöglicht

ihren Mitgliedern so eine große Reakti-

onsfähigkeit. Die Austria Presse Agentur

hingegen bekennt sich klar zur Gewinn-

orientierung: So berichtet Klemens Gan-

ner, dass seit 1993 Dividende an die Mit-

glieder ausgeschüttet wird. Bei der Inter-

sport eG erfolgt eine Ausschüttung aus-

schließlich auf der Basis von Umsätzen,

wie Thomas Römer, Mitglied der

Geschäftsleitung der Intersport eG, aus-

führte. Diesen Weg wählt auch die Datev

eG, die seit 8 Jahren "Gewinne" vollstän-

dig an die Mitglieder der Genossenschaft

in Form von Rückvergütungen zurück-

führt.

Eng mit den Fragen der Gewinnausschüt-

tung verknüpft ist die Corporate Gover-

nance. Dieter Kempf (Datev eG) sieht

hier in Deutschland generellen Hand-

lungsbedarf, jedoch sind rechtsformspe-

zifische Besonderheiten zu berücksichti-

gen. Er plädierte dafür, dass deutsche

Unternehmen freiwillig einen Schritt

nach vorne machen und den Corporate-

Governance-Kodex einhalten sollten.

Prof. Marco Becht, Ph.D.

Dr. Carl Friedrich Leuschner
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Das Beispiel der Sportligen zeigt, dass

die genossenschaftliche Organisations-

form auch in modernen Geschäftsmodel-

len die geeignete Rechtsform sein kann.

Dennoch leiden Genossenschaften der-

zeit an einem verstaubten Erscheinungs-

bild. Sie gelten als eine Organisations-

form der Vergangenheit. Um zukünftig

wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen sie

sich der Herausforderung stellen, dieses

negative Image abzulegen. Vertreter aus

Genossenschaften, Verbänden, Medien

und von Werbeagenturen diskutierten die

Frage, wie die Idee der Genossenschaft

als zeitgemäße Organisationsform kom-

muniziert werden kann. 

Dr. Rolf Kiefer, Pressesprecher des Bun-

desverbandes der Deutschen Volksban-

ken und Raiffeisenbanken, betonte die

Aktualität der genossenschaftlichen Idee.

Gerade in Zeiten der Globalisierung ist

die Identifizierung mit einer lokalen,

werteorientierten Gruppe das Kommuni-

kationskonzept der Zukunft. Dennoch

stoßen Genossenschaften aufgrund des

Images, das dem Namen "Genossen-

schaft" anhaftet, auf Probleme bei der

Vermittlung ihrer Inhalte. Auch Matthias

Machnig, Mitglied der Geschäftsleitung

bei Booz Allen Hamilton und ehemaliger

Wahlkampfmanager, sieht die Aktivie-

rung des Traditionsgedankens der Genos-

senschaft als Marktchance an. Die sich

schnell wandelnde Gesellschaft verstärkt

den Gemeinsinn des einzelnen Bürgers,

der die Bindung zu bewährten, traditions-

reichen Institutionen sucht. Dabei muss

das professionelle Selbstverständnis bei

gleichzeitiger Orientierung an das

Gemeinwohl vermittelt werden. Das stei-

gende Sicherheitsbedürfnis des Einzel-

nen sieht Peter Strieder, ECC Public

Affairs und ehemaliger Senator, ebenfalls

als Chance für Genossenschaften an.

Gleichwohl sieht er den Hedonismus

anstelle des Gemeinsinns als Denkkon-

zept in der Zukunft, der dem entgegen-

steht. 

Das momentan zurückhaltende Konsum-

verhalten bestätigt, dass die Sicherheit

für den Bürger von großer Wichtigkeit

ist. An dieser Stelle müssen Genossen-

schaften ansetzen. Sie müssen sich offen-

siv zu der Genossenschaftsidee bekennen

und erkennbar sein: Die Genossen-

schaftsidee muss sich personalisieren.

Kommunikation als Wettbewerbsfaktor

mitglieder verzichtet wurde. Ein grund-

sätzlicher Unterschied zu börsennotierten

Aktiengesellschaften besteht in der

Umsetzung des Kodex. Anders als bei

börsennotierten Aktiengesellschaften

beruht die Umsetzung der Grundsätze

durch die Genossenschaften auf dem

Prinzip der Freiwilligkeit.

Dass es neben den bekannten Governan-

ce-Problemen von Unternehmen noch

andere interessante Governance-Formen

gibt, machte Prof. Dr. Helmut Dietl von

der Universität Zürich deutlich, der die

Organisation professioneller Teamsport-

ligen betrachtete. Besonderheit des Pro-

duktes Teamsport ist u.a., dass im Gegen-

satz zur sportlichen Sichtweise die ein-

zelnen Ligateams zueinander nicht in

Konkurrenz, sondern in komplementären

Beziehungen stehen. So sind z.B. für eine

lukrative Vermarktung eines Ligaspiels

attraktive Gegner notwendig, um ein

gefragtes Produkt anzubieten. Die genos-

senschaftliche Rechtsform stellt eine adä-

quate Organisationsart für Sportligen dar,

da die Mitglieder (Teams) ein erhebliches

Mitspracherecht in der Liga haben. Ein

Beispiel sind die nordamerikanischen

Major Leagues, die eine genossenschafts-

ähnliche Organisationsstruktur besitzen.

Auch für genossenschaftlich organisierte

Profisportligen muss es jedoch eine zen-

trale Instanz mit umfassender Entschei-

dungs- und Sanktionsgewalt geben,

damit es nicht zur Beeinflussung im Inte-

resse clubspezifischer Präferenzen

kommt. Dies ist notwendig, wenn die

Liga mit ihrem Endprodukt, der Meister-

schaft, im Wettbewerb mit anderen Ligen

bestehen will.

Matthias Machnig

Walter Stüven

Prof. Dr. Helmut Dietl

Walter Weinkauf
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Nicht mehr die Konkurrenz zwischen

Unternehmen, sondern der Wettbewerb

zwischen ganzen Wertschöpfungsketten

wird die zukünftige Agenda der Strate-

giesitzungen in den Führungsetagen der

Unternehmen bestimmen. Diese These

vertrat Prof. Dr. Tage Skjoett-Larsen,

Leiter des Department of Operations

Management der Copenhagen Business

School, in seinem Eingangsreferat zu den

zukünftigen Herausforderungen bei der

Organisation von Wertschöpfungsketten.

Gefördert durch den Megatrend der Glo-

balisierung besteht eine wachsende Not-

wendigkeit zur Entwicklung spezieller

Kundenlösungen, die nur durch eine ver-

stärkte Spezialisierung der Unternehmen

in Verbindung mit einer Ausweitung der

Kooperation entlang der Wertschöp-

fungskette effizient zu bewältigen sein

wird. Die zentrale Herausforderung bei

diesem Vorgehen liegt im Management

der vielfältigen Beziehungen, die in

einem solchen Wertschöpfungsnetzwerk

entstehen. Dies ist erforderlich, um die

Hürden der zwischenbetrieblichen

Kooperation erfolgreich meistern zu kön-

nen. Als zentrale organisatorische Hür-

den hat das Management dabei eine aus-

geprägte Prozessorientierung zu etablie-

ren, IT-Plattformen der beteiligten Part-

ner zu harmonisieren und Vorkehrungen

gegen einen ungewollten Informations-

verlust zu treffen. Dabei ist insbesondere

von Bedeutung, eine Führungskultur zu

etablieren, die Vertrauen zwischen den

Partnern entstehen lässt. Ferner ist dafür

Sorge zu tragen, dass der Erfolg der

Kooperation quantifiziert und transparent

und fair auf die beteiligten Partner ver-

teilt werden kann. Nur Unternehmen, die

zukünftig intern über die Fähigkeit verfü-

gen, zwischenbetriebliche Wertschöp-

fungsketten effizient zu gestalten und zu

Organisation von Wertschöpfungsketten

Das Konzept der gelebten Regionalität ist

auch für Walter Stüven, Vorstandsvorsit-

zender der MEGA Malereieinkaufsge-

nossenschaft Altona, essentiell für die

Wettbewerbsfähigkeit von Genossen-

schaften. Diese sind in erster Linie Unter-

nehmen und müssen sich als solche am

Markt bewähren. Die Kommunikation ist

immer dann besonders einfach, wenn sie

auf wirtschaftlichem Erfolg aufbauen

kann. Darüber hinaus müsse Kommuni-

kation glaubwürdig sein, d.h. die kom-

munizierte und die gelebte Idee müssen

identisch sein. 

Die Stärkung des "Wir-Gefühls" hat sich

bereits bei den österreichischen Raiffei-

senbanken bewährt. Dr. Leodegar Pru-

schak, Marketingdirektor der Raiffeisen

Zentralbank Österreich, beschrieb das

Bild der österreichischen Genossen-

schaftsbanken als innovativ, wobei er

sich bei dieser Aussage auf Ergebnisse

einer Umfrage stützt. Es besteht eine

Interdependenz zwischen Kundenbin-

dung und kommunizierter Tradition. Im

Kommunikationsmix nimmt der Gedan-

ke des Corporate Citizenship eine immer

größere Rolle ein. Genossenschaften

müssen die Chance nutzen sich im globa-

len Handlungsraum in regionalen Märk-

ten zu positionieren.

Dr. Leodegar Pruschak

Dr. Rolf Kiefer

Prof. Dr. Tage Skjoett-Larsen

Zukunftsperspektiven für Retail-Banken
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Die Zukunft der Genossenschaftsbank - die Genossenschaftsbank der Zukunft 

steuern, werden im Markt erfolgreich

bestehen können.

Diese These wurde von Dr. Holger J.

Kern, Berater der Monitor Group, aufge-

griffen und anhand des Retail Banking

konkretisiert. Er geht davon aus, dass

sich der in der produzierenden Industrie

zu beobachtende Trend einer zunehmen-

den Verringerung der Wertschöpfungstie-

fe auch unter den Retail Banken durch-

setzen wird. Spezialanbieter für die

unterschiedlichen Leistungen der ver-

schiedenen Wertschöpfungsstufen – Pro-

duktentwicklung, Kundenschnittstelle,

Infrastruktur – werden die traditionellen

Allfinanzanbieter verdrängen. Diese Spe-

zialanbieter werden sich alternativ als

Kundenspezialisten, Produktentwickler,

Vertriebsspezialisten, Administratoren

oder Ingenieure auf ausgewählte Wert-

schöpfungsstufen fokussieren, was in der

Folge zu einer wachsenden Bedeutung

eines aktiven Managements der Koopera-

tionen entlang der Wertschöpfungskette

führen wird. Vor diesem Hintergrund

beschrieb Kern ein Szenario, bei dem

Banken zukünftig sich entweder auf

einem Massenmarkt über den Preis, die

Bequemlichkeit des Einkaufens und die

Qualität oder auf einem Nischenmarkt

über die Fokussierung auf eine Produkt-

oder Kundengruppe differenzieren wer-

den. 

Dr. Holger Kern

Abschließender Höhepunkt der Interna-

tionalen Genossenschaftswissenschaftli-

chen Tagung war die Podiumsdiskussion

von vier Spitzenvertretern europäischer

genossenschaftlicher Zentralbanken.

Werner Böhnke, Vorstandsvorsitzender

der WGZ-Bank, Dr. Ulrich Brixner, Vor-

standsvorsitzender der DZ Bank, Bert

Heemskerk, Vorstandsvorsitzender der

Rabobank Niederlande und Dr. Patrik

Gisel, Vorstandsmitglied der Schweizer

Raiffeisen-Gruppe diskutierten die

Zukunft der Genossenschaftsbank. Dies

sollte explizit aus dem Blickwinkel der

Spitzeninstitute geschehen. Im Mittel-

punkt standen dabei erstens Fragen der

Strategiefindung in den genossenschaftli-

chen Finanznetzwerken und zweitens die

Möglichkeiten einer Verbesserung der

Arbeitsteilung, also Fragen der Struktur

und der Organisation der gesamten Wert-

schöpfungskette. Dabei sollte auch aus-

gelotet werden, ob Deutschland von der

Schweiz und den Niederlanden lernen

könne. Drittens ging es um die internatio-

nalen Perspektiven der Genossenschafts-

banken und die Voraussetzungen für eine

weitere Grenzen überschreitende Zusam-

menarbeit.

Ulrich Brixner zog drei Jahre nach der

Fusion seines Hauses ein positives Fazit.

Sie sei betriebswirtschaftlich, EDV-tech-

nisch und mental verarbeitet. Er hob

dabei hervor, dass er in einem Zusam-

mengehen von DZ Bank und WGZ-Bank

sehr wohl Synergiepotenziale sehe, wäh-

rend Werner Böhnke diese eher in umfas-

sendere Überlegungen eingebunden wis-

sen wollte. Fusionen, so Böhnke, seien

kein Selbstzweck, sondern müssten in

letzter Konsequenz den Mitgliedern und

Kunden dienen, nur dann können sie Sinn

machen. Es müsse möglich sein, frei und

unvoreingenommen nach dem noch Bes-

seren zu suchen und positive Entwicklun-

gen zu fördern und einzuleiten. Dabei

ginge es darum, Gutes für die gesamte

Gruppe zu leisten und auf den Weg zu

bringen.

Bert Hemskerk begründete den Erfolg

der Rabobank zunächst mit der Antwort,

die die Rating-Agenturen geben, nämlich

dem Status einer Kooperation mit einer

starken Zentrale. Er ergänzte jedoch, dass

entscheidend sei, dass es sich um eine

zeitgemäße Kooperation handelt, die in

der Lage sei auf die Herausforderungen

der heutigen Zeit adäquat zu reagieren.

Ein dafür relevanter Aspekt in den Nie-

derlanden sei, dass die Banken trotz ihrer

Eigenständigkeit, wechselseitig füreinan-

der haften würden. Dazu kommt, dass die

Niederländische Zentralbank Rabo-

Nederland die Aufsicht über die koope-

rierenden Banken ausüben würde. Er

v.l.n.r.: Bert Heemskerk, Dr. Ulrich Brixner, Prof. Dr. Theresia Theurl, 
Werner Böhnke, Dr. Patrik Gisel
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betonte, dass das genossenschaftliche

Geschäftsmodell im Vordergrund stehen

würde, ein allgemeiner Konsens in den

wesentlichen Fragen grundlegend sei. Zu

fragen, ob die Macht an der Basis oder in

der Zentrale verankert sei, sei die falsche

Frage. Es gehe vielmehr um die Macht

und um die wirtschaftliche Kraft der

Kooperation als Ganzem.

Auch Patrik Gisel betonte, dass der spe-

zielle Entscheidungsfindungsprozess

dem genossenschaftlichen Netzwerk

inhärent sei und einerseits als Schwäche,

aber auch als eine Stärke interpretiert

werden könne. Vor den aktuellen Rah-

menbedingungen müsse beachtet werden,

dass schneller agiert werden müsse. Die

Raiffeisen-Gruppe Schweiz hat darauf so

reagiert, dass die Beobachtung einzelner

Indikatoren vereinbart wurde. Bei defi-

nierten Entwicklungen würden vorher

besprochene Pläne umgesetzt, ohne neu-

erlich zu diskutieren und zu beschließen.

Eine solche Vorgangsweise kombiniert

die Kenntnisnahme eines geänderten

Marktumfeldes und die Bereitschaft im

eigenen System Lösungen zu finden. Vier

Faktoren für den Erfolg der Raiffeisen-

Gruppe Schweiz hob Gisel hervor: die

Verbindung der Stärke einer Marke auf

dem Bankenmarkt Schweiz mit dem

Image einer lokalen Bank, die Entwick-

lung der genossenschaftlichen Mitglied-

schaft von einem folkloristischen Ansatz

zu einem hochprofessionellen Kunden-

bindungsinstrument, die Konzentration

auf das klassische Aktiv-Passiv-Geschäft

und die Vereinbarung von Kooperationen

in jenen Geschäftsfeldern, die nicht mit

den eigenen Kernkompetenzen korres-

pondieren. Nicht zuletzt aber habe die

Raiffeisen-Gruppe Schweiz Vorteile aus

den Kommunikationsfehlern der anderen

Schweizer Banken ziehen können.

Auch die anderen Podiumsteilnehmer

betonten die Bedeutung der Mitglied-

schaft. Dr. Brixner hob die Ähnlichkeit

der Mitgliedschaft bei der örtlichen

Volks- oder Raiffeisenbank mit dem Ver-

hältnis zwischen örtlicher Bank und Zen-

tralbank sowie Verbundunternehmen her-

vor. Mitglieder müssen einen besonderen

Stellenwert haben, der nicht nur mit

Rechten und Vorzügen, sondern auch mit

Pflichten verbunden ist. Herr Böhnke

stellte neben den materiellen die Bedeu-

tung der immateriellen Elemente der Mit-

gliedschaft in den Vordergrund. Insge-

samt müsse die genossenschaftliche Mit-

gliedschaft erlebbar sein. Bert Hemskerk

ortete die wettbewerbsfähige Kooperati-

on der Zukunft als jene, der es gelingt,

dass der Kunde auch Mitglied werden

möchte.        

Die vier Diskutanten waren sich einig,

dass vor dem Hintergrund gewachsener

Systeme in den drei Volkswirtschaften,

Unterschiede auch weiterhin bestehen

bleiben. Dennoch existieren viele

Gemeinsamkeiten, die eben das genos-

senschaftliche Modell ausmachen und die

Möglichkeit beinhalten, sich im positiven

Sinne von den anderen Banken abheben

zu könnten. Konsens bestand auch darin,

dass man sehr wohl voneinander lernen

könne. Schließlich bestand Übereinstim-

mung, dass internationale Kooperationen

zwischen Genossenschaftsbanken, ihren

Verbundunternehmen und Zentralbanken

in der Zukunft bedeutender werden wür-

den als dies heute bereits der Fall sei. Die

Zusammenarbeit auf europäischer Ebene

hat längst begonnen und wird sich weiter

fortsetzen. Ob die Perspektive eines ein-

zigen europäischen genossenschaftlichen

Finanznetzwerkes dabei eine realistische

ist, muss derzeit offen bleiben. Doch

Europas Genossenschaftsbanken müssen

auf eine mögliche Fusionswelle im

Bereich der Privatbanken vorbereitet sein

und Antworten bereithalten. 

Dr. Patrik Gisel

Dr. Ulrich Brixner

Werner Böhnke

Bert Heemskerk
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Kooperationen sind auch für Wohnungs-

genossenschaften eine Möglichkeit, sich

in Zeiten von rückgängigen Bevölke-

rungszahlen wettbewerbsfähig aufzustel-

len. Thomas Schaefers, GdW Bundesver-

band deutscher Wohnungsunternehmen

und Dr. Sabine Degen stellten in einem

IGT-Workshop dar, welche Aufgaben und

Maßnahmen sich für Verbände in einem

Umfeld sich wandelnder Rahmenbedin-

gungen in demographischer, struktureller

und rechtlicher Hinsicht ergeben.

Der Wohnungsmarkt ist anders als noch

vor Jahren geprägt von tendenziell stei-

genden Leerstandsquoten, ungünstigen

Größenstrukturen der Wohnungsgenos-

senschaften, einem Mangel an qualifi-

zierten Nachwuchskräften und einem

fehlenden Einbezug vor allem der zahl-

reichen kleineren Genossenschaften in

die Verbandsarbeit. Diese Probleme stel-

len die Verbände als Verbund von Woh-

nungsgenossenschaften vor neue Heraus-

forderungen, die bislang nur zum Teil

bewältigt wurden. Als Hauptziel der Ver-

bände wird die Steigerung der Wettbe-

werbsfähigkeit der Genossenschaften

durch eine erfolgreiche Dienstleistungs-

und Servicefunktion für die Mitglieder,

eine effektive Interessenvertretung

gegenüber der Politik und nicht zuletzt

durch die Umsetzung von Kooperationen

angesehen.

Das Hauptaugenmerk der vorgestellten

Strategien der Verbände liegt auf Maß-

nahmen, die eine Steigerung der Wettbe-

werbsfähigkeit der Wohnungsgenossen-

schaften implizieren sollen. Als Maßnah-

men dienen a) eine erfolgreiche Lobbyar-

beit, mit deren Hilfe eine Interessenbün-

delung erfolgen und die Stärkung des

Problembewusstseins innerhalb der Poli-

tik erreicht werden soll, b) die Erhöhung

der Fachkompetenz innerhalb des Ver-

bandes durch Informationsbereitstellung,

wobei sich die Verbände als Informati-

onsplattform ansehen, c) das Bereitstel-

len von Angeboten zur Verbesserung der

wirtschaftlichen Lage der Genossen-

schaften durch die Erarbeitung relevanter

Kennzahlen und Checklisten zur Risiko-

früherkennung, d) die Unterstützung und

Begleitung von Kooperationen bzw.

Fusionen und e) das Erkennen von

Trends.

Scharfe Kritik wurde von Seiten der

Genossenschaftsvertreter jedoch an der

Umsetzung der Maßnahmen geübt. So

wurden die Verbände aufgefordert, ihre

Rolle als Informant ernster zu nehmen.

Einigkeit herrschte in der Diskussions-

runde zwar über die Notwendigkeit von

Kooperationen zur Steigerung der Leis-

tungsfähigkeit der Genossenschaften,

doch forderten die Genossenschaftsver-

treter die Verbände auf, die Außendarstel-

lung der Genossenschaften zu verbes-

sern, die Genossenschaften als Marke zu

etablieren und vor allem konkrete Koope-

rationsvorschläge zu unterbreiten, die

gerade bei kleinen Genossenschaften

bestehende Unsicherheiten hinsichtlich

der Umsetzung beseitigen könnten.     

Praktische Beispiele für gelungene

Kooperationen standen im Fokus der

abschließenden beiden Vorträge. Am Bei-

spiel der Kooperation zwischen der Ber-

liner Bau- und Wohnungsgenossenschaft

von 1892 eG und der Berliner Volksbank

zeigte Dr. Daniela Braun auf, wie Koope-

rationen auch branchenübergreifend für

beide Seiten vorteilhaft sein können,

während Uwe Schramm am Beispiel der

WohnBau Westmünsterland eG deutlich

machte, dass Unternehmensankäufe und

Fusionen als Folge einer internen

Schwachstellenanalyse deutlich zur Opti-

mierung der Wirtschaftlichkeit von Woh-

nungsgenossenschaften beitragen kön-

nen. 

Kooperationen - neue Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften
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Im Rahmen der IGT 2004 diskutierten

führende Persönlichkeiten die Zukunfts-

perspektiven für die Genossenschaftsver-

bände. Die jüngsten Fusionen von

Genossenschaftsverbänden nahm Moritz

Krawinkel, Vorstand des RWGV, zum

Anlass, um über die optimale Größe von

Genossenschaftsverbänden nachzuden-

ken. Eine allgemeingültige Zahl, die die

optimale Betriebsgröße beschreibt, ist

illusorisch, da es vielfältigste Verbands-

aufgaben gibt, die unterschiedliche

Betriebsgrößen nahe legen können. Folg-

lich kann es nur um die Ermittlung eines

guten Kompromisses gehen, der eine

Bandbreite für eine geeignete Betriebs-

größe angibt. Die Stärke der bisherigen

Verbandsgrößen sind die Kontinuität und

Regionalität der Verbandsarbeit, wohin-

gegen die Ausschöpfung von Größenvor-

teilen bei kleingliedriger Struktur nur in

geringerem Maße gelingt.

Wenn nun über Fusionen zu beschließen

ist, so muss dabei die horizontale wie ver-

tikale Dimension berücksichtigt werden.

Die horizontale Dimension bestimmt sich

automatisch über die Zahl der Mitglieder

und die regionale Reichweite. Hinsicht-

lich der vertikalen Ausdehnung besteht

jedoch Handlungsbedarf im Fusionsma-

nagement, wo zu entscheiden ist, welche

Tätigkeiten der Verband in welcher Inten-

sität erfüllen will. Neue Informations-

und Kommunikationsmöglichkeiten wie

auch bestimmte Standardisierungen

erlauben es, erhebliche Gewinne in econ-

mies of scale und scope zu generieren.

Eine Fusion ist jedoch stets auch mit

Risiken verbunden. Von hoher Relevanz

ist die Konzeption der Fusion als ein

Gesamtprozess und nicht als Alternative

zu einer wirksamen Strategie. Die Ziele

einer Fusion sind ex ante klarzustellen

und konsequent im Fusionsmanagement

zu verfolgen. 

Das Fazit für die Fusion des WGV und

GVR ist positiv. Krawinkel betonte die

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der

Leistungsangebote des RWGV und die

hohe Kundenzufriedenheit. 

Eine weitere strukturelle Zukunftsper-

spektive stellte Walter Weinkauf, Vor-

standsvorsitzender des Genossenschafts-

verbands Frankfurt, vor. Er sieht die

Herausforderungen, denen sich die

Genossenschaftsverbände in der Zukunft

stellen müssen, im wesentlichen in drei

Aspekten, aus denen er Entwicklungsvi-

sionen für Genossenschaftsverbände

ableitete. Zum einen sind das die Heraus-

forderungen der "Beschleunigungsgesell-

schaft", in der die Genossenschaft bzw.

der Verband die "Stabilität in der Verän-

derung" bieten soll und kann. Zum ande-

ren ist es die Entwicklung einer soge-

nannten "Big Mac Ökonomie", die von

den Genossenschaftsverbänden gezielter

beeinflußt werden sollte. Zum dritten

sieht Weinkauf einen zunehmenden Wett-

bewerb der Unternehmenskulturen, in

dem er den Verbänden gute Zukunfts-

chancen zuschreibt. Aufgabe der Genos-

senschaftsverbände unter den beschriebe-

nen Rahmenbedingungen ist es, die Stel-

lung der Genossenschaften zu verbessern

und die Vorteile genossenschaftlicher

Unternehmenskultur gegenüber manage-

mentgesteuerten Unternehmen hervorzu-

heben. "Der Genossenschaftsverband ist

kein Selbstzweck" betonte Weinkauf,

vielmehr ist er eine unternehmerische

Non-Profit Organisation, die ihren Mit-

gliedern dient und eine wachsende

Marktorientierung entwickeln sollte.

Genossenschaftsverbände müssen mehr

denn je als wissensbasiertes und lernen-

des Netzwerk agieren, Networking

betreiben und eine marktorientierte

Betreuung im Sinne des Full-Service

Prinzips bieten. Schlußendlich betonte

Weinkauf, dass die Genossenschaftsver-

bände nur dann eine Zukunft besitzen,

wenn aus Visionen Realitäten werden.

Dr. Carl-Friedrich Leuschner, Vorstands-

vorsitzender des DGRV, betrachtete das

Spannungsfeld zwischen Prüfung und

Beratung in der Tätigkeit der Genossen-

schaftsverbände und die damit einher

gehende Gefahr der Selbstprüfung. Die in

Deutschland nach dem klassischen Ver-

bandsmodell bestehende Pflichtmitglied-

schaft sieht eine genossenschaftliche

Pflichtprüfung vor, die von den Verbän-

den durch fakultative Beratungsangebote

ergänzt wird. Demgegenüber beinhalten

die genossenschaftlichen Verbandsstruk-

turen z.B. in Belgien oder Finnland eine

freie Prüferwahl. Ausgangspunkt der

Überlegungen von Dr. Leuschner waren

die Bilanzskandale der Vergangenheit

und die daraus folgende aktuelle Rechts-

entwicklung, z.B. in Form des 10-Punkte

Programms der Bundesregierung oder

des KonTraG. Die "neuen Spielregeln",

so schlußfolgert Dr. Leuschner, stellen

Die Zukunft der genossenschaftlichen Verbände

Dr. Carl Friedrich Leuschner

Moritz Krawinkel
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Wie lässt sich eine langfristige Kunden-

bindung aufbauen und erhalten, wenn der

Wettbewerb schärfer wird, Kunden bes-

ser informiert sind und selbst eine hohe

Kundenzufriedenheit oft keine Kunden-

loyalität zur Folge hat? Dieser Frage

näherten sich vier Praxisvorträge aus der

Perspektive eigener Unternehmenserfah-

rungen. Kein Zufall, dass alle Beiträge

aus der Finanzdienstleistungsbranche

stammten: Schließlich ist gerade hier die

emotionale Beziehung zum Produkt nicht

sehr ausgeprägt. 

Dabei setzt die Volksbank Beckum vor

allem auf den Erhalt regionaler Bezüge

und eine aktive Kommunikation dieser

Strategie. Vor dem Hintergrund mehrerer

Fusionen und Umstrukturierungen droh-

ten ehemals selbstständige Volksbanken

aus der Sicht der Kunden zu unbedeuten-

den Außenstellen abzusteigen, gleichzei-

tig schwand der unmittelbare Einfluss der

Mitglieder durch den notwendig gewor-

denen Übergang von der Mitglieder- zu

einer Vertreterversammlung. Über Jahr-

zehnte eingeprägte Ortsnamen der Volks-

banken wurden deswegen gezielt beibe-

halten, örtliche Schulen und Vereine

sichtbar unterstützt, Zukunftsplanungen

am Ort erläutert, deren Glaubwürdigkeit

durch Neuinvestitionen in die Geschäfts-

stellenräume erhöht sowie nicht zuletzt

regelmäßige Mitgliederbefragungen

durchgeführt. In der Folge ließ sich ein

deutlicher Mitgliederzuwachs vermelden.

Dr. Andreas Martin, Vorstandsmitglied

des DG Verlags, stellte die Unterstützung

für eine regionale Kundenbindung durch

sog. "CityCards" dar. Dabei treten Volks-

und Raiffeisenbanken als Herausgeber

auf, die lokale Partnerunternehmen für

spezielle Angebote an Karteninhaber

gewinnen. Der Kunde erhält durch eine

Mitgliedschaft im "Kartenclub" bestimm-

te Rabatte. Die beteiligten Volks- und

Raiffeisenbanken zielen vor allem auf die

Neukundengewinnung und die Partner-

unternehmen auf eine lokale Bindung der

Kaufkraft. Der DG-Verlag zeigt damit ein

neues Betätigungsfeld für eine klassische

Einkaufsgenossenschaft: die Banken

können ihren Kunden eigene Angebote

machen, während sich das Aushandeln

der Partnerverträge und die technische

Plattform beim DG-Verlag zentralisieren

lassen.

Strategien der Bindung: Mitglieder- und Kundenbindung

für die Zukunft der Genossenschaftsver-

bände eine besondere Herausforderung

dar. Den Genossenschaftsverbänden bie-

ten sich als Reaktion auf die aktuellen

und potentiellen Anforderungen der

Zukunft drei Optionen. Neben der Beibe-

haltung des status quo, der Prüfung und

Beratung aus einer Hand bietet, ist eine

Etablierung getrennter Verbände für die

zwei Bereiche Prüfung und Beratung

denkbar. Damit wäre das Risiko der

Selbstprüfung gebannt, aber gleichzeitig

würden Mehrkosten entstehen und Syner-

gieeffekte ungenutzt bleiben. Die dritte

Option, die sowohl die Vorteile von Ver-

bundeffekten ermöglicht als auch die

Risiken der Selbstprüfung vermeidet,

liegt in der Schaffung von Netzwerk-

strukturen für Prüfungs- und Beratungs-

dienstleistungen. Ein aktuelles Beispiel

für die erfolgreiche Umsetzung dieses

Modells ist die IAS/IFRS-Advisory

Group.

Die Strukturen des Raiffeisenverbandes

Südtirol, stellte dessen Verbandsdirektor

Konrad Palla vor. Italien verfügt nach

wie vor über kein einheitliches Genos-

senschaftsgesetz, woraus eine erhebliche

Normenvielfalt resultiert, jedoch sind die

Genossenschaften in der Verfassung ver-

ankert. Die bestehenden gesetzlichen

Bestimmungen konzentrieren sich insbe-

sondere auf den Aufbau und die Gestalt

der Genossenschaften, beleuchten die

Struktur der Verbände jedoch nur in

geringem Maße. Daraus resultiert auch

eine erhebliche Heterogenität der Ver-

bandsstrukturen und -tätigkeiten, die sich

sowohl in quantitativer als auch in quali-

tativer Hinsicht stark unterscheiden, so

sind z.B. nicht Genossenschaftsverbände

prüfungsberechtigt. Für die Zukunft

bedeutet dieses eine Betonung der part-

nerschaftlichen Position der Verbände,

die ihre Arbeit nicht als Selbstzweck

sehen, sondern im Dienste der Genossen-

schaften auch Beratungs- und Betreu-

ungsleistungen übernehmen.

Konrad Palla

Walter Weinkauf
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Eine Strategie, den Kunden mehr Auf-

merksamkeit zu widmen und die

Bestandskundenbetreuung gegenüber der

Neukundengewinnung nicht zu vernach-

lässigen, hat Union Investment entwi-

ckelt. Martin Werner betonte die Priorität,

Abläufe für Kunden zu vereinfachen und

deren Anliegen möglichst durch einen

einzigen Mitarbeiter im Rahmen telefoni-

scher Betreuung zügig und abschließend

zu bearbeiten. Trotz der Erkenntnis, dass

Zufriedenheit nicht zwingend Loyalität

nach sich zieht, ist die zentrale Zielgröße

der einzelnen Maßnahmen eine Steige-

rung der Kundenzufriedenheit, wobei die

Zielerreichung auch regelmäßig über-

prüft wird.

Insofern weicht die Strategie der Volks-

bank Hamm von der aller anderen ab. Dr.

Klaus Kalefeld, Vorstand der Volksbank

Hamm, erklärte, dass man den Mitglied-

schaftscharakter stärken möchte, weil

dieser das zentrale Alleinstellungsmerk-

mal der Volksbanken sei. Ziel ist es, aus

allen Kunden früher oder später Mitglie-

der zu machen, zunächst durch Werben

um eine Mitgliedschaft, später ggf. auch

durch den Zwang, entweder Mitglied zu

werden oder die Geschäftsbeziehung zu

beenden. Für Mitglieder gibt es spezielle

Konditionen, die nicht unter das Verbot

einer versteckten Gewinnausschüttung

fallen. Der Mitgliedschaftscharakter

berechtige zu einer viel intensiveren

Ansprache, da man schließlich gesetzlich

verpflichtet sei, sich umfassend um das

finanzielle Wohl der Mitglieder zu küm-

mern. Einerseits leiste man damit mehr

im Interesse der Mitglieder als das priva-

te Banken für ihre Kunden täten. Ande-

rerseits könnten sich die Mitglieder der

permanenten Ansprache auch nicht ent-

ziehen, so dass sich Abschlüsse früher

oder später von selbst ergäben. Konkrete

Verkaufsziele gebe man den einzelnen

Beratern nicht vor, wenn sie verfehlt wür-

den, ließen sie sich durch eine Erhöhung

gruppenspezifischer Mitgliederkontakte

erreichen. Mit dieser Strategie liege die

Volksbank Hamm im Ertragsdurchschnitt

der Volksbanken. Die Cross-Selling-Rate

wird jedoch nicht gemessen.

Dr. Klaus Kalefeld

Theorie und Praxis des genossenschaftlichen Finanzverbundes

Genossenschaftsbanken und ihr Finanz-

verbund sind auch in einer Zeit von

Megafusionen im Finanzbereich nach

wie vor ein geeignetes Geschäftsmodell.

Dr. Marco Weiß von der Universität

Frankfurt stellte die Frage nach der effi-

zienteren Organisationsform im Banken-

markt. Dr. Weiß hob die Stärke der

Genossenschaftsbanken hervor, die pri-

mär in der Dezentralität und Nutzung

lokalen Wissens liege. Großbanken, wie

die Deutsche Bank, agierten hingegen

verstärkt als "Global Player". Dr. Weiß

empfahl daher die Struktur der Genossen-

schaftsbanken beizubehalten. Jegliche

Veränderungen schmälerten ihren Erfolg.

Prof. Dr. Wolfgang Harbrecht von der

Universität Nürnberg-Erlangen hob in

diesem Zusammenhang die Bedeutung

der nachfrageorientierten Mitgliederför-

derung hervor: Im Kontext des Wettbe-

werbs entscheidet das Mitglied und nicht

der Vorstand, welches Angebot für ihn

vorteilhaft sei. Am Beispiel von betriebs-

wirtschaftlichen Kennzahlen, wie Zins-

aufwendungen, Provisionsüberschüssen

und Bilanzvolumina, stützte er seine

These. Das Konzept der Sparda-Banken,

nach dem bestimmte Leistungen aus-

schließlich den Mitgliedern zur Verfü-

gung gestellt werden, erwies sich gegen-

über dem offenen Förderverständnis der

Volks- und Raiffeisenbanken sowie der

PSD-Banken als überlegen. Mitglieder-

förderung durch Exklusivleistungen sei

daher eine erfolgversprechende Strategie,

so Prof. Harbrecht.

Reinhard Schlottbom, Vorstandvorsitzen-

der der PSD Bank Münster hob  das

Geschäftsmodell seiner Genossenschafts-

bank hervor. Der von Prof. Harbrecht

dargestellten Überlegenheit der Sparda-

Banken hinsichtlich der Mitgliederförde-

rung stimmte er nicht zu. Insbesondere

die Kombination aus persönlicher Bera-

tung und den Möglichkeiten des IT-

basierten Vertriebsformen gewährleisten

im Zusammenspiel mit einer intensiven
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regionalen Orientierung den Erfolg der

PSD Bank Münster.

Ulrich Dexheimer von der DZ Bank stell-

te die Einzigartigkeit des Subsidiaritäts-

prinzips innerhalb des genossenschaftli-

chen Finanzverbundes heraus. Neue,

innovative Produkte, wie z. B. das Stan-

dard-Meta, das die partielle Blanko-Risi-

koübernahme von Krediten durch die DZ

Bank ermöglicht, oder das erweiterte Fir-

menkunden-Consulting zeigten, dass der

Schlüssel zum Erfolg in der Zusammen-

arbeit des genossenschaftlichen Finanz-

verbundes liege.

Ein Ansatz, der an die theoretischen

Überlegungen zur nachfrageorientierten

Mitgliederförderung ansetzte, war der

Beitrag von Enrico Kahl, Vorstandsvor-

sitzender der Sparda-Bank Münster eG.

Er fokussierte auf den Mehrwert für Kun-

den und Mitglieder, der über die Gewäh-

rung günstiger Konditionen hinausgeht.

Das Ergebnis seiner empirischen Unter-

suchung zeigte Folgendes: Es werden

diejenigen Banken von den Kunden wei-

terempfohlen, bei denen die Wertediffe-

renz zwischen Mitarbeitern und Kunden

äußerst gering ist. Daher gilt es jenseits

aller Bestrebungen in Richtung IT-Orien-

tierung, den Menschen und seine indivi-

duellen Bedürfnisse stets in den Mittel-

punkt des genossenschaftlichen Handelns

zu stellen.

Enrico Kahl

Verantwortlichkeit und Governance für Genossenschaften

Eng verwandt mit den Fragestellungen

der Wertorientierung ist die Corporate

Social Responsibility. Prof. Dr. Gustav

Raab und Dr. Dagmar Urbanek (WU

Wien) betonten, dass es sich bei Corpora-

te Social Responsibility keinesfalls um

Altruismus handele,

sondern dass es

darauf ankäme, die

Lösung gesellschaft-

licher Probleme mit

dem Nutzen für das

Unternehmen zu ver-

binden. Ziel dieser

Strategie sei in erster

Linie die Steigerung

des wirtschaftlichen

Erfolgs des Unter-

nehmens. Offen blei-

be allerdings, ob die

Corporate Social

Responsibility den

Unternehmenserfolg

begründe oder ob umgekehrt der wirt-

schaftliche Erfolg des Unternehmens die

Voraussetzung für Aktivitäten in diesem

Bereich sei. Im Hinblick auf Genossen-

schaften sei die Corporate Social Respon-

sibility eine Möglichkeit zur Wiederbele-

bung des Förderauftrags und zur Stär-

kung ihrer Existenzberechtigung aus

gesellschaftspolitischer Sicht.

Über die Ausgestaltung der Corporate

Governance im österreichischen Schulze-

Delitzsch-Ver-

bund berichtete

Prof. DDr. Hans

Hofinger (Vor-

sitzender des

Vo r s t a n d e s

ÖGV). Nach-

dem in Öster-

reich vor zwei

Jahren ein ver-

bindlicher Cor-

porate Gover-

nance Kodex als

Regelwerk für

Aktiengesel l-

schaften aufge-

stellt worden

ist, reagierte der ÖGV mit der Definition

eines "Cooperative Governance Kodex"

für Genossenschaften. Allerdings ist die-

ser Kodex als ein Vorschlag gedacht, der

von den Primärgenossenschaften nicht

zwingend umgesetzt werden muss. Prof.

Hofinger sprach sich jedoch für eindeuti-

ge Spielregeln, auch auf Ebene der Pri-

märbanken, aus. Dieses Thema griff auch

Arnulf Perkounigg (Direktor Tiroler

Raiffeisenverband, Vorstandsvorsitzen-

der des Internationalen Instituts für Ge-

nossenschaftsforschung im Alpenraum

(IGA)) in seinem Vortag wieder auf und

ging der Frage nach, ob eine Cooperative

Governance überflüssig oder notwendig

ist. In einer Gegenüberstellung der ein-

zelnen Regelbereiche des Corporate

Governance Kodex für die Aktiengesell-

schaft mit der derzeitigen Corporate

Governance von Genossenschaften ver-

deutlichte Herr Perkounigg, dass viele

der Regeln des Kodex bereits analog in

der Genossenschaft verwirklicht werden.

Für Genossenschaften sah er im Grunde

keinen zusätzlichen Regelungsbedarf im

Sinne eines expliziten Corporate Gover-

nance Kodex.

Prof. Dr. Gustav Raab

��  Information

In diesem Bericht werden einige Work-
shops und Vorträge herausgegriffen. Die
Publikation aller Beiträge erfolgt in den
Tagungsbänden.
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Wissenschaft braucht Kommunikation

und Austausch. Auch hierfür bot die IGT

2004 zahlreiche Foren. Die Modulveran-

staltungen und die Workshops wurden für

anregende Diskussionen genutzt.

Zu kleinen Höhepunkten wurden die

Abendempfänge der IGT 2004. Der Rhei-

nisch-Westfälische Genossenschaftsver-

band, die Volksbanken und Raiffeisen-

banken und Spar- und Darlehnskassen  in

Rheinland und Westfalen sowie der Deut-

sche Raiffeisenverband luden zum Emp-

fang ins Rathaus der Stadt Münster ein.

Der Vorstandsvorsitzende des RWGV Dr.

h.c. Eberhard Heinke begrüßte die Gäste

mit dem Hinweis auf die bedeutende his-

torische Wende, die sich für Europa im

Jahr 1648 mit dem Westfälischen Frieden

genau an diesem Ort vollzog. Mit

Jacques Santer begrüßte er einen Gast,

der mit seinem Engagement für die

Osterweiterung maßgeblich die europäi-

sche Integration vorangetrieben hat.

Heinke hob die Mittlerstellung der Kon-

ferenz zwischen Wissenschaft und Praxis

hervor, die auch ein Leitbild des Instituts

für Genossenschaftswesen in Münster

sei.

Zu einem festlichen Bankett ins Schloss

Nordkirchen lud die WGZ-Bank ein. Das

von Johann Conrad Schlaun nach dem

Vorbild von Versailles erbaute Schloss

bildete einen würdigen und repräsentati-

ven Rahmen für einen Abend der Interna-

tionalen Genossenschaftswissenschaftli-

che Tagung. Das Vorstandsmitglied der

WGZ-Bank Thomas Ullrich begrüßte die

Teilnehmer vor dem Schloss. Er betonte,

dass die Tagung mit ihrem anspruchsvol-

len Programm einen Höhepunkt des Jah-

res 2004 in der genossenschaftlichen

Wirtschaft und Wissenschaft darstellt und

äußerte die Erwartung, dass von ihr auch

Impulse für die Praxis ausgehen werden.

Die Empfänge an historischen Orten ver-

mittelten den Teilnehmern darüber hinaus

beeindruckende Einblicke in die Ge-

schichte der Stadt Münster und Westfa-

lens. Für viele Gäste dürfte dieses Um-

feld die positiven Eindrücke von der

Tagung abgerundet haben, um schließlich

festzustellen: Münster ist eine Reise wert

- wissenschaftlich, unternehmerisch und

kulturell.

Festliches Rahmenprogramm

Dr. h.c. Eberhard Heinke Thomas Ullrich
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Prof. Dr. Theresia Theurl im Gespräch mit Birgit Wetjen.
WGZ-Bank-Magazin “Initiativbanking”, Ausgabe 3/2004

Initiativbanking: Mittelständler lassen
sich nicht gerne in die Karten gucken.
Ist Verschwiegenheit der richtige Weg
zum Erfolg?

Theurl: Sich vor der
Konkurrenz abzu-
schotten ist verständ-
lich und nachvollzieh-
bar – aber nicht be-
sonders klug. Denn
wer seine Marktposi-
tion absichern möch-
te, hat es zukünftig
ohne Allianzen sehr
schwer. Und ein we-
sentlicher Vorteil ein-
er Kooperation ist es
nun einmal, dass Un-
ternehmen gegensei-
tig von dem Wissen der Kooperations-
partner profitieren.

Initiativbanking: Birgt Transparenz
nicht auch Risiken? 

Theurl: Natürlich besteht das Risiko,
dass andere Unternehmen einseitig vom
Know-how des eigenen Betriebes profi-
tieren. Aber unter dem Strich bieten gute
Kooperationen eine Menge Vorteile.
Der wohl wichtigste: die Sicherung der
Existenz. Zum einen über Know-how,
zum anderen müssen Unternehmen
zunehmend Größe vorweisen – entwe-
der, weil Regulierungskosten dies nahe
legen, oder ganz einfach, weil Rentabili-
tät nur über Größenvorteile und Syner-
gien möglich ist. Auch die Kunden wün-
schen zunehmend umfangreiche Lösun-
gen aus einem Guss, die kleine Unter-
nehmen oft gar nicht anbieten können. 

Initiativbanking: Wie können Unter-
nehmen die Risiken gering halten? 

Theurl: Das A und O einer guten Ko-
operation sind das Kooperationsmana-
gement und der Kooperationsvertrag, in
dem die Spielregeln und auch mögliche

Vertragsstrafen festge-
legt werden. Wer sich
Hals über Kopf und
ohne Regelwerk in
eine Kooperation be-
gibt, riskiert zu schei-
tern.

I n i t i a t i v b a n k i n g :
Worauf müssen Unter-
nehmer bei dem Auf-
bau einer Kooperation
achten?

Theurl: Grundsätzlich
sollten sie zuerst die

Ziele und Möglichkeiten analysieren
und klären, für welche Bereiche Koope-
rationen Sinn machen. Welche Zielgrup-
pen und Marktsegmente sollen also
erreicht werden? Ist es möglich, die
Effizienz der eigenen Produktion zu
steigern? Welche Art von Kooperation
ist geeignet, um zum Beispiel die Kos-
ten zu senken oder aber die Angebotspa-
lette zu erweitern? 

Initiativbanking: Welche Fehler werden
am häufigsten gemacht?

Theurl: Der größte Fehler ist es, erst
über Kooperationen nachzudenken,
wenn das Unternehmen bereits in
Schieflage geraten ist. Erfolgreich sind
vor allem die Unternehmen, die bereits
im Vorfeld Visionen entwickeln und
sich überlegen, in welche Richtung sich
die ökonomischen Rahmenbedingungen
verändern und wie sie diesen Verände-
rungen erfolgreich begegnen können.
Wer rechtzeitig Strategien erarbeitet, hat
sicherlich die besten Erfolgsaussichten.

Prof. Dr. Theresia Theurl

Europaweit kooperieren etwa 50% der mittelständischen Unternehmen, um ihre Wettbewerbsfähig-
keit vor schwierigen Rahmenbedingungen zu verbessern. Meist rechnen sich gut geführte Koope-
rationen. Doch gerade kleinere Unternehmen haben auch Bedenken.

7 Regeln für Kooperationen

1. Gut vorbereiten
Vor einer Kooperation: Verfahren und

Abläufe im Unternehmen analysieren.

Welche Leistungen, Produkte, Informa-

tionen werden übergeben?

2. Ziele definieren
Was wird von der Kooperation erwartet?

Sollen Größenvorteile oder komplemen-

täre Kompetenzen erreicht werden? 

3. Partner suchen
Mit klar definierten Prozessketten kann

laufend nach Partnern gesucht werden,

die zu den eigenen Prozessen und

Schnittstellen passen.

4. Spielregeln festlegen
Ohne Regeln geht es nicht. Der Koope-

rationsvertrag fixiert Rechte und Pflich-

ten, insb. sind Verfahren zur Konfliktlö-

sung und Exit-Optionen festzulegen.

5. Kooperation managen
Eine Kooperation muss geführt werden.

Insbesondere die Schnittstellen zu den

Partnern müssen überwacht werden.

Hierzu zählt auch die Anpassung von

Prozessschritten und Schnittstellen.

6. Überwachungssysteme installieren   
Kooperation braucht eine Erfolgskon-

trolle. Es müssen auch Informationen

beim Partner beschafft werden. Das

Kooperationscontrolling ist in das

Unternehmenscontrolling zu integrie-

ren.

7. Flexibel gestalten
Kooperation ist ein kontinuierlicher

Prozess. Kooperationen können vertieft

oder auch beendet werden. Dies ist Teil

der gewünschten Flexibilität.
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6. Symposium "Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften" 
am 23. November 2004 

Gut 140 Teilnehmer folgten der Einladung vom IfG Münster und dem VdW Rheinland Westfalen
nach Münster zur sechsten Auflage des Symposiums für Wohnungsgenossenschaften, bei dem
Ansatzpunkte für eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften
diskutiert wurden.

Wohnungsgenossenschaften mit ihren

langlebigen Wirtschaftsgütern müssen

langfristig planen und Strategien entwi-

ckeln, um auf Dauer den Herausforderun-

gen des Wohnungsmarktes gewachsen zu

sein. Dies war die einhellige Meinung der

Referenten und Teilnehmer des Symposi-

ums "Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften", das bereits zum sechsten

Mal in Münster vom IfG der Universität

Münster und dem VdW Verband der

Wohnungswirtschaft Rheinland Westfa-

len veranstaltet wurde.

Die diesmalige Tagung, die mit gut 140

Teilnehmern vollständig ausgebucht war,

stand unter dem Titel "Zukunft gestalten -

In Menschen und Wohnungen investie-

ren". Was müssen Wohnungsgenossen-

schaften tun, um die Schwierigkeiten des

Wohnungsmarktes zu meistern und sich

erfolgreich am Markt aufzustellen? Das

war die zentrale Frage, die sich durch die

verschiedenen Referate und Diskussio-

nen von Praktikern und Wissenschaftlern

zog.

Nachhaltigkeit und 
Langfristigkeit wichtig

Nach einer Begrüßung durch den Ver-

bandspräsidenten Burghard Schneider

und einem einführenden Referat von

Prof. Dr. Theresia Theurl, Leiterin des

IfG Münster, in dem sie betonte, dass

Wohnungsgenossenschaften aufgrund

ihres Tätigkeitsbereiches nur langfristig

orientiert handeln können und auf Nach-

haltigkeit ihrer Aktivitäten achten müs-

sen, richtete Klaus Leuchtmann vom

EBZ, dem Europäischen Bildungszen-

trum Bochum, sein Augenmerk zunächst

auf die Mitarbeiter des Unternehmens.

Die Weiterentwicklung der Mitarbeiter

werde zwar grundsätzlich als sehr wich-

tig eingeschätzt, durchschnittlich werde

von Wohnungsgenossenschaften jedoch

ein deutlich geringerer Betrag in die Fort-

bildung der Mitarbeiter investiert, als

dies bei vergleichbaren Unternehmen der

Fall sei. Dabei sei es besonders wichtig,

die Mitarbeiter optimal einzusetzen, da

sie als Multiplikatoren für das Bild der

Wohnungsgenossenschaft nach außen

wirkten. Auch und gerade die Potenziale

und Anregungen junger Mitarbeiter

müssten genutzt werden, um den Kontakt

zum Markt nicht zu verlieren. Hubert

Scharlau, Vorstandsvorsitzender des Bau-

vereins zu Lünen eG, konzentrierte sich

im Anschluss auf das Bestandsmanage-

ment. Am Beispiel einer im eigenen

Hause durchgeführten Portfolioanalyse

zeigte er anschaulich, dass es wichtig sei,

ein genaues Bild über seine eigenen Woh-

nungsbestände zu haben, und wie man in

der Praxis solche Kenntnisse gewinnen

könne.

Karl-Heinz Abraham

Franz-Bernd Große-Wilde

Sigurd Trommer
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Karl-Heinz Abraham, geschäftsführender

Vorstand des Wohnungsvereins Herne

eG, betonte die Bedeutung einer intensi-

ven Marktbeobachtung, um die eigenen

Aktivitäten in eine langfristig vorteilhafte

Richtung zu lenken. In diesem Zusam-

menhang appellierte er an seine Kolle-

gen, in diesem Bereich Kooperationen -

auch mit Konkurrenten - einzugehen, da

insbesondere für kleinere Wohnungsge-

nossenschaften die Aufgabe der Marktbe-

obachtung alleine nicht zu bewältigen

sei. Die Relevanz zur Erhebung entspre-

chender Daten unterstrich auch Johann

Bergmeier, geschäftsführender Vorstand

der Landshuter Wohnungsbau eG, bei der

Erläuterung der Situation seiner Genos-

senschaft in Bayern. 

Ein Beispiel dafür, dass Investitionen in

Altbauten lohnen können, lieferte dann

Franz-Bernd Große-Wilde, Vorstand des

Spar- und Bauvereins Dortmund eG. Zum

einen werde dadurch die Nutzungsdauer

des Objektes verlängert, zum anderen

trage eine entsprechende Investition posi-

tiv zum Image des Unternehmens bei.

Sigurd Trommer, Stadtbaurat in Bonn

und Vorstandsmitglied der GWG Bonn

eG, forderte als Vertreter von Politik und

wohnungsgenossenschaftlicher Praxis

dazu auf, die Kommunikation zwischen

Unternehmen und Stadt zu verstärken.

Mit entsprechendem Engagement könn-

ten Maßnahmen initiiert werden, die

Standort- und Wettbewerbsvorteile für

Unternehmen und Städte bewirken könn-

ten.

Expertenkommission "Woh-
nungsgenossenschaften"

In der abschließenden Diskussion zu den

Ergebnissen der Expertenkommission

"Wohnungsgenossenschaften", die im

Frühjahr ihren Abschlussbericht vorge-

legt hatte, wurde auf die verschiedenen

Empfehlungen der Kommission einge-

gangen und ebenfalls betont, dass man

zwar die Politik brauche, sich aber nicht

nur auf den Staat verlassen dürfe, sondern

Eigeninitiative zeigen müsse, um die

bestehenden Probleme anzugehen. Die

Kommission sei jedoch ein wichtiges

Instrument gewesen, um den Wohnungs-

genossenschaften eine breite Öffentlich-

keit für ihre Anliegen zu verschaffen, so

die einstimmige Meinung. Mit Frau Prof.

Theurl diskutierten Martin Marburg, der

Vorsitzende des Arbeitskreises "Exper-

tenkommission" der BAG Bundesarbeits-

gemeinschaft im GdW, Hubert Scharlau,

Mitglied der Steuerungsgruppe "Novel-

lierung des Genossenschaftsgesetz" beim

GdW und Bernhard Koppmann, Mitglied

der "Expertenkommission Wohnungsge-

nossenschaften".
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� Bettina Schlelein

� (0251) 83-2 28 96

� bettina.schlelein@
ifg-muenster.de

v.l.n.r.: Bettina Schlelein, Dr. Gerhard Jeschke, Prof. Dr. Theresia Theurl, Franz-Bernd Große-
Wilde, Bernhard Koppmann, Sigurd Trommer, Johann Bergmeier, Martin Marburg, 

Hubert Scharlau, Eric Meyer

��  Information

Die Termine der kommenden Veranstal-
tungen "Perspektiven für Wohnungsge-
nossenschaften stehen bereits fest:
02.03.2005 und 25.10.2005.
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Kurz nach Mitternacht, als sich die letz-

ten Studierenden verabschiedet hatten,

war ein weiterer gelungener Kennenlern-

abend zu verbuchen. Mit einem neuen

Besucherrekord konnte die eingeschlage-

ne Richtung beibehalten werden: Der

steigenden praktischen Relevanz des

Themas "Unternehmenskooperation"

trägt auch die nicht nur ungebrochene,

sondern stetig wachsende Beliebtheit des

gleichnamigen Schwerpunktfaches Rech-

nung.

Um 19 Uhr öffneten sich die Türen und

Mitarbeiter des IfG für interessierte Stu-

dierende und ihre Fragen. Im Anschluss

an die begrüßenden Worten durch Prof.

Theurl entwickelten sich schnell intensi-

ve und informative Gespräche zwischen

den Mitarbeitern, den bereits fortge-

schrittenen Studierenden des Schwer-

punktfaches und denen, die es werden

wollen. Am Anfang des Hauptstudiums

stehend versuchten gerade letztere wert-

volle Informationen für die richtige Wahl

des Schwerpunktes zu finden, so dass

viele vor allem von der Möglichkeit,

Prof. Theurl persönlich kennen zu lernen,

regen Gebrauch machten.

So war die Resonanz auf die Veranstal-

tung auch durchweg positiv. Bei der Ver-

abschiedung bemerkte einer der Studie-

renden: "Ich bin echt froh, dass ich

gekommen bin. Ich habe nicht nur sehr

interessante Informationen bekommen,

sondern es war auch richtig lustig... und

lecker." Damit wurde auf das Buffet und

Getränkeangebot angespielt, dass wie

jedes Jahr für eine standesgemäße Abrun-

dung der Veranstaltung verantwortlich

zeichnete.

In den Reihen der Mitarbeiter und der

Institutsleitung ist man sich trotz der

damit verbundenen Arbeit jetzt schon

einig, dass auch im kommenden Semes-

ter an der inzwischen bewährten "Institu-

tion Kennenlernabend" festgehalten wer-

den soll.

Rekordkulisse im IFG

"Institution Kennenlernabend" wieder ein Erfolg

Am 21. Oktober 2004 fand zum wiederholten Mal der sowohl bei Studierenden als auch Mitarbei-
tern beliebte Kennenlernabend statt und – wie gehabt – großen Anklang. In den mit deutlich über
80 Teilnehmern gut gefüllten Räumlichkeiten des Instituts für Genossenschaftswesen (IfG) ver-
schafften sich potenzielle Interessenten in informeller Atmosphäre einen Eindruck über das
Schwerpunkfach "Unternehmenskooperation". 

� Patrick Koch

� (0251) 83-2 28 94

� patrick.koch@
ifg-muenster.de
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Das Lindauer Treffen, das im Bereich der

Naturwissenschaften bereits auf eine über

50jährige Tradition zurückblicken kann,

soll ausgesuchten Nachwuchswissen-

schaftlern die Gelegenheit bieten, mit den

Größen ihres Fachs in einen wissen-

schaftlichen Dialog zu treten. Vom 1. bis

zum 4. September diskutierten über 170

junge Forscher und Zentralbankmitarbei-

ter aus über 30 Ländern - zum Beispiel

Pakistan, Chile, Neuseeland - mit zehn

der 34 noch lebenden Nobelpreisträgern

der Ökonomie, darunter mit dem seit "A

Beautiful Mind" einem breiten Publikum

bekannten Spieltheoretiker John Nash.

Die Veranstaltung rief großes Medienin-

teresse hervor. So berichtete neben zahl-

reichen deutschen und internationalen

Zeitungen ein Fernsehteam des amerika-

nischen Wirtschaftssenders CNBC an

allen Tagen live vom Kongresszentrum. 

Die Palette der behandelten Themen war

vielfältig: Robert Mundell, Preisträger

des Jahres 1999, plädierte für die Einfüh-

rung einer Weltwährung. Robert Merton

zeigte in einem mitreißenden Vortrag auf,

wie moderne Finanzmarktinstrumente es

ermöglichen können, dass sich Länder

auf Sektoren mit besonderen komparati-

ven Vorteilen spezialisieren, ohne die

hiermit traditionellerweise einhergehen-

den Risiken, etwa von starken Preis-

schwankungen, eingehen zu müssen.

Eher den Spezialisten sprach etwa der

Beitrag des einzigen deutschen Preisträ-

gers, Prof. Reinhard Selten, an, der über

neue Entwicklungen in der Spieltheorie

referierte. 

Trotz aller Vielfalt der Themen, Gemein-

samkeiten waren doch unübersehbar:

Bewundernswert waren die Lebhaftigkeit

und Begeisterung der teils über 80jähri-

gen Ökonomen. Unverkennbar zeigte

Erstes Lindauer Treffen der Nobelpreisträger der Wirtschafts-
wissenschaften

Münsteraner Absolvent beim Nobelpreisträger-Treffen in Lindau am Bodensee

Zum ersten Mal fand in Lindau am Bodensee das mit zehn Nobelpreisträgern der Wirtschaftswis-
senschaften hochkarätig besetzte "Meeting of the Winners of the Bank of Sweden Prize in Econo-
mic Sciences in Memory of Alfred Nobel" statt. Mit dabei war auf Initiative von Frau Prof. Theresia
Theurl auch der beste Absolvent des diesjährigen Diplomjahrgangs aus Münster, Christoph Hanck.

Christoph Hanck und Robert A. Mundell

oben: James A. Mirrlees und Reinhard Selten;
Mitte: Clive W.J. Granger, Robert Merton Solow und John F. Nash; 

unten: Daniel L. Mc Fadden, Gräfin Bettina Bernadotte und Robert A. Mundell
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sich auch bei allen Anwesenden der deut-

liche Optimismus über die weitere welt-

wirtschaftlichen Entwicklung. So prog-

nostiziert William Fogel, University of

Chicago, eine Fortsetzung des asiatischen

Wirtschaftswunders und - dank bahnbre-

chender medizinischer Entwicklungen -

weitere erhebliche Steigerungen der

durchschnittlichen Lebenserwartung. Der

Vater der modernen Wachstumstheorie,

Robert Solow, MIT, wies mögliche Wege

auf, wie Geringverdiener in reichen Län-

dern auf den durch die zunehmende Glo-

balisierung entstehenden Druck reagieren

könnten.

Einig waren sich die anwesenden Jung-

forscher, dass insbesondere die Diskussi-

onsrunden in Kleingruppen einen nach-

haltigen Einfluss auf die eigene Arbeit

haben werden. Dass sich alle Preisträger

neben fachlicher Brillianz stets durch

Bescheidenheit, Offenheit und Interesse

für die Fragen der Teilnehmer auszeich-

neten, war bemerkenswert und nahm den

jungen Ökonomen rasch die Scheu vor

den Großen ihrer Zunft. Neben konkreten

fachlichen Diskussionen gaben die Preis-

träger wertvolle Hinweise etwa zum Ver-

fassen eines erfolgreichen wissenschaftli-

chen Aufsatzes. Einer der Preisträger des

Jahres 2000, Daniel McFadden von der

University of Berkeley, schrieb hierbei

insbesondere den deutschen Universitä-

ten ins Stammbuch, dass nur durch eine

stärker strukturierte Ausbildung des aka-

demischen Nachwuchses etwa in Form

amerikanischer Ph.D.-Studies die Kon-

kurrenzfähigkeit im internationalen Wis-

senschaftswettbewerb wiedererlangt wer-

den könne. 

Nicht unerwähnt bleiben sollte, dass die

wunderbare Natur und das mediterrane

Klima am Bodensee der Tagung durchaus

förderlich waren – sie luden zum Beispiel

zu ausführlichen abendlichen Diskussio-

nen in den Biergärten des Ortes ein. Eini-

ge der Preisträger stellten nach dem

Besuch der Insel Mainau fest, allein

schon dies sei ein Grund, zur nächsten

geplanten Auflage im Jahre 2006 zurück-

zukehren!

� Christoph Hanck

� (0251) 83-2 50 43

� 05chha@
wiwi.uni-muenster.de

Julia Trampel

To Offshore or Nearshore IT-Services? An investigation using transaction 
cost theory

Die Frage der Vorteilhaftigkeit der Auslagerung von IT-Dienstleistungen in Niedriglohnländer wurde
im Rahmen der International Business Research Conference in Melbourne, Australien diskutiert.
Auf der Konferenz wurden Forschungsarbeiten aus den Bereichen der Volks- sowie Betriebswirt-
schaft vorgestellt, die sich mit dem Thema "Business Research in a Changing World" beschäftigen. 

Die International Business Research

Conference fand vom 15. - 16. November

an der Victoria University in Melbourne

statt. 60 Teilnehmer aus zahlreichen Län-

dern wie Großbritannien, den Niederlan-

den, Schweden, Deutschland, Belarus,

Türkei, Jordan, Oman, Indien, Thailand,

Malaysia, Singapur, Taiwan, Hong Kong,

Japan, Kanada, Südafrika, Nigeria, Neu-

seeland  und Australien unterstrichen den

Aspekt, dass die Welt zu einem modernen

globalen Dorf zusammengewachsen ist.

Diese globale Entwicklung führte letzt-

endlich auch zu dem Motto der Konfe-

renz "Wirtschafts-

forschung in einer

sich ständig ändern-

den Welt". Teilge-

nommen haben Pro-

fessoren, Assistenz-

Professoren sowie

Doktoranden, die in

verschiedenen Mo-

dulen Forschungs-

arbeiten aus volks-

sowie betriebswirt-

schaftlichen Berei-

chen vorgestellt ha-

42

Victoria Universität, Melbourne



www.ifg-muenster.de 2-2004 43

IfG intern | Events/Veranstaltungen

ben. Die Module wurden thematisch in

die Bereiche Bilanzierung, Banken,

Finanzen, Management, Marketing und

Volkswirtschaft unterteilt.  Im Rahmen

des Bilanzierungs-Moduls wurden vor-

wiegend Themen vorgestellt, die sich mit

den neuesten Entwicklungen bezüglich

der Vorschriften für die Berichterstattung

von Finanzinformationen beschäftigen.

Die Produktivität im Bankensektor war

das zentrale Thema des Banken-Moduls.

Forscher aus Nigeria, Türkei, Malaysia

und Indien zeigten anhand empirischer

Studien den Status-Quo ihres Landes. Im

Bereich Finanzierung wurden Papiere

vorgestellt, die sich mit Mikro-Finanzie-

rungsprogrammen und Kapitalstrukturen

in Entwicklungsländern befassen. Neue

Herausforderungen für das Marketing

internationaler Unternehmen war der Fo-

kus des Marketing-Moduls. Das Projekt

der globalen Markenkonsistenz des

Unternehmens Hugo Boss sorgte bei-

spielsweise für eine intensive Diskussion

in diesem Modul. Die Themen im volks-

wirtschaftlichen Modul reichten von

M&A's im Finanzsektor Singapurs über

Technologietransfer und Entwicklung der

ASEAN-Regionen bis hin zur Situation

des Arbeitsmarktes in Belarus. Hier

wurde deutlich, dass die neuesten globa-

len Entwicklungen alle Bereiche der

volkswirtschaftlichen Forschung betref-

fen. Das Management-Modul zeigte,

inwieweit neueste globale Trends Ein-

fluss auf das strategische Management

von Unternehmungen nehmen. Im Rah-

men dieses Moduls wurde ein Arbeitspa-

pier des IfG vorgestellt. Es wurde

gezeigt, welchen Einfluss die neuesten

Trends in der Informations- und Kommu-

nikationstechnologie auf das strategische

IT-Management haben. Im Speziellen

wurde dabei auf den Offshoring-Trend

eingegangen. Das Phänomen Offshoring,

die Auslagerung hochqualifizierter

Dienstleistungen in Niedriglohnländer,

galt bisher als einzelwirtschaftliche

Lösung, um den zunehmenden Kosten-

druck – verursacht durch verstärkten glo-

balen Wettbewerb – zu begegnen. Die

Vorteilhaftigkeit von Offshoring wurde

allerdings in letzter Zeit aufgrund zahlrei-

cher Revidierungen von Auslagerungs-

entscheidungen in Frage gestellt. Immer

mehr deutsche Firmen entscheiden sich

bei der Standortfrage für Nearshore-Des-

tinationen bzw. (ost-)europäische Länder

statt ferner Offshore-Länder, um sprach-

liche oder kulturelle Barrieren zu umge-

hen. Zwar sind die Einsparungen der

Lohnstückkosten bei der Nearshoring-

Lösung relativ betrachtet niedriger, aller-

dings sind relevante Transaktionskosten

aufgrund geographischer Nähe geringer.

Ausschlaggebend für die Vorteilhaftig-

keit ist auch die kulturelle Distanz, die

neben der geographischen Distanz die

Transaktionskosten an den Schnittstellen

determinieren. Um diese zu minimieren,

müssen Kulturunterschiede von den Part-

nern wahrgenommen werden und diese

im Kooperations- bzw. Schnittstellenma-

nagement integriert werden. Es ist anzu-

nehmen, dass kulturbedingte Transakti-

onskosten bei der Offshore-Lösung nied-

riger sind, da der Offshore-Markt (vor-

nehmlich Indien) reifer ist. Um eine kon-

krete Aussage über die Vorteilhaftigkeit

von Offshoring oder Nearshoring treffen

zu können, müssen allerdings die Rela-

tionen der einzelnen Transaktionskosten-

komponenten untereinander sowie das

Verhältnis zwischen ihnen und den Lohn-

kosten geschätzt werden. Diese Frage

wurde unter den Konferenzteilnehmern

intensiv diskutiert und somit weiterer

Forschungsbedarf identifiziert.

Abgerundet wurde die zweitägige Konfe-

renz durch eine gemeinsame Stadtbesich-

tigung. Zu Fuß erkundeten die Teilneh-

mer unter Anführung der Organisatoren

die Innenstadt Melbournes. Ein anschlie-

ßender Bootsausflug auf dem Yarra-River

zeigte den Anwesenden die Vorzüge Mel-

bournes vom Wasser aus. Bei einem

gemeinsamen Abendessen im Rialto-

Tower – des höchsten Gebäudes der Stadt

– wurden gemeinsam die Eindrücke der

letzten zwei Tage diskutiert sowie Chan-

cen und Bedarf für neue gemeinsame

Forschung besprochen.

Kostenvergleich

� Julia Trampel
� (0251) 83-2 18 78

� julia.trampel@
ifg-muenster.de

��  Information

Das vorgestellte Arbeitspapier erschien

als IfG-Arbeitspapier Nr. 39 unter dem

Titel "Offshoring oder Nearshoring von

IT-Dienstleistungen? - Eine transaktions-

kostentheoretische Untersuchung"
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Fällt die genossenschaftliche Betreuungs- und Beratungsrevision 
der EU zum Opfer?* 

Hintergrund dieser Fragestellung ist der Vorschlag der 8. EU-Richtlinie (Abschlussprüferrichtlinie),
die am 16. März 2004 vorgelegt wurde und grundlegende Veränderungen der Wirtschaftsprüfung
enthält. Ursprünglich war davon auszugehen, dass die Besonderheiten des genossenschaftlichen
Prüfungsmodells keinerlei Berücksichtigung finden würden. Diese Einschätzung kann heute nicht
mehr in dieser krassen Form getätigt werden. Von der europäischen Öffentlichkeit vorerst weitge-
hend unbemerkt sind in Deutschland in den vergangenen Wochen Gesetze verabschiedet worden,
die das genossenschaftliche Geschäftsmodell und seine Prüfungspraxis weitgehend anerkennen.
Ob sie richtlinienkonform sind, wird sich erst dann prüfen lassen, wenn die 8. EU-Richtlinie in ihrer
endgültigen Fassung verabschiedet ist.

Wirtschaftsprüfung ist eine gesellschaft-

liche und keine einzelwirtschaftliche

Aufgabe. Sie hat die Funktion, der betrof-

fenen Öffentlichkeit Informationen zu

liefern, Vertragspartnern Schutz zu

gewähren und die Akteure des Unterneh-

mens zu disziplinieren. Die Entwicklun-

gen der letzten Jahre, in denen spektaku-

läre Unternehmenszusammenbrüche, Bi-

lanzmanipulationen, unverantwortliche

Testate, und eine unselige Kooperation

von Prüfern und Geprüften stattgefunden

haben, haben auf internationaler Ebene

zur Vorbereitung weitreichender Refor-

men der Rechnungslegung und der Wirt-

schaftsprüfung geführt. Vor diesem Hin-

tergrund ist zu fragen, welche Perspekti-

ven sich daraus für die genossenschaftli-

che Revision abzeichnen. Alle aktuell

eingeleiteten und diskutierten Reformen

verbinden folgende Ansatzpunkte: Die

stärkere Trennung von Prüfung und Bera-

tung, Prüfungsverbote unter bestimmten

Voraussetzungen, die Klärung der Moda-

litäten der Erteilung der Prüfungsaufträ-

ge, die Konkretisierung von Prüfungs-

standards und -regeln, Vorgaben für die

interne und die externe Rotation, die Klä-

rung der berufsexternen und -internen

Kontrollen, Fragen einer verstärkten Haf-

tung, Vorgaben für die Aus- und Fortbil-

dung, eine Förderungen der Transparenz

der Arbeit der Wirtschaftsprüfer. Die

Frage ist in der Tat berechtigt, ob die

genossenschaftliche Betreuungs- und

Beratungsrevision der EU zum Opfer

fällt.

Die internationale 
Regulierung

Fast weltweit ist ein eindeutiger Prozess

in Gang gekommen, in dem die Anforde-

rungen an die Wirtschaftsprüfung erhöht

und die Freiräume eingeschränkt werden.

Dies gilt für die USA, für den OECD-

Raum und auch für die Europäische

Union. Einzelne Eckpunkte in dieser Ent-

wicklung der Veränderung der internatio-

nalen Regulierung sind die EU-Empfeh-

lung "Unabhängigkeit des Abschlussprü-

fers in den EU-Grundprinzipien" vom 16.

Mai 2002, die EU-Mitteilung zur Stär-

kung der Abschlussprüfung vom 21. Mai

2003, in der 10 Prioritäten für die Verbes-

serung und Harmonisierung der Qualität

der Abschlussprüfung festgeschrieben

wurden. Die Zielsetzung bestand jeweils

darin, ein umfassendes Regelwerk der

Wirtschaftsprüfung auf den Weg zu brin-

gen und dies neben den Initiativen für

eine Modernisierung des Gesellschafts-

rechts sowie der Corporate Governance.

Eine neue Etappe der Veränderung des

internationalen Regulierungsregimes

wurde mit dem "Vorschlag der EU-Kom-

mission vom 16. März 2004 zur Moder-

nisierung der 8. EU-Richtlinie" eingelei-

tet. Ein Eckpfeiler ist dabei die Zurück-

weisung der Abschlussprüfung, wenn

finanzielle oder geschäftliche Beziehun-

gen, ein Beschäftigungsverhältnis oder

eine sonstige Verbindung, zu der auch die

Erbringung zusätzlicher Leistungen

zählt, zwischen Prüfern und Geprüften

bestehen, die die Unabhängigkeit des

Prüfers gefährden könnten. Verfolgt wird

www.ifg-muenster.de 2-200444
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ein prinzipienorientierter Ansatz, der eine

Beteiligung des Prüfers an Entscheidun-

gen der Unternehmensleitung unmöglich

macht, also Vorkehrungen gegen die

Selbstprüfung. 

Als ein Novum werden spezielle Vor-

schriften für Unternehmen des öffentli-

chen Interesses im Hinblick auf die Kom-

bination von Prüfung und Beratung vor-

gesehen. So sind spezielle Informations-

vorgaben der Prüfer über Nichtprüfungs-

leistungen vorgesehen. In diese Katego-

rie fallen kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen, Kredit- und Finanzdienstleis-

tungsinstitute, Versicherungsunterneh-

men sowie Pensionsfonds. Von großer

Bedeutung ist, dass in der derzeitigen

Fassung des Richtlinienvorschlags ein

Mitgliedstaatenwahlrecht existiert. Die-

ses enthält die Möglichkeit, die schärfe-

ren Unabhängigkeitsregeln für nicht

kapitalmarktorientierte Unternehmen

nicht umzusetzen. Schließlich bleibt es,

allerdings implizit formuliert, möglich,

die Besonderheiten des genossenschaftli-

chen Prüfungswesens zu berücksichtigen.

Weitreichende Diskussionen wurden

durch die besonders strengen Vorgaben

für Unternehmen öffentlichen Interesses

ausgelöst. 

Aktuelle Festlegungen in
Deutschland

Diese europäischen Rahmenbedingungen

sind der Hintergrund für die aktuellen

Entwicklungen des Regulierungsrahmens

in Deutschland. Bereits am 25. Februar

2003 wurde hier ein "10-Punkte-Pro-

gramm zur Stärkung der Unternehmens-

integrität und des Anlegerschutzes" der

Bundesregierung verabschiedet, das

unter anderem der Stärkung der Unab-

hängigkeit des Abschlussprüfers börsen-

notierter Unternehmen dienen sollte.

Eine Verbesserung der Transparenz aller

erbrachten Leistungen, die Einschrän-

kung der Vereinbarkeit von Prüfung und

Beratung, die Erweiterung der zivilrecht-

lichen Haftung sowie eine Verbesserung

der Berufsaufsicht bildeten wichtige

Inhalte und wurden auch zur Basis des

Entwurfs des Bilanzrechtsreformgesetzes

(8. Dezember 2003). Am 29. Oktober

2004 wurde nun das Bilanzrechtsreform-

gesetz (sowie das Bilanzkontrollgesetz)

durch den Deutschen Bundestag verab-

schiedet. Neben den Vorgaben zur Rech-

nungslegung sind wichtige Elemente für

die Wirtschaftsprüfung enthalten. Gerade

für die Genossenschaften und ihre Prü-

fung ergaben sich zwischen Regierungs-

vorschlag und verabschiedetem Text Ver-

änderungen von großer Tragweite.

Institutionalisiert werden die Reformen

durch die Neufassung des § 319 HGB,

durch die Einfügung eines § 319 a HGB

sowie durch die Neufassung des § 340 k

HGB. Im § 319 werden einerseits die

unzulässigen Leistungen festgeschrieben

(Mitwirkung an Buchführung und Jahres-

abschluss, interne Revision, Finanz-

dienstleistungen, Bewertungsleistungen)

und andererseits Ausschließungstatbe-

stände angegeben, die dem EU-Richtlini-

envorschlag entsprechen. § 319a enthält

Regelungen, die zusätzlich für Kapital-

marktunternehmen gelten. Dabei geht es

um das Verbot der Erbringung von Leis-

tungen der Rechts- und Steuerberatung

soweit sie über das Aufzeigen von

Gestaltungsalternativen hinausgehen.

Zusätzlich ist die Prüfung durch ein

Unternehmen nicht zulässig, das mehr als

15% der Gesamteinnahmen aus diesem

Mandat bezog. Die Erbringung des

Bestätigungsvermerks durch 7 Jahre hin-

tereinander verpflichtet zur internen

Rotation (Angleichung der Fristen für die

externe und die interne Rotation). Die

Regelungen des § 319a, und dies ist eine

deutliche Entschärfungen im verabschie-

deten Gesetz, sind nur auf Unternehmen

anzuwenden, die den geregelten Kapital-

markt in Anspruch nehmen, nicht jedoch

auf die Prüfung mittelständischer Kredit-

genossenschaften. Im Entwurf waren alle

Kreditinstitute mit einer Bilanzsumme

von über 150 Mio. Euro einbezogen. 

§ 340 k HGB enthält nun die Bestim-

mung, dass die Unabhängigkeitsanforde-

rungen der §§ 319, 319 a nicht für den

gesamten genossenschaftlichen Prü-

fungsverband (und für die Prüfungsstel-

len eines Sparkassen- und Giroverban-

des) gelten, sondern nur für die bei der

Prüfung mitwirkenden Personen. Am 26.

November passierten die Gesetze den

Bundesrat und im Laufe des Dezembers

2004 sollen sie im Bundesgesetzblatt ver-

kündet werden und in Kraft treten.

Perspektiven

So kann zum derzeitigen Zeitpunkt

begründet argumentiert werden, dass die

genossenschaftliche Betreuungs- und

Beratungsprüfung der EU nicht zum

Genossenschaftliche Prüfung
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Opfer fallen wird. Dies gilt zumindest

derzeit, solange die 8. EU-Richtlinie

nicht in Kraft ist. Die verbleibende Zeit

ist in Brüssel für die Fortsetzung einer

aktiven Informations-, Kommunikations-

und Lobbyingpolitik zu nutzen. Die

Regelungen des Bilanzrechtsreformge-

setzes sind zu begrüßen, berücksichtigen

sie doch die Besonderheiten der genos-

senschaftlichen Beratungs- und Betreu-

ungsprüfung. Diese hat nämlich immer

und systeminhärent zwei Komponenten.

Sie ist als Wirtschaftsprüfung immer eine

hoheitlichen Regulierungsaufgabe und

damit eine Dienstleistung für die Gesell-

schaft. Sie ist als vorausschauende,

betreuende, beratende, risikoorientierte

Prüfung aber immer auch eine Aufgabe

genossenschaftlicher Selbstorganisation

und damit eine Dienstleistung für die ein-

zelnen Genossenschaften. Sehr wichtig

ist nun allerdings, dass neben der ange-

sprochenen Informations- und Kommu-

nikationspolitik zumindest zwei Wei-

chenstellungen gezielt verfolgt werden

sollten. Zum einen geht es darum, dass

eine klare organisatorische Trennung

zwischen Prüfung und Beratung unter

Beibehaltung des derzeitigen Systems

und der Zusammenarbeit zwischen den

Verbänden erfolgt. Zum anderen ist es

wichtig, dass die genossenschaftliche

Prüfung und ihre Prüfer wettbewerbsfä-

hig sind, sollte sich eine Öffnung des Prü-

fungsmonopols abzeichnen. Denn dann

geht es darum, eine beiderseitige Öffnung

in einem Wettbewerbsprozess auch nut-

zen zu können.   

* Zusammenfassung eines Vortrages im

Rahmen der 9. Genossenschaftstagung

des Internationalen Instituts für Genos-

senschaftsforschung im Alpenraum am

16. November 2004 in Bozen. 

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Genossenschaftliche Revisionstradition

Prof. Dr. Theresia Theurl 

Unternehmenskooperationen: Energy for the Future* 

Die Stiftung Jugend forscht e.V. hat sich im diesjährigen Perspektiv Forum, einer Veranstaltung für
ehemalige Teilnehmer des Wettbewerbs in Naturwissenschaften, Mathematik und Technik  mit der
Thematik der Kooperation von Unternehmen auseinandergesetzt. Hintergrund war die Fragestel-
lung, ob Ähnlichkeiten existieren zwischen den Netzwerken, mit denen sich die Naturwissenschaft-
ler auseinandersetzen und jenen, die Wirtschaftswissenschaftler interessieren. Die Diskussion
hätte intensiver nicht sein können.   

Die Naturwissenschaftler waren beson-

ders an den Wirkungsmechanismen für

Unternehmenskooperationen, an den

Hindernissen für ihr Zustandekommen

sowie an den Erfolgsfaktoren interessiert.

Auf diese drei Aspekte wird in aller

Kürze eingegangen.

Kooperationsmechanismen

Eine Verbesserung der Unternehmensper-

formance durch die Kooperation mit

anderen kann über unterschiedliche

Mechanismen erfolgen. Im Vordergrund

stehen die Nutzung von economies of

scale, scope, skills und risks. Erstere

basieren auf den kostensenkenden Effek-

ten wirtschaftlicher Größe. Kooperatio-

nen sollen es ermöglichen, kritische

Schwellen zu erreichen sowie Standards

zu etablieren. Die Unternehmen, die sich

zu diesem Zweck zusammentun, zeich-

nen sich meist durch homogene Kern-
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kompetenzen aus. Anders ist dies, wenn

es um economies of scope geht. Dann

erfolgt die Kooperation, um durch die

Kombination komplementärer Ressour-

cen und Technologien neue Geschäftsfel-

der und Marktsegmente abdecken zu

können. Economies of skills sind durch

Netzwerke dann umzusetzen, wenn es

um komplementäres Wissen geht, das

sich einer Bewertung und dem Transfer

über den Markt entzieht. So können ein

Zugriff auf das Wissen der Partner

ermöglicht und darauf aufbauend neue

Problemlösungen entwickelt werden.

Kooperationen werden schließlich ver-

einbart, um Risiken zu poolen, zu diver-

sifizieren und dadurch für die einzelnen

Unternehmen zu reduzieren: Economies

of risks. Selbstverständlich können meh-

rere Mechanismen parallel wirken und

zusätzliche Wirkungskanäle aktiviert

werden. Interessant ist, dass in Befragun-

gen kooperierender Unternehmen, im

Vordergrund immer der Zugang zu neuen

und größeren Märkten steht, während die

Verringerung von Kosten nur bei größe-

ren Unternehmen Bedeutung gewinnt.   

Kooperationshindernisse
und Erfolgsbedingungen

Nicht alle Kooperationen, die - isoliert

betrachtet - mit einzelwirtschaftlichen

Vorteilen verbunden sind, werden auch

verwirklicht. Dies ist nicht überraschend,

da den Kooperationsvorteilen Kosten

gegenüberstehen, die eine sorgfältige

Abwägung erfordern und nur durch das

einzelne Unternehmen bewertet werden

können. So wird in Befragungen über

Kooperationshindernisse mit Abstand an

erster Stelle der Wunsch zur Bewahrung

der Unabhängigkeit genannt. Doch auch

die Vermeidung der Offenlegung sensib-

ler Unternehmensdaten und fehlende

Informationen über geeignete Kooperati-

onspartner werden angegeben.

Die Erfolgsbedingungen für Kooperatio-

nen sind heute weitgehend erforscht, den-

noch schwer umzusetzen. An erster Stelle

steht die Binnenstabilisierung des Netz-

Kooperationsmechanismen

Kooperationsgründe

Kooperationshindernisse
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Zukunfts- und Finanzierungsperspektiven für Wohnungsunternehmen* 

Die Zukunftsperspektiven für Wohnungsunternehmen können mit dem Blickwinkel auf einen Inves-
titionsbedarf vieler Unternehmen ausgelotet werden. Dies gilt auch für Wohnungsgenossenschaf-
ten. Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, dass auf den entsprechenden Märkten der
Wettbewerb weiter ansteigen wird und die notwendig werdenden strategischen Weichenstellungen
mit Finanzierungskonsequenzen verbunden sind.   

Wird von den mittelfristigen Perspekti-

ven auf dem Wohnungsmarkt ausgegan-

gen, ist von einem allgemeinen Überan-

gebot an Wohnungen auszugehen. Den-

noch wird es weiter Neubau geben. Leer-

stände und daneben eine zunehmende

Nachfrage nach bestimmten Wohnungs-

kategorien werden eine starke regionale

Komponente aufweisen. Nicht nur die

regionale Differenzierung, sondern auch

eine steigende Differenzierung der Woh-

nungsnachfrage nach unterschiedlichsten

Merkmalen ist zu erwarten. Ebenso ist

von der Herausbildung von Marktnischen

auszugehen.

Finanzierungslücke

Aus den skizzierten Entwicklungen lässt

sich für viele Unternehmen ein gestiege-

ner Investitionsbedarf ableiten, der eine

Finanzierungslücke erwarten lässt. Diese

Perspektive ist selbstverständlich abhän-

gig von der Performance des Unterneh-

mens, von den relevanten Marktsegmen-

ten und von der regionalen Positionie-

rung. Dennoch kann von einer strukturel-

len Perspektive gesprochen werden, die

es für jedes Unternehmen notwendig

macht, sich mit den Finanzierungsnot-

wendigkeiten und -möglichkeiten ausei-

nander zu setzen. Dabei ist davon auszu-

gehen, dass einem steigenden Investiti-

onsbedarf abnehmende Finanzierungs-

quellen gegenüber stehen. Es geht also

darum, rechtzeitig eine Bestandsaufnah-

me vorzubereiten. Dabei ist es notwen-

dig, die Entwicklung der eigenen Eigen-

kapitalposition und die Möglichkeiten

einer Ausweitung zu klären. Die, für

gewöhnlich im Durchschnitt  ausgewie-

senen, hohen Eigenkapitalquoten für

Wohnungsunternehmen weisen außeror-

dentlich hohe Unterschiede für die ein-

zelnen Unternehmen sowie dort für ein-

zelne Geschäftsfelder aus.

Basel II-Strategien

Die Eigenkapitalbasis ist eine zentrale

Voraussetzung für die Erlangung und für

die Konditionen von Fremdkapital von

IfG intern | Vorträge

werkes als die eigentliche Herausforde-

rung. Es geht also um die Gestaltung der

Mikrostruktur durch den Kooperations-

vertrag, durch das Kooperationsmanage-

ment sowie durch den Aufbau weicher

Faktoren. Bei letzteren sind vor allem

Vertrauen, Reputation und Sozialkapital

zu nennen. Sie können vor allem nach

dem Kooperationsstart aufgebaut werden

und sukzessive die formellen Verhaltens-

restriktionen ersetzen oder ergänzen.

Transparente und glaubwürdige Spielre-

geln sind also ein unabdingbares Muss

für funktionierende Unternehmenskoope-

rationen. Neben vielen Parallelen konn-

ten in  der Diskussion auch weitreichende

Unterschiede zu den Netzwerken der

Naturwissenschaftlern herausgearbeitet

werden. 

* Zusammenfassung eines Vortrages im

Rahmen des 7. Perspektiv Forums, einer

Initiative von DaimlerChrysler und

Jugend forscht am 7. Oktober 2004 in

Ulm.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Ansatzpunkte
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Banken. Dies gilt im Vorfeld der verän-

derten Eigenkapitalanforderungen zuneh-

mend. Vor diesem Hintergrund sind ers-

tens Maßnahmen zu ergreifen, die die

ratingrelevanen harten und weichen Fak-

toren positiv beeinflussen. Zweitens ist

ein effektives Bonitätsmanagement in

den Unternehmen aufzubauen, das auch

eine offensive Kommunikationspolitik

enthält. Drittens sind Finanzierungsin-

strumente zu prüfen, die bisher meist

nicht im Zentrum der Unternehmensfi-

nanzierung standen. Anzusprechen sind

etwa Instrumente, um Private Equity und

Mezzanines Kapital zu erlangen. Dabei

ist jeweils zu prüfen, ob es sich um eine

sinnvolle Ergänzung des Finanzierungs-

konzeptes handeln kann. Viertens sind

Finanzierungskooperationen in die Über-

legungen einzubeziehen. Viele Detailin-

formationen sind inzwischen vorhanden.

Die Sensibilisierung für Finanzierungs-

fragen ist noch zu wenig weit fortge-

schritten. Sie sollten auch dann nicht ver-

nachlässigt werden, wenn sich ein akuter

Finanzierungsbedarf nicht abzeichnet.

* Zusammenfassung einer Fachveranstal-

tung der KfW Akademie am 26. Oktober

sowie am 2. und am 5. November 2004 in

Berlin und Bonn.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Prof. Dr. Theresia Theurl 

Langfristigkeit und Nachhaltigkeit sichern: Aufgaben, Lösungen, Perspektiven* 

Wohnungsgenossenschaften müssen in einem dynamischen Umfeld, bei harter Konkurrenz und in
einer komplexen Umwelt wettbewerbsfähig werden oder bleiben. Dies ist gleichbedeutend mit der
Notwendigkeit, sich weiter zu entwickeln. Nun können Entwicklungsprozesse unterschiedlich ver-
laufen.

Unternehmen können in Anbetracht einer

positiven Vergangenheit nichts tun und

auf eine ebenso gute Zukunft hoffen. Ein

aufgestauter Veränderungsbedarf kann

dann wie ein Vulkanausbruch wirksam

werden. Dieser Entwicklungsprozess

sollte ebenso vermieden werden wie

einer, in dem die Unternehmensleitung

auf jeden kurzfristigen Trend reagiert und

damit eine kontinuierliche Entwicklung

unmöglich macht. Schließlich kann auf

langfristig wirksame Entscheidungen und

einen nachhaltigen Entwicklungsprozess

gesetzt werden. Vergleichbar einem

Bergkristall gelingt es einem Unterneh-

men, sich sukzessive und gelassen zu ent-

wickeln, wenn einmal die richtigen Wei-

chenstellungen getroffen sind.

Aufbau von Beständen

Unter welchen Voraussetzungen ist es

notwendig, mit Weitblick und für die

lange Frist zu disponieren? Immer dann,

wenn es darum geht, dass Entscheidun-

gen in die Zukunft fortwirken, weil

Bestände aufgebaut werden. Solche

haben eine quantitative und eine qualita-

tive Dimension. Es geht also um die Not-

wendigkeit von Investitionen. Langfristig

in die Zukunft wirkende Entscheidungen

zu treffen, ist mit Vorteilen, aber auch mit

Nachteilen verbunden. Die Vorteile

bestehen darin, dass wirtschaftliche Kon-

tinuität und Stabilität aufgebaut, also ein

Fundament für Vertrauen und Identität

gelegt werden kann. Als Nachteile sind

eine eingeschränkte Flexibilität sowie das

Eingehen einer Abhängigkeit durch spe-

zifische Investitionen gegenzurechnen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die

Anforderung, dass ein Management von

Langfristigkeit und Nachhaltigkeit erfor-

derlich ist.

Nun finden die Aktivitäten von Woh-

nungsgenossenschaften grundsätzlich in

einem "kapitalträchtigen Umfeld" statt,

es sind Bestände in unterschiedlichsten

Bereichen aufzubauen. Wird das genos-

senschaftliche Unternehmen betrachtet,

geht es um das Unternehmen mit seiner

unternehmerischen Infrastruktur als Real-

kapital, um Mitarbeiter und Management

als Humankapital und um die Unterneh-

menskultur, das Wissen und entwickelte

Problemlösungen als Sozialkapital. Diese

drei Kapitalkategorien finden sich auch,

wenn die gesamte Genossenschaft

betrachtet wird: Die Wohnungen und

Wohnanlagen, die Mitglieder und die

Genossenschafts- und Wohnkultur.

Schließlich sind diese Kapitalelemente

auch im Umfeld präsent, in der Infra-

struktur des Stadtteils, in den Nachbarn

sowie in der Stadtkultur.
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Management von 
Langfristigkeit

Ein entsprechendes Management hat

immer folgende Elemente zu enthalten:

die Bestandserfassung, die Bestandsprog-

nose, die Prüfung von Handlungsoptio-

nen und darauf aufbauend die Investiti-

onsentscheidungen. Für jede Kapitalkate-

gorie ist dieser Prozess immer wieder

anzustoßen und begleitend intern und

extern zu kommunizieren. Auf Unterneh-

mensebene ist die Unternehmensinfra-

struktur zu optimieren, ist das Human

Resource Management zu bewerkstelli-

gen und ist eine Unternehmensidentität

aufzubauen. Auf Genossenschaftsebene

ist ein Wohnungsbestandsmanagement,

sowie ein Member-Integration-Manage-

ment zu installieren und an der Genos-

senschaftsidentität zu arbeiten. Am

schwersten zu beeinflussen ist das

Umfeld. Anzusetzen ist an der politischen

und kommunalen Partizipation, an den

Nachbarschaftsbeziehungen, die über die

Genossenschaft hinausreichen, und am

Aufbau einer Stadtteilidentität. Dies sind

allgemeine Ansatzpunkte. Nun sind kon-

kret für jedes einzelne Feld, Tools zu ent-

wickeln und einzusetzen, mit denen

Schritt für Schritt die einzelnen Manage-

mentaufgaben zu bewältigen sind. Woh-

nungsgenossenschaften haben nicht die

Wahl, kurzfristig oder langfristig orien-

tiert zu entscheiden. Sie haben jedoch die

Wahl Langfristigkeit gut oder schlecht zu

steuern.

* Zusammenfassung eines Vortrages im

Rahmen der Perspektiven für Wohnungs-

genossenschaften "In Menschen und

Wohnungen investieren" am 23. Novem-

ber 2004 in Münster.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Zentrale Ergebnisse
Mittels einer logistischen Regression

wurde herausgearbeitet, dass kooperie-

rende Unternehmen jeweils höhere Wahr-

scheinlichkeiten aufweisen, in den niedri-

geren Risikoklassen zu liegen als nicht-

kooperierende Unternehmen und entspre-

chend niedrigere Wahrscheinlichkeiten

aufweisen, in den höheren Risikoklassen

zu liegen. Wenn auf die Informationen

über ein bestimmtes Unternehmen

zurückgegriffen werden kann, kann über

diesen allgemeinen Zusammenhang

hinausgehend auch eine Aussage darüber

getroffen werden, in welchem Verhältnis

die Stärke des Einflusses der Mitglied-

schaft zu der Einflussstärke der übrigen

Unternehmensmerkmale steht. Die Ver-

bundgruppenmitgliedschaft liefert in den

zugrunde liegenden Daten also einen sta-

tistisch signifikanten Erklärungsbeitrag

zum Risiko eines Unternehmens. Dies ist

auch deswegen bemerkenswert, da die

Verbundgruppenmitgliedschaft von der

Creditreform nicht bei der Berechnung

des Bonitätsindex berücksichtigt wird.

Dieser wurde der Studie zugrundegelegt.

In einem qualitativen Teil wurden Ein-

schätzungen der Kooperationsmanager

und ihrer Mitglieder zu der Thematik

abgefragt. Der Einfluss der Verbundgrup-

penzentrale auf das Risiko ihrer Mitglie-

der wird im Rahmen der qualitativen

Befragung von den Beteiligten unter-

schiedlich beurteilt. Auch wenn bei der

quantitativen Untersuchung für alle

Unternehmen, die einer Verbundgruppe

angehören, ein positiver Einfluss der Ver-

bundgruppenmitgliedschaft auf das Risi-

ko nachgewiesen wurde, liegt deshalb die

Vermutung nahe, dass die Stärke des

Zusammenhangs von weiteren internen

und externen Einflussfaktoren abhängt.

Vor diesem Hintergrund gilt es, eine Risi-

koanalyse eines jeden Mitgliedsunterneh-

mens durchzuführen und zu überprüfen,

in welchen Risikofeldern die Kooperati-

on ihre Mitglieder unterstützt und wie

stark diese Unterstützung jeweils ausfällt.

Aus den vorliegenden qualitativen Ergeb-

nissen lässt sich schließen, dass der Ein-

fluss der Verbundgruppenmitgliedschaft

auf das Risiko der Mitglieder umso grö-

ßer ausfällt, je mehr die einzelnen Koope-

Peter Ebertz
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am IFG Münster

Prognostizierte Risikoverteilung für die Unternehmen

Peter Ebertz

Kooperationen und Risiko – Die Auswirkungen von Unternehmenskooperationen
auf die Risikolage ihrer Mitgliedsunternehmen*

Die Kreditinstitute richten die Kreditvergabe verstärkt am Risiko der Kreditnehmer aus. Indikator für
das Risiko eines Kreditnehmers wird sein Ratingstatus. Diese Entwicklung betrifft auch kooperie-
rende Unternehmen, die Mitglieder von Verbundgruppen und anderen Kooperationen. Die Mitglie-
der und ihre Kooperationszentrale haben sich Klarheit über ihre Risikosituation zu verschaffen und
diese zu verbessern. Vor diesem Hintergrund galt es herauszufinden, ob sich die Mitgliedschaft in
einer Kooperation auf die Risikosituation eines Unternehmens auswirkt. Dazu hat der Zentralver-
band Gewerblicher Verbundgruppen (ZGV) das Centrum für Angewandte Wirtschaftsforschung der
Universität Münster (CAWM) im Sommer 2003 beauftragt, eine empirische Untersuchung bei Ver-
bundgruppen-Zentralen und deren Mitgliedern durchzuführen.
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rationsangebote von den Mitgliedern in

Anspruch genommen werden. 

Ausblick

Aus den hier zusammengefassten Ergeb-

nissen ergibt sich in verschiedener Hin-

sicht Handlungsbedarf für das Kooperati-

onsmanagement der Coba: Die in der

quantitativen Studie ermittelten Risiko-

vorteile sind gegenüber Kapitalgebern

fundiert zu kommunizieren. Dabei sollte

insbesondere empirisch überprüft wer-

den, inwieweit diese Risikovorteile von

Kooperationen bereits von den Banken in

ihren Risikocontrolling-Systemen be-

rücksichtigt werden und damit bereits zu

verbesserten Finanzierungsbedingungen

für Kooperationsmitglieder führen. Der-

zeit wird dies in Diskussionen mit den

Bankenverbänden geprüft. Unabhängig

davon sollte die Kooperationsmitglied-

schaft in Bankgesprächen des Mitgliedes

zukünftig eine stärkere Rolle als bisher

spielen.

Auch den Mitgliedern sind die Risikovor-

teile der Kooperation in ihrem Gesamtzu-

sammenhang überzeugend darzulegen.

Dies sollte dazu führen, dass sich vorteil-

hafte Kooperationsstrukturen innerhalb

der Coba leichter umsetzten lassen.

Damit könnten die vorhandenen Akzep-

tanzdefizite zentraler Kooperationsange-

bote bei den Mitgliedern bewältigt, die

Bindung der Mitglieder an die Zentrale

und der Grad der Kooperationsintensität

erhöht werden.

*Zusammenfassung eines Vortrages im

Rahmen der Gesellschafterversammlung

der Coba-Baustoffgesellschaft in Osna-

brück am 03.06.2004. 

� Peter Ebertz

� (0251) 83-2 28 94

� peter.ebertz@
ifg-muenster.de

Genossenschaftlicher Förderauftrag

Benchmarking-Veranstaltung in Montabaur 

Zu engagierten Diskussionen der Teilnehmer führte eine Veranstaltung über den genossenschaft-
lichen Förderauftrag im Rahmen des Genossenschaftlichen Bank-Führungsseminars auf Schloss
Montabaur. 

Gesucht wurde nach einer zeitgemäßen

Interpretation des Förderauftrages, wobei

als Fundament die einzelnen Elemente

des Member-Values konkretisiert wur-

den. Es wurden vor allem die Möglich-

keiten der Umsetzung und der Kommuni-

kation mit den Mitgliedern ausgelotet.

Vor diesem Hintergrund erfolgte der Auf-

bau einer Argumentation, mit der einer-

seits die Begründung einer Mitglied-

schaft in einem Finanzdienstleistungsun-

ternehmen vor den aktuellen Rahmenbe-

dingungen erfolgen kann und anderer-

seits die Verfolgung einer Mitgliederstra-

tegie durch ein solches Unternehmen. 

Schließlich wurde in diesem Kontext die

Positionierung einer Genossenschafts-

bank im genossenschaftlichen Finanzver-

bund besprochen. Dabei ging es vor

allem um die Freiheitsgrade und um die

Restriktionen, die für eine eigenständige

Positionierung in einem Finanznetzwerk

zu beachten sind. Die Wettbewerbsfähig-

keit von Netzwerkkonstruktionen im Ver-

gleich zu konkurrierenden Organisations-

formen wurde intensiv diskutiert, wobei

die Kombinationsmöglichkeiten von

scheinbar widersprüchlichen Merkmalen

überzeugend herausgearbeitet wurden. 

Dabei wurde jedoch auch schnell klar,

dass in einem solchen System letztlich

alle gewinnen können. Diese Chance ist

eine erfreuliche Perspektive für den

zunehmenden Wettbewerb auf dem

Finanzdienstleistungssektor, der auch ein

Wettbewerb zwischen Organisationsfor-

men sein wird. Allerdings ist es eine

Chance für den genossenschaftlichen

Finanzverbund, die erst genutzt werden

muss. Es ist nicht überraschend, dass die

dafür möglichen Wege, notwendigen

Strategien und Erfolgsaussichten sehr

gründlich erörtert wurden. Dennoch blie-

ben Fragen offen und weitere Diskussio-

nen sind Erfolg versprechend.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Eric Meyer

Netzwerke – Vision für den genossenschaftlichen Finanzverbund?

Im August und Oktober führte das IfG in den Genossenschaftsakademien Rendsburg und Hanno-
ver die Tradition der Kamingespräche als Forum für den Austausch von Wissenschaft und Praxis
fort. 

Ziel der traditionellen Kamingespräche in

den Genossenschaftsakademien des

GVN ist es, jungen Mitarbeitern von

Volksbanken und Raiffeisenbanken

Ergebnisse der Forschung des IfG zu prä-

sentieren und mit diesen zu diskutieren.

Für das IfG bedeutet dieses einen wert-

vollen Input zur Praxisorientierung seiner

Arbeit, den Mitarbeitern der Banken lie-

fern die Gespräche Ideen und Anregun-

gen für die eigene Orientierung.

Zentrales Thema der Kamingespräche

war die zukünftigen Ausrichtung des

genossenschaftlichen Finanzverbundes

als Netzwerk (vgl. IfG-Newsletter

1/2004, S. 51 ff.). Der jetzige genossen-

schaftliche Finanzverbund besitzt zahl-

reiche Aspekte eines kooperativen Netz-

werks, wird jedoch nicht als solches

strukturell entwickelt. Ziel muss es des-

halb sein, die Netzwerkstruktur des Ver-

bundes herauszuarbeiten und ihm ver-

bindliche Spielregeln zu verleihen. Sol-

che Spielregeln sind:

– Effektives Netzwerkmanagement,

– Klare Zuordnung der Kompetenzen,

– Vereinbarte, verbindliche Spielregeln,

– Ausgleichsmechanismen und

– Externer Wettbewerb als Disziplinie-

rungsfaktor. 

Im Ergebnis würde eine solche Struktur

den einzelnen Banken erhebliche Freiräu-

me geben, die es ihnen erlauben, eigen-

ständig über die strategische Ausrichtung

des Hauses und insbesondere auch über

die Fertigungstiefe zu entscheiden. Ein

solcher Rahmen  ermöglicht einerseits

ein flexibles Handeln der einzelnen Bank

bei einem gleichzeitigen kohärenten Han-

deln des Finanzverbundes, der größten

deutschen privaten Finanzgruppe, als

Ganzem. 

Um dieses zu erreichen, wird es nötig

sein, die Wertschöpfungsprozesse des

Finanzverbundes genau zu analysieren,

um die Schnittstellen der Banken identifi-

zieren und managen zu können. Koopera-

tion setzt stets eine genaue Prozess- und

Schnittstellenkenntnis voraus. Damit

kann das Netzwerk zur Vision für die

Struktur des genossenschaftlichen Fi-

nanzverbundes werden.

� Eric Meyer

� (0251) 83-2 28 01

� eric.meyer@
ifg-muenster.de

Vision Netzwerk
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Interview
Kooperationen, Effizienz und Wettbewerb

Oliver E. Williamson

Sicher verfolgen Sie die wirtschaftlichen

Entwicklungen der letzten Jahre in

Europa. Was sind für Sie derzeit die wich-

tigsten Herausforderungen und Proble-

me?

Williamson: Es ist augenfällig, dass die

Einführung einer gemeinsamen Währung

große Probleme hervorruft. In sehr hete-

rogenen ökonomischen Systemen kann es

in einer Region sinnvoll erscheinen,

Wachstum durch eine expansive Geldpo-

litik zu fördern, während in anderen

Regionen andere Maßnahmen zur Unter-

stützung der wirtschaftlichen Entwick-

lung durchzuführen sind. Trotz unter-

schiedlicher ökonomischer Situationen

ist man aber an eine gemeinsame Politik

gebunden. Dennoch glaube ich, dass es

viele Berechtigungen für eine gemeinsa-

me Währung gibt. Dies ist ähnlich wie in

den Vereinigten Staaten. Nicht alle Bun-

desstaaten sind gleich situiert, einige blü-

hen auf und andere haben große Proble-

me. Diese Frage muss im Hinblick auf

die konkrete Situation beantwortet wer-

den, jedoch müssen meiner Meinung

nach für eine gemeinsame Währung eini-

ge wenige Voraussetzungen erfüllt sein.

Es macht Sinn, die Grenzen für Immi-

gration zu öffnen und Zölle abzuschaf-

fen. Dies mag kurzfristig einige Anpas-

sungsprobleme hervorrufen, ist jedoch

im Interesse von nachhaltiger Effizienz.

Kürzlich hat die Europäische Kommissi-

on einen "stärker ökonomisch orientier-

ten Ansatz" der Wettbewerbspolitik

angekündigt. Effizienzargumente werden

zukünftig wahrscheinlich stärker mit in

das Kalkül der Wettbewerbshüter einbe-

zogen. Wie denken Sie über diesen neuen

Ansatz?

Williamson: Ich glaube, Effizienz ist ein

wesentliches Kriterium, welches von den

Wettbewerbsbehörden der USA zu lange

vernachlässigt wurde. Donald Turner, der

ehemalige Chef der Antitrust Division,

hatte sowohl in Volkswirtschaftlehre als

auch in den Rechtswissenschaften pro-

moviert, und vertrat den alten Ansatz der

Wettbewerbspolitik mit folgendem State-

ment: "Ich betrachte Beschränkungen

bezüglich Kundenkreisen und Gebieten

nicht gastfreundschaftlich, im Sinne des

Gewohnheitsrechts, sondern ungastlich,

im Sinne des Wettbewerbs." Dieser

ungastliche Ansatz unterschied nicht zwi-

schen neuen Initiativen mit dem Zweck

und Effekt einer Effizienzsteigerung und

jenen, die einen strategischen Zweck und

Effekt haben. Jene Initiativen mit einem

strategischen Effekt werden üblicherwei-

se durch monopolistische Strukturen

begünstigt. In den USA wurden viele

Fälle einfach deshalb vor Gericht

gebracht, weil keine andere Theorie ver-

wendet wurde. Ich denke, dass die

Berücksichtigung von Innovationen eine

sehr gesunde Entwicklung für die Wett-

bewerbspolitik der USA war. Es dauerte

eine Weile, bis diese Aspekte in Europa

übernommen wurden, aber ich denke, es

ist eine gute Entwicklung.

An der Universität Berkeley haben Sie

gleichzeitig Professuren für Betriebswirt-

schaft, Volkswirtschaft und Rechtswissen-

schaften inne. Können Sie uns den von

Ihnen forcierten interdisziplinären Ansatz

etwas näher erläutern? 

Williamson: Ich denke, die wenigsten

Probleme sind so gut definiert, dass sie

einer einzigen Disziplin zugeordnet wer-

den können. Die Möglichkeit zu ignorie-

ren, dass die Rechtswissenschaft einen

Einfluss auf die Lösung ökonomischer

Probleme hat, würde wahrscheinlich

dazu führen, dass wichtige Aspekte einer

Analyse vernachlässigt werden. Lange

Zeit wurde das Unternehmen als eine

"Black Box" betrachtet, in der Inputs in

Outputs transformiert werden. Das war

eine sehr technologische Betrachtung des

Unternehmens, ohne der Organisation

eine Bedeutung beizumessen.

Im Rahmen der IGT 2004 hatten Tholen Eekhoff und Peter Ebertz, IfG-Mitarbeiter, die Gelegenheit,
Prof. Oliver E. Williamson zu einem Interview in den IfG-Besprechungsraum zu bitten. Bereitwillig
antwortete er auf viele Fragen aus unterschiedlichsten Gebieten.
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In Carnegie wurde man gezwungen,

Grenzen zu überschreiten. Die Analyse

eines Problems aus einer monodisziplinä-

ren Perspektive wurde sehr kritisch hin-

terfragt. So wurden meine bereits vorhan-

den interdisziplinären Instinkte in Carne-

gie noch verstärkt. Ein Beispiel dafür ist

die Wettbewerbspolitik. Die Tatsache,

dass die Frage der optimalen Organisati-

onsform Konsequenzen für die Effizienz

hat, wurde bei wettbewerbspolitischen

Fragestellungen missachtet. Ich war

anderer Auffassung und insbesondere

darüber verblüfft, wie man mit vertikaler

Integration umging. So durchkämmte ich

die Literatur zu diesem Thema intensiv

um zu sehen, ob sie bessere Ansätze ent-

hielte, als jene, die derzeit betrachtet wur-

den. Aber keiner der Aufsätze enthielt

eine fundierte Aussage zur Organisati-

onsform und der Möglichkeit, dass es

Effizienzvorteile im Sinne von Transakti-

onsvorteilen geben könne. Es war daher

leicht für mich, dieses Vakuum zu füllen.

Die Transaktionskostenökonomie gilt als

sehr schwer in die Praxis umsetzbar.

Können Sie uns Beispiele aus der Praxis

liefern, wie Sie die Theorie angewendet

haben?

Williamson: Die erste Anwendung war

die make-or-buy-Entscheidung mit der

Maßgabe, sie aus vertragstheoretischer

Sicht zu betrachten anstatt aus herkömm-

licher Sicht. Und freilich war der ver-

tragstheoretische Ansatz ein entscheiden-

der Schritt. Aus vertragstheoretischer

Sicht betrachtet man das Wesen eines

Vertrages, ob er einfach oder komplex ist

und wenn er komplex ist, ob er vollstän-

dig genug ist, um seinen Zweck zu erfül-

len. Darüber hinaus muss man irgend-

wann anfangen darüber nachzudenken,

wenn nicht sogar explizit darauf abzustel-

len, dass nichts grundlegender für unsere

Forschungsanstrengungen und -metho-

den ist als das Wesen des Menschen. Das

Konzept der begrenzten Rationalität war

an der Carnegie Universität sehr wichtig.

Wie kann man unkritisch eine ideale

Hyper-Rationalität annehmen, mit Trans-

aktionskosten von Null, keinen Verhand-

lungskosten und allgemein bekanntem

Wissen? Dies war damals der Ansatz der

Ökonomen. Sobald man diese allgemein

üblichen Annahmen genauer durchdenkt,

kommt man zu abweichenden Schlussfol-

gerungen. Nachdem ich meine Arbeit zur

vertikalen Integration beendet hatte - in

gewisser Hinsicht ist sie niemals beendet,

weil man immer wieder darauf zurück-

kommt und das Problem aus einer ande-

ren Sicht betrachtet - wusste ich, dass der

Ansatz, den ich eingeführt hatte, sehr

robust war und breite Anwendungsmög-

lichkeiten offenbarte.

Der erste Wettbewerbsfall mit dem ich

befasst war und in dem diese Problematik

aufkam, war ein Fall, der von der Federal

Trade Commission behandelt wurde. Es

ging um die Akquisition durch ein Unter-

nehmen namens "Budd", einem bedeu-

tenden Zulieferer der Ford Motor Com-

pany für Karosserien und Seitenwandver-

kleidungen. Budd beabsichtigte, ein

Unternehmen für Anhänger namens

Gindy zu akquirieren. Ich drängte die

Verteidigung, dass wir diesen Fall nicht

in traditioneller Weise angehen sondern

die Frage stellen sollten, ob Effizienz-

aspekte vorliegen. Wir hatten große Pro-

bleme damit, eine Aufnahme der Idee der

Effizienzaspekte ins Protokoll zu errei-

chen. In der ersten Runde lehnte der

Richter die Fusion ab. Der Fall wurde an

die Federal Trade Commission überge-

ben. Und zu unserer Befriedigung saßen

in der Federal Trade Commission raffi-

niertere Leute. Sie lasen die Argumente

und sagten "hey, da gibt es ja noch etwas

anderes, das wir beachten sollten". Es

war also schwierig, die Idee der Effi-

zienzaspekte einzuführen. 

Etwa zur gleichen Zeit, oder wohl etwas

vorher, als ich in der Antitrust Division

arbeitete, hatte ich auch eine eher her-

kömmliche Analyse zur Effizienzvertei-

digung von Konzentrationsvorgängen

durchgeführt. Die damals übliche Sicht-

weise war, dass jeder Fetzen eines mono-

polistischen Elements, wie klein auch

immer, ausreichte, um Effizienzaspekte,

wie groß auch immer, nicht zum Tragen

kommen zu lassen. Aber wenn man dies

mit einem einfachen wohlfahrtsökonomi-

schen Modell testet, in dem man die Kos-

ten und die Nachfrage abwägt, sowie die

Auswirkungen von Preisänderungen, die

aufgrund von konzentrativen und effi-

zienzsteigernden Faktoren entstehen,

dann stellt sich heraus, dass dies zuvor

völlig falsch gesehen wurde. Aus alloka-

tiver Sicht ist eine sehr starke monopolis-

tische Stellung notwendig, um Effizienz-

vorteile überzukompensieren. In diesem

Prozess habe ich auf viele Fehler hinge-

wiesen, die in der Wettbewerbspolitik

gemacht wurden. Wir mussten aufmerk-

samer gegenüber Effizienzvorteilen im

Allgemeinen und insbesondere hinsicht-

lich solcher Effizienzvorteile werden, die

von transaktionskostensenkender Natur

sind.
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Gemäß der Transaktionskostentheorie

sollten Transaktionen in einem Umfeld

von hoher Spezifität und hoher Unsicher-

heit vertikal integriert abgewickelt wer-

den. Empirisch lässt sich jedoch beob-

achten, dass gerade in dynamischen Sek-

toren mit hohen Innovationsraten Unter-

nehmen vermehrt mit externen Partnern

in Kooperationen zusammenarbeiten.

Wie erklären Sie diese Beobachtung?

Williamson: Angenommen, wir reden

über einen Gleichgewichtszustand, in

dem keine bereits getätigten Investitionen

oder strategische Überlegungen anfallen

und die Rechnung rein effizienzorientiert

durchgeführt wird. Wenn Sie die Wahl

zwischen den Governance-Strukturen des

Marktes, der Hybridformen und der Hie-

rarchie haben, wird eine Transaktion die-

ser Art, mit hoher Faktorspezifität und

vielen Diskontinuitäten, die entsprechen-

den Anpassungsbedarf hervorrufen, in

der Tat intern organisiert. Aus der Hoch-

technologie resultiert das Problem, dass

man sich in einem extrem dynamischen

Umfeld nicht zurücklehnen und eine

gleichgewichtige Organisationsform

bestimmen kann. Sie müssen direkt rea-

gieren können und Fähigkeiten bündeln,

um wettbewerbsfähig zu bleiben. Daraus

resultieren so genannte "T-Formen" der

Organisation, wobei das "T" für "tempo-

rary" oder "transitional" und insbesonde-

re "timeliness" steht. Angenommen, dass

man nicht die Ressourcen besitzt, um

bestimmte Fähigkeiten zu entwickeln

oder zu erwerben, wird versucht, diese

Fähigkeiten in Kooperationen zu bün-

deln. Dann finden Sie einen Partner, der

einen Teil dieser Schlüsselressourcen

besitzt, und Sie halten den anderen Teil,

und niemand von Ihnen ist allein in der

Lage von daraus resultierenden zukünfti-

gen Erträgen zu profitieren. In dieser

Situation werden ihre Ressourcen in einer

dieser "vorübergehenden" Organisations-

formen - einer Allianz, einem Joint Ven-

ture etc. gebündelt, aber nicht in einer

vollständigen Fusion. Wenn Sie erfolg-

reich sind, wird jeder der Partner in der

Folge vielleicht individuell wettbewerbs-

fähig. Man wird also warten und sich die

Flexibilität erhalten, ohne bereits heute

eine weit reichende Entscheidung zu tref-

fen.

Sie haben folgende Aussage gemacht:

"Theorien sind wie Studenten - einmal

zugelassen tut man sein Bestes, um zu

vermeiden, dass sie wieder herausflie-

gen". Könnten Sie dieses Statement ein-

mal genauer erklären? 

Williamson: Nun, das war eine Aussage

von Alan Newell, die ich teile. Alan war

ein Kollege an der Carnegie Universität.

Er befasste sich mit künstlicher Intelli-

genz und Psychologie und nicht mit

Volkswirtschaftslehre und Transaktions-

kosten. Ich denke, ich habe die Erfahrung

gemacht, dass man bezüglich der Art und

Weise wie sich Theorien entwickeln - und

da gibt es sicherlich einige Ausnahmen -

selten ein vollendetes Produkt liefert.

Man beginnt mit einigen informellen

Ideen - so würde ich beschreiben, was

Coase in seinem Artikel von 1937 getan

hat ["The Nature of The Firm"]. Dann

beginnt man, sich ernsthaft damit zu

beschäftigen und arbeitet sie systema-

tisch auf - ich würde sagen, das ist es, was

ich in meinem Artikel von 1971 zur ver-

tikalen Integration getan habe ["The Ver-

tical Integration of Production: Market

Failure Considerations"] - eine prä-for-

male Abhandlung der make-or-buy-Ent-

scheidung. Wenn man dann tiefer in die

Materie eindringt, beginnt man, einige

einfache Modelle zu konstruieren, die

etwas konkreter sind bezüglich der

Mechanismen, und wie sie genau funk-

tionieren. Das würde ich als das semi-for-

male Stadium bezeichnen. Schließlich

hofft man, mit einer vollständig formalen

Abhandlung des Problems zu enden. Nun

gibt es Leute, die glauben, sie hätten eine

vollständig formale Behandlung des Pro-

blems schon geleistet, zum Beispiel

Grossman und Hart ["The Costs and

Benefits of Ownership" (1986)]. Ich

denke, dass es sich dabei zwar um ein

vollständig formales Modell handelt,

aber es hat wenig mit dem tatsächlichen

Problem zu tun. Es ist also zu hoffen,

dass es in dieser Hinsicht weitere forma-

le Anstrengungen geben wird. Aber man

bewegt sich in solcher Hinsicht langsam

und schrittweise und wenn man eine viel

versprechende Theorie hat – oder einen

viel versprechenden Studenten - dann

entdeckt man hier und da ein paar Schwä-

chen und man eliminiert sie allmählich.

Letztendlich muss man allerdings darauf

vorbereitet sein, Theorien zu verwerfen -

oder Leute, die es einfach nicht schaffen.

Professor Ronald Coase erhielt den

Nobelpreis für seine Arbeit. Sie haben

seine Theorie der Firma wesentlich wei-

terentwickelt. Würden Sie sagen, dass der

Nobelpreis das höchste – das ultimative –

Ziel für einen Forscher wäre, speziell

auch für Sie selbst?

Williamson: [Lacht] Wissen Sie, es gibt

viele sehr gute Ökonomen, und nicht

jeder kann den Nobelpreis verliehen

bekommen. Ich habe mich gefreut, als

Coase den Nobelpreis bekam, da ich

selbst ihn immer nominiert hatte. Viele

Experten teilten meine Meinung, bis wir

schließlich bestätigt wurden. Ich glaube,

dass ich sein Werk erweitert habe, und

wenn das Komitee dies anerkennt, würde

ich mich sehr freuen. Aber ich glaube

nicht, dass meine persönliche Zufrieden-

heit, die ich aus meiner Tätigkeit ableite,

darunter leiden würde, wenn ich den

Preis nicht gewinnen würde.
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Thomas W. Malone

Während der Internationalen Genossenschaftlichen Tagung in Münster fand Prof. Thomas W.
Malone einige Minuten Zeit, um Fragen zu seinem Buch "The Future of Work" zu beantworten. Das
Gespräch führte IfG-Mitarbeiterin Julia Trampel.

Die Einführung neuer Informations- und

Kommunikationstechnologien führt zu

einer Revolution der Wirtschaft bzw. zu

einem organisatorischen Wandel. Sie

beschreiben diesen Wandel als Dezentra-

lisierungskontinuum: Hierarchische wer-

den allmählich von dezentralen Unter-

nehmungen abgelöst. Ist die Dezentrali-

sierung in allen Sektoren zu beobachten

oder handelt es sich hier um ein sektora-

les Phänomen? Müssten nicht nur IT-

intensive Sektoren von diesem Phänomen

betroffen sein?

Malone: Das Phänomen der Dezentrali-

sierung ist in allen Sektoren zu beobach-

ten - in manchen schreitet sie schneller

voran als in anderen. Ich definiere Dezen-

tralisation als Partizipation einzelner Mit-

arbeiter bei der Findung von Entschei-

dungen, die sie betreffen. IuK-Technolo-

gien unterstützen den Prozess der Ent-

scheidungsfindung. Fortschritte in die-

sem Bereich erlauben also einen schnel-

leren Zugang zu Informationen, die für

Entscheidungen notwendig sind. Auf-

grund neuer IuK-Technologien können

also ökonomische Vorteile großer Orga-

nisationen bei gleichzeitiger Wahrung

von nicht-ökonomischen Vorzügen wie

Freiheit, Kreativität, Motivation und Fle-

xibilität des einzelnen Mitarbeiters

genutzt werden. Dezentralisierung ist

dementsprechend wünschenswert und in

allen Sektoren zu finden, da IuK-Techno-

logien beim Prozess der Entscheidungs-

findung überall eingesetzt werden.

Bei dem von Ihnen beschriebenen Dezen-

tralisierungsprozess liegt die Entschei-

dungsmacht letztendlich beim einzelnen

Mitarbeiter. Welche Rolle nimmt der Vor-

gesetzte ein bzw. welche Aufgaben sind

ihm zugeschrieben?

Malone: Manager müssen ihre bisherige

Denkweise ablegen - sie müssen sich

vom Control-and-Command-Prinzip

lösen und sich dem Coordinate-and-Cul-

tivate-Prinzip hinwenden. Konkret heißt

das, dass der Manager Aktivitäten und

die Beziehungen zwischen diesen Aktivi-

täten koordinieren muss. Er muss die

Aktivitäten so koordinieren, dass sich

wünschenswerte Ergebnisse realisieren

lassen.  Außerdem muss er die an den

Aktivitäten beteiligten Personen kultivie-

ren. Genauer gesagt muss er sie zu der

Erkenntnis führen, was sie wollen, wel-

che Aufgaben sie am besten bewältigen

und wie sie einander am besten helfen

können. Ein Manager, der seine Mitarbei-

ter kultiviert, bringt das Beste aus ihnen

heraus. Kritisch für eine effiziente Orga-

nisation ist die Existenz und Verfolgung

gemeinsamer Ziele. Ein Manager einer

dezentralen Organisation hat mehrere

Möglichkeiten diese Ziele zu setzen, die

die einzelnen Aktivitäten zusammenbrin-

gen. Er kann entweder den Mitarbeitern

die Zielsetzung überlassen und im Hin-

tergrund eine unterstützende Rolle dabei

einnehmen. Oder er hat bereits eine Vor-

stellung, wie die Ziele auszusehen haben.

In diesem Fall muss er versuchen, seine

Mitarbeiter zu der Akzeptanz dieser Ziele

zu bringen. Sicherlich ist eine Kombina-

tion beider Möglichkeiten auch denkbar.

Eine Voraussetzung für eine effiziente,

dezentrale Organisation ist die Bereit-

schaft der einzelnen Mitarbeiter, Verant-

wortung für ihre eigenen Handlungen zu

tragen. Ist es denn denkbar, dass Mitar-

beiter sich vor der Verantwortung scheu-

en? Ist dies auch von Kultur zu Kultur

verschieden?

Malone: Oft bekomme ich zu hören, dass

nicht jeder Freiheit im Beruf haben

möchte. Viele Personen möchten genaue

Arbeitsanweisungen bekommen, damit

sie nach der Arbeit nach Hause zu ihren

Familien zurückkehren können und von

der Arbeit abschalten können. Sicherlich

- es ist wahr, dass nicht jeder Autonomie

besitzen möchte. Mehr noch - nicht jeder,

der Autonomie haben möchte, ist fähig

mit dieser umzugehen. Sie müssen sich
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die Verteilung der Personen abhängig von

der gewünschten Menge an Autonomie

vorstellen. Im zweiten Schritt müssen Sie

sich die Verteilung der Berufe vorstellen,

die dementsprechend verschiedene Auto-

nomiegrade verlangen bzw. zulassen.

Jetzt nehmen Sie an, dass es sich hier

beide Male um Normalverteilungen han-

deln. In der heutigen Zeit würden die

zwei Kurven nicht identisch sein - sie

würden sich überlappen. Es gibt einfach

mehr Personen, die mehr Autonomie

erhalten wollen, als Berufe vorhanden

sind, die diese Bedürfnisse erfüllen.

Allerdings bewegen wir uns - oder sollten

uns zumindest - in die Richtung bewe-

gen, dass sich die Verläufe beider Kurven

entsprechen. Denn man kann nur an das

tatsächlich vorhandene Potential der Mit-

arbeiter herankommen, wenn man ihnen

mehr Spielraum für autonomes Handeln

gibt. Nur so kann die Produktivität maxi-

miert werden. Um auf Ihre zweite Frage

zurückzukommen: Das gerade Beschrie-

bene können Sie auch im Kontext ver-

schiedener Kulturen anwenden. In man-

chen Ländern ist autonomes Handeln

vielleicht nicht wünschenswert bzw. ent-

spricht es nicht der kulturtypischen Ar-

beitsweise. Hier liegen die Kurven weiter

auseinander. Der Näherungsprozess bei-

der Verteilungen dauert dementsprechend

länger.

Sie sprachen gerade das Thema an, wie

man das wahre Potenzial der Mitarbeiter

entfalten kann. In Ihrem Buch heben sie

die Rolle der Kultivierung der Mitarbei-

ter in diesem Zusammenhang besonders

hervor. Welche Optionen bieten sich für

den Manager an, durch Kultivierung die

wahre Intelligenz und Kreativität der

Mitarbeiter zu entfalten?

Malone: Zuallererst muss gesagt werden,

dass der Manager bei der Bewältigung

dieser Aufgabe vor einer großen Heraus-

forderung steht. Er steht in einem Span-

nungsfeld zwischen zentraler und dezen-

traler Kontrolle. Er muss die richtige

Kombination zwischen Kontrolle und

Machtverzicht finden. Der Vorgesetzte

muss seine Ziele den Zielen seiner Mitar-

beiter sowie deren Befähigungen anpas-

sen. Die beste Methode zu kultivieren ist

diejenige, den Mitarbeitern Spielraum für

Experimente zu lassen. Man sollte keine

Entscheidung von oben fällen. Anstatt

dessen sollte man von Mitarbeitern

getroffene Entscheidungen prüfen. Wenn

sie viel versprechend sind, sollte man

diese unterstützen und alle nötigen Res-

sourcen für diese zur Verfügung stellen.

Der Manager sollte außerdem eine geeig-

nete Infrastruktur für den Informations-

austausch zwischen den Mitarbeitern kre-

ieren, um Innovation und Kreativität

voranzutreiben. Wichtig ist hier auch die

Anreizsetzung für den Austausch von

Informationen. Somit kann ein Kombina-

tion sowie Re-Kombination von Ideen

geschehen. Flexibilität ist eine kritische

Voraussetzung bei einer sich schnell wan-

delnden Umwelt.

Ist die Struktur der Daten beim Austausch

von Informationen ein kritischer Punkt?

Malone: Nein – ich sehe hier keine Pro-

bleme. Denn der Austausch der Informa-

tionen geschieht unter Mitarbeitern, die

den gleichen Arbeitshintergrund haben.

Sicherlich wäre der Informationsaus-

tausch zwischen zwei Forschern in einem

Unternehmen der Biotechnologie für

Außenstehende nicht nachvollziehbar.

Aber wie bereits gesagt, der Austausch

geschieht intern. Auch würde der For-

scher beispielsweise nicht mit einem Mit-

arbeiter der Buchhaltung über neue

gemeinsame Forschungsideen nachden-

ken.

Sie sprachen vorhin einen interessanten

Aspekt des Informationsaustausches an:

die Anreizsetzung. Welche Anreize kann

das Management setzen, damit Mitarbei-

ter ihr Wissen freiwillig anderen zur Ver-

fügung stellen?

Malone: Betrachtet man das Beispiel von

Unternehmensberatungen, so kann dies

explizit geschehen. Bei der jährlichen

Leistungsevaluierung kann die zur Verfü-

gung gestellte Information eine Bedin-

gung für den Erhalt von Boni oder

Gehaltserhöhungen sein. Eine implizite

Lösung ist auch denkbar: Ein interner

Journalist kann im Unternehmen Daten,



Das genossenschaftliche Finanz-Netzwerk

Ein Gespräch

Mitte Oktober trafen sich Prof. Dr. Theresia Theurl und Dr. Christopher Pleister zu einem intensi-
ven Gedankenaustausch in Münster. Dabei ging es zum einen um die aktuelle Situation im genos-
senschaftlichen FinanzVerbund. Zum anderen diskutierten die geschäftsführende Direktorin des
IfG Münster und der BVR-Präsident auch über Vor- und Nachteile von Netzwerkstrukturen. 

Theurl: Der genossenschaftliche Finanz-

Verbund hat eine filigrane Netzwerk-

struktur, die über viele Jahre gewachsen

ist. Es ist daher nicht überraschend, dass

es Schwierigkeiten geben kann, wenn es

um Änderungen und strategische Wei-

chenstellungen für die Zukunft geht. Dies

haben Sie ja auch auf der letzten Mitglie-

derversammlung erfahren. Dennoch wol-

len Sie am 1. Dezember erneut über die

Neupositionierung des BVR befinden

lassen. Müssen Sie mit dem Kopf durch

die Wand?

Pleister: Nein, ich will niemals mit dem

Kopf durch die Wand. Ich habe immer

die Tür in der Wand gesucht und bisher

auch meistens gefunden. In diesem Sinne

hat der Verbandsrat des BVR am 11.

Oktober mit nur einer Gegenstimme

beschlossen, das Thema wiederum –

allerdings in modifizierter Beschlussform

– auf die Tagesordnung der kommenden

Mitgliederversammlung zu setzen. Wir

brauchen diese Abstimmung, damit unse-

re Organisation zeigen kann, dass sie bei

überwiegendem Konsens in der Sache

weiterhin zu satzungsändernden Mehr-

heiten fähig ist.

Theurl: Trotz dieser hohen sachlichen

Übereinstimmung, die Sie festgestellt

haben, gab es doch zum Teil heftigen

Widerstand gegen das Konzept. Wie

erklären Sie sich das? 
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Ideen oder Wissen sammeln und diese in

eine interne Wissensdatenbank einpfle-

gen. Die zweite Lösung ist für den Ideen-

geber sicherlich die kostengünstigere

Lösung. Ich habe Ihnen jedoch nur zwei

von sehr vielen Möglichkeiten der

Anreizsetzung für den Wissensaustausch

genannt. Dies ist sicherlich ein interes-

santer Aspekt, den man noch ausführlich

diskutieren sollte.

��  Information

Eine Besprechung von “The Future of
Work” findet sich auf S. 75 dieses News-
letters.
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Pleister: Der Widerstand muss sehr ernst

genommen werden. Das tun wir. Dann ist

sicherlich die Frage zu stellen, woher die-

ser Protest kommt. Besonders getroffen

haben mich die 106 Stimmen gegen die

Entlastung des Vorstands. Die Mitglieder,

die so abgestimmt haben, wussten aus

eigener beruflicher Erfahrung genau, was

sie taten. Denn schließlich müssen sie

sich selbst jedes Jahr einer solchen

Abstimmung stellen. Da tut jede Gegen-

stimme weh. Es scheint eine gewisse Ver-

bitterung im Verbund zu herrschen. Es

betrübt mich sehr, dass ich zur Projekti-

onsfläche einer solchen Missstimmung

geworden bin. Wenn das Konzept am 1.

Dezember erneut scheitert, wird dies

nicht an fachlichen Mängeln des Kon-

zepts liegen und auch nicht an dem

grundsätzlichen Protestpotenzial in unse-

rer Gruppe, sondern am mangelnden

Engagement der Befürworter des Kurses

des BVR. Das wäre dann allerdings eine

besorgniserregende Entwicklung. 

Theurl: Dies könnte man dann tatsäch-

lich nicht anders einschätzen. Die Funkti-

onsfähigkeit dezentraler Organisationen

wird unter anderem weitgehend vom

Engagement der Basis und von ihrer

Bereitschaft zu entscheiden und Verant-

wortung zu übernehmen bestimmt. Pro-

bleme treten häufig dann auf, wenn die

Mitbestimmung der Basis nachdrücklich

gefordert, andererseits die damit verbun-

dene Verantwortung nicht entsprechend

gelebt wird. Sehen Sie eine solche Kon-

stellation auch im genossenschaftlichen

FinanzVerbund?

Pleister: Ich glaube nicht, dass der Ver-

bund hier ein grundlegendes Problem hat.

Viele Mitglieder sind zu Hause geblie-

ben, weil sie annahmen, die Sache sei ein

Selbstläufer. Die vielen Veranstaltungen,

die der BVR vor der Abstimmung in den

Regionen durchgeführt hat, zeigten eine

sehr hohe Zustimmung zum Fachratskon-

zept. 

Theurl: Ist, losgelöst von den Inhalten,

die grundlegende Bedeutung dieses Kon-

zepts zu wenig kommuniziert worden?

Pleister: Es gab über 20 regionale Infor-

mationsveranstaltungen, die gut besucht

waren und dort haben sich auch die meis-

ten Regionalverbände zustimmend geäu-

ßert. Das Thema ist ja nicht neu, sondern

wird seit drei Jahren im Verbund disku-

tiert und hat im letzten Jahr dann den

Feinschliff aufgrund der Eingaben der

Primärstufe erhalten. Es wurde also

reichlich kommuniziert.

Theurl: Dennoch ist zu hören, dass es

gerade kleinere Institute sein sollen, die

Probleme mit der Neupositionierung

haben, weil sie den Verlust ihres Einflus-

ses fürchten und daher skeptisch sind.

Sehen Sie dies auch so?

Pleister: Ich halte diese Aussage für zu

pauschal. Ich selbst habe mein genossen-

schaftliches Lehrgeld in Weser Ems

bezahlt. Das ist der Verband mit den

durchschnittlich kleinsten Banken, die

jedoch im Hinblick auf Bonität und

Ertragslage sehr gute Ergebnisse vorwei-

sen können. Diese Erfahrungen haben

mich geprägt. Ich empfinde eine große

Sympathie für diese Banken, die zudem

fast ausnahmslos die Werte unserer Orga-

nisation in besonderer Weise verkörpern.

Eine gut geführte Bank mit einer hohen

Akzeptanz in ihrem Marktgebiet hat kei-

nen Grund zur Verunsicherung – egal,

wie groß ihre Bilanzsumme ist. Aller-

dings fühlen sich viele Banken durch

bestimmte Maßnahmen – etwa die Fest-

setzung von Mindestgebühren oder Stan-

dards, die an anderen Größenordnungen

orientiert sind – bisweilen zu Recht dis-

kriminiert. Der BVR-Vorstand bemüht

sich in allen Fällen mit Nachdruck

darum, derartige Probleme im Interesse

kleinerer Institute zu lösen. Bei diesen

insgesamt bedrückenden Themen werden

unsere Einflussnahmen und Verhand-

lungserfolge häufig nicht entsprechend

wahrgenommen.

Theurl: Gerade in einem Netzwerk wie

dem FinanzVerbund haben die Kleinen

grundsätzlich sehr gute Chancen, weil sie

zum einen Effizienzvorteile aus der Ver-

bundstruktur in Anspruch nehmen kön-

nen und zum anderen dabei ihre Stärken,

nämlich die unternehmerische Selbst-

ständigkeit und Innovationskraft sowie

ihre regionale Verwurzelung, weiter nut-

zen können. Dennoch wird die Gefahr der

Konzernbildung im Verbund thematisiert.

Warum ist die Angst vor dem Konzern

heute so ausgeprägt?

Pleister: Zunächst stimme ich Ihnen zur

Einschätzung unseres Netzwerks zu.

Grundlage des Erfolgs des FinanzVer-

bundes ist die autonome Bank vor Ort. Es

ist ein unverzichtbarer Vorteil, dass vor



Ort entschieden wird, wie Finanzdienst-

leistungen angeboten werden. Diese Ver-

antwortung muss dort bleiben und kann

nicht delegiert werden oder gar beschnit-

ten werden. Doch wir brauchen auch stra-

tegische, bundeseinheitliche Konzepte

zur Unterstützung der Primärbanken,

siehe VR-Control. Es würde keinen Sinn

machen, eine Gesamtbanksteuerung

1300mal zu entwickeln. Dies würde die

Ressourcen unserer Organisation total

überfordern. Diesen dezentralen Einhei-

ten steht auf der Ebene der Verbundunter-

nehmen eine Entwicklung zu größeren

Einheiten gegenüber. Die zentrale Frage

ist, wie die Balance zwischen den großen

Produktlieferanten und den Volksbanken

und Raiffeisenbanken gestaltet werden

kann. Hier hat der BVR einiges getan,

beispielsweise durch die verstärkte Betei-

ligung der Primärbanken an den Ver-

bundunternehmen. Heute können knapp

700 Ortsbanken direkt ihre Rechte als

Eigentümer bei den Verbundunternehmen

ausüben. Die Aufsichtsräte der Verbund-

unternehmen sind zudem auf der Eigen-

tümerseite mehrheitlich mit Vertretern

der Primärstufe besetzt. Hinzu kommt

mein eindeutiges Engagement als Auf-

sichtsratsvorsitzender im Interesse der

Volksbanken und Raiffeisenbanken. Ich

halte sehr viel vom scharfen Instrumenta-

rium des Aktienrechts. 

Theurl: Also ist das Ziel der Stärkung

der Bank vor Ort immer das Ziel aller

Akteure im Verbund. Können wir davon

ausgehen, dass dies alle Beteiligten so

sehen?

Pleister: Genau. Bei aller betriebswirt-

schaftlicher Optimierung auf Ebene der

Verbundunternehmen – gerade im Hin-

blick auf die DZ Bank und ihrer Tochter-

gesellschaften – darf nie aus den Augen

verloren werden, dass das Ziel allen wirt-

schaftlichen Handelns der nachgelagerten

Verbundstufen die Stärkung der Wettbe-

werbsfähigkeit und der Wirtschaftlichkeit

der Volksbanken und Raiffeisenbanken

ist.

Theurl: Stichwort Zentralbanken und

Verbundstruktur. In den kommenden Jah-

ren wird sich im Finanzdienstleistungs-

markt sehr viel entscheiden. Die Volks-

banken und Raiffeisenbanken können

meiner Meinung nach viel gewinnen,

wenn Strategie und Struktur passen. Zur

Frage der Struktur des FinanzVerbundes

gibt es ja nun seit einigen Wochen einen

Vorschlag der WGZ-Bank für eine Strate-

gieholding. Ist damit nicht die Strategie-

frage gelöst?

Pleister: Eine Strategieholding hat nichts

zu tun mit der Erarbeitung und Festle-

gung strategischer Konzepte für den

FinanzVerbund aus der Perspektive der

Primärbanken, so wie es das Fachrats-

konzept vorsieht. Hier geht es um die

Weiterentwicklung und Optimierung der

Steuerung der Verbundunternehmen. Und

dabei herrscht eine produktspezifische

Sicht vor. Die Gesamtstrategie der Orga-

nisation kann nicht in einer Strategiehol-

ding erarbeitet werden, da diese immer

unternehmensspezifische Interessen be-

rücksichtigen muss. Die Fachräte beim

BVR sollen sich darüber hinaus bei-

spielsweise um Fragen der Personalent-

wicklung oder der Unternehmensführung

kümmern. Werden diese Themen nicht

durch den BVR und seine Gremienarbeit

besetzt, entsteht ein Vakuum, das aus

meiner Sicht zu Lasten der Ortsbanken

gehen würde. Das Ringen um die beste

Form der Verbundunternehmen muss

dabei im Übrigen zuerst zwischen den

Zentralbanken und dann von den jeweili-

gen Anteilseigern diskutiert werden. 

Theurl: Die Modelle der Strategiehol-

ding und das Fachratskonzept sind durch-

aus miteinander kompatibel. Man muss

sich also nicht für das eine und gegen das

andere entscheiden. Ist das immer klar

geworden?

Pleister: Richtig. Leider ist dies bisher

noch nicht genau genug dargestellt wor-

den. Hier müssen wir noch Aufklärungs-

arbeit leisten.

Theurl: Ist es dann auch nicht so, dass

Sie eine besondere Sympathie für das

Modell der DZ Bank haben?

Pleister: Die DZ Bank hat Ihre Strategie

mit Billigung des gesamten Aufsichtsrats

entwickelt. Und die Entwicklung ist posi-

tiv, denken Sie beispielsweise an die Ver-

besserung des Ratings. In diesem Zusam-

menhang habe ich die Arbeit des Vorstan-

des der DZ Bank gelobt. Das muss

erlaubt sein. Natürlich heißt das nicht,

dass nicht das Bessere des Guten Feind

ist. In diesem Sinne ist auch das Strate-

gieholding-Modell der WGZ-Bank zu

prüfen. Da es sich um ein sehr komplexes

Thema handelt, werden wir auf der

nächsten BWT in Timmendorf ein Forum

schaffen, auf dem über diese Vorschläge
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mit einem Maximum an fachlichem

Know-how diskutiert werden kann.

Dabei hat der BVR nicht das Recht, in die

Eigentümerrechte der Anteilseigner der

Zentralbanken einzugreifen. Das habe ich

auch immer betont, gerade im Hinblick

auf die Zukunft der WGZ-Bank. Ich

werde mich dafür einsetzen, dass die

Gespräche auf einer fachlich fundierten

Basis sachlich und ergebnisorientiert

geführt werden.

Theurl: Und wo bleibt dabei die strategi-

sche Kompetenz des BVR?

Pleister: Da existiert kein direkter Zu-

sammenhang. Eine Gesamtstrategie er-

gibt sich aus der Optimierung der Einzel-

strategien für die wesentlichen Funktio-

nen eines Unternehmens und ihrer Ein-

passung in ein Gesamtkonzept. Genau

dies soll das Fachratskonzept leisten –

und zwar aus der Perspektive der Volks-

banken und Raiffeisenbanken. Das

Hauptamt des BVR – also der Vorstand –

hat dabei die Aufgabe, diesen Prozess zu

strukturieren und zu begleiten. Ich habe

immer gesagt, dass für den BVR erst die

richtige Arbeit anfängt, wenn dieses Kon-

zept beschlossen ist. Es ist ohne Frage

eine Bewährungsprobe für den Verband.

Theurl: Ich möchte in diesem Zusam-

menhang nun noch zwei weitere Aspekte

ansprechen, die in Netzwerken und Ver-

bünden eine herausragende Rolle spielen:

Spielregeln und Vertrauen. Wie steht es

mit diesen Merkmalen zurzeit im Finanz-

Verbund?

Pleister: Spielregeln sind in der Tat ein

wichtiges Thema. Darum hat sich der

BVR sehr bemüht und im Vergleich zu

anderen Organisationen sind wir hier sehr

weit gekommen. Beispielsweise sind die

Verbundunternehmen per Satzung auf das

Wohl ihrer Mitglieder bzw. Eigentümer

verpflichtet. Auch beim BVR soll es ein-

deutigere Spielregeln geben. Das ist die

Aufgabe der Fachräte: In transparenteren

Strukturen die besten Fachleute der

Organsiation in Arbeit einbinden, bei der

es um ihre Sache geht, was allen im Netz-

werk nutzt – vor allem natürlich den

Volksbanken und Raiffeisenbanken.

Theurl: Und der Aspekt des Vertrauens?

Mein Eindruck ist, dass im Verbund bei

den Handelnden oft der Eindruck besteht,

dass der Eine gewinnt und der Andere

verliert, nicht aber beide gewinnen kön-

nen. Hier fehlt aus meiner Sicht der für

ein Netzwerk unerlässliche Vertrauens-

vorschuss.

Pleister: Das sehe ich auch so. Doch

darüber sollte man nicht klagen, sondern

sich damit auseinandersetzen. Dies ist

eine permanente Aufgabe. Es geht eben

nicht ums Gewinnen und Verlieren. Alle

müssen sich engagieren, damit der Ver-

bund seine Zukunft gestalten kann. Und

damit die Leistung des Verbunds auch

künftig stimmt, müssen alle Verbundpart-

ner ihren Beitrag leisten – auch die Volks-

banken und Raiffeisenbanken.

Theurl: Ein schönes Schlusswort.

Gleichwohl noch eine Frage: Wie fühlen

Sie sich zurzeit – zwischen der vergange-

nen und der kommenden Mitgliederver-

sammlung?

Pleister: Ich gehe mit großer Zuversicht

und mit Engagement in die nächste Zeit.

Mir war immer klar: Wer sich engagiert

für eine Sache einsetzt, der muss auch

einstecken können. Natürlich war die

letzte Mitgliederversammlung eine Nie-

derlage. Aber jede Niederlage kann auch

die Grundlage für den späteren Erfolg

sein. Wir werden uns um eine noch

gehaltvollere Kommunikation bemühen.

Durch die modifizierte Beschlussvorlage

haben wir bereits die Transparenz für die

Mitglieder erhöhen können. Das Ziel,

unsere Bankengruppe im Interesse ihrer

Mitglieder und Kunden zu stärken, bleibt

meine große Motivation.

��  Information

Dieses Interview wurde in der Bankinfor-
mation 11/2004 S. 6-9 abgedruckt.
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Internet für den FinanzVerbund

Die VR-NetWorld GmbH ist ein noch junges Mitglied des genossenschaftlichen Finanzverbundes,
das Produkte für den zukunftsorientierten Finanzvertrieb erstellt. In diesem Jahr ist die VR-Net-
World GmbH Mitglied der Forschungsgesellschaft für Genossenschaftswesen Münster e.V. gewor-
den. Wir freuen uns die VR-NetWorld im Kreise der FfG-Mitglieder begrüßen zu dürfen.

Die VR-NetWorld GmbH ist die zentrale

Internetgesellschaft des genossenschaftli-

chen FinanzVerbundes und bündelt die

Internetaktivitäten der Volksbanken und

Raiffeisenbanken und der angeschlosse-

nen Finanzdienstleister. Sie wurde im Juli

2001 in Bonn gegründet und beschäftigt

rund 30 Mitarbeiter, die in der Online-

Redaktion, in der Entwicklung, im Sup-

port und im Vertrieb tätig sind. Erstmalig

in der Geschichte des FinanzVerbundes

haben sich alle Verbundpartner an einer

Gesellschaft beteiligt: Zentralbanken,

Rechenzentralen, DG-Verlag, BVR,

Regionalverbände und Verbundunterneh-

men. Kernprodukte der VR-NetWorld

GmbH sind das Finanzportal www.vr-

networld.de und die VR-NetBank. 

Internet – ein zentrales 
Element der 

Vertriebsstrategie

Der Zugang über das Internet zu den

Bankprodukten ist für viele Menschen

heute eine Selbstverständlichkeit, für

manche Banken leider nicht, die einen

Internetauftritt als Luxus betrachten, den

man haben muss. Dabei kann der Ver-

triebskanal Internet erheblich zum Erfolg

einer Bank beitragen, wenn er in die

Gesamtstrategie der Bank eingebettet ist

und nicht als lästiges Add-on verstanden

wird. Die strategische Integration des

Internetauftritts in den Vertrieb und die

Bindung von Kunden und Mitglieder

macht diesen zu einem Erfolgselement

für die Bank, das eine adäquate Bedie-

nung der Kundenwünsche zu jeder Zeit

und an jedem Ort gewährleistet. Die VR-

NetWorld GmbH bietet den Volksbanken

und Raiffeisenbanken hierfür attraktive

Produkte an. 

Das Finanzportal 
www.vr-networld.de

Seit dem 01. Mai 2001 ist das Finanzpor-

tal www.vr-networld.de im Internet

erreichbar und entwickelte sich seitdem

zu einem der am häufigsten besuchten

Bankenportale in Deutschland, mit

inzwischen rund 4,5 Millionen Seitenauf-

rufen und mehr als 1 Million Besuchern

pro Monat. Es dient bundesweit als zen-

trale Kontakt- und Anlaufstelle im Inter-

net und weist den Kunden und Interes-

senten der Verbundunternehmen über die

integrierte Bankensuche unkompliziert

den Weg zur eigenen Ortsbank. Neben

einer umfassenden Übersicht der Ange-

bote der genossenschaftlichen Verbund-

unternehmen bietet das Portal eine Viel-

zahl von relevanten Inhalten für die ein-

zelnen Kundengruppen. Mehrwertdienste

wie das integrierte Unternehmerportal

MittelstandDirekt (www.mittelstanddi-

rekt.de), Routenplaner, Staumelder, ver-

schiedene Ratgeber und Newsletter oder

die unter VR-Web zusammengefassten

Einwahltarife für den analogen oder digi-

talen Zugang ins Internet runden das

Angebot ab. Das Finanzportal www.vr-

Helmut Gawlik,
Geschäftsführer der VR-NetWorld GmbH
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networld.de ist das Netz im Netz des

genossenschaftlichen Finanzverbundes,

das die Unternehmen verbindet und den

Kunden eine gemeinsame Anlaufstelle

bietet.

Die VR-NetBank

Die VR-NetBank ist ein einheitlicher,

professioneller Internetauftritt in Form

einer vollständig ausgestatteten "virtuel-

len Filiale" und wurde speziell für die

Volksbanken und Raiffeisenbanken ent-

wickelt. Sie ist unter der individuellen

Internetadresse der jeweiligen lizenzneh-

menden Bank erreichbar. 

Mit VR-NetBank gelingt es der VR-Net-

World GmbH jeder Volksbank oder

Raiffeisenbank einen individuellen Auf-

tritt im Internet anbieten zu können, ohne

auf die Kostenvorteile aus einer gemein-

samen Produktion im Verbund verzichten

zu müssen, da die für den Kunden nicht

sichtbaren Tätigkeiten wie z.B. die Pflege

eines tagesaktuellen Newsservices zen-

tral von VR-NetWorld für alle teilneh-

menden Banken übernommen wird. Die

Modul-Konstruktion erlaubt es, das

Angebot individuell auf die Wünsche der

Lizenznehmer einrichten zu können. Ein

beliebtes solches Modul ist z.B. der VR-

ComputerCheck, mit dessen Hilfe die

gerade für Bankgeschäfte so wichtige

Sicherheit des Internetzugangs geprüft

werden kann.

Im Sinne einer übergreifenden Kunden-

versorgung über verschiedenste Kommu-

nikationskanäle ergänzt die VR-NetBank

die persönliche Beratung vor Ort um

wichtige Komponenten: Der Kunde kann

im Internet zu jeder Zeit an jedem Ort

Bankgeschäfte tätigen, umfangreiche

Informationen einholen und interaktiv

Hilfestellungen abrufen. Die klassischen

E-Banking- und Brokerage-Module der

Rechenzentralen wurden ebenso nahtlos

integriert wie eine Vielzahl dialogorien-

tierter Hilfsmittel: z.B. Online-Rechner

zur Altersvorsorge, Börseninformations-

dienste, Analyse-Tools für Finanzanlagen

und Formulare.

Zentrale Inhalte der VR-NetBank werden

von erfahrenen Onlinejournalisten im

Redaktionsteam der VR-NetWorld

GmbH gepflegt und bereitgestellt. Sie

entlasten damit die Ortsbanken und stel-

len eine tagesaktuelle und umfassende

Information der Bankkunden sicher. Über

ein Redaktionssystem kann die Bank vor

Ort ihre VR-NetBank individuell anpas-

sen, um regionale Themen ergänzen

sowie Änderungen im Inhalt und in der

Navigation vornehmen.

Am 22. Oktober 2001 ging mit der "VR

Bank Untertaunus eG" (www.vrbank-

untertaunus.de) die erste VR-NetBank

online. Seitdem haben sich bereits über

430 Ortsbanken zum Einsatz der VR-

NetBank als Alternative zu einem voll-

ständig eigenerstellten Internetauftritt

entschieden. "Hier werden die Vorteile

einer Bündelung von Kompetenzen im

FinanzVerbund besonders deutlich", so

Helmut Gawlik, Geschäftsführer der VR-

NetWorld GmbH. "Die einzelne Bank

kann ihren Kunden ein tagesaktuell

gepflegtes, umfassendes Serviceangebot

im Internet bereitstellen, unabhängig von

ihrer Größe. Einen mit der VR-NetBank

vergleichbaren Internetauftritt könnten

viele Ortsbanken mit eigenen Mitteln

kaum realisieren."

IfG intern | Unsere Partner stellen sich vor

� Helmut Gawlik

� (0228) 68 49 - 0

� helmut.gawlik@
vr-networld-gmbh.de

Computer Check auf Kundenwunsch - ein Modul von VR-NetBank
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Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 40
Das Drei-Säulen-System der
deutschen Kreditwirtschaft
unter besonderer Berücksichti-
gung des Genossenschaftli-
chen Finanzverbundes 

Die deutsche Bankenlandschaft ist

geprägt durch das historisch gewachsene

Drei-Säulen-System, welches aus Privat-

banken, Genossenschaftsbanken und

öffentlich-rechtlichen Instituten besteht.

Das System mit seiner langen Tradition

wird nicht nur diskutiert, sondern könnte

auch bald in Bewegung kommen. Mehre-

re Studien haben sich in den vergangenen

Monaten mit den Perspektiven auseinan-

dergesetzt und Empfehlungen abgegeben

oder Forderungen aufgestellt. Es zeichnet

sich ab, dass mit dem Wegfall von

Gewährträgerhaftung und Anstaltslast

der öffentlich-rechtlichen Banken Struk-

turänderungen zu erwarten sind. Obwohl

diese bereits ihre Schatten vorauswerfen,

sind derzeit unterschiedliche organisato-

rische Optionen denkbar. Im Arbeitspa-

pier werden die gängigen Strategiekon-

zepte der Managementtheorie herangezo-

gen, um erstens zu prüfen, ob diese allge-

meinen Ansätze geeignet sind, die Struk-

turentwicklungen von Banken und Ban-

kensystemen zu erklären. Zweitens wird

die Frage gestellt, ob im Rahmen des

Market Based View und des Resource

Based View die Herausbildung des Drei-

Säulen-Systems nachgezeichnet werden

kann. Schließlich interessiert, ob vor den

geänderten ordnungspolitischen Rah-

menbedingungen des öffentlich-rechtli-

chen Sektors im gewählten Untersu-

chungsdesign Aussagen zu den Perspekti-

ven gemacht werden können. Als Ergeb-

nis stellt sich ein Zwei-Säulen-System

mit Privatbanken und dem genossen-

schaftlichen Finanzverbund heraus, für

den spezielle Handlungsoptionen geprüft

werden. 

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 41
Kooperationsinformations-
systeme
Konzeption und Entwicklung
eines Instruments zur Erkennt-
nisgewinnung über das Phä-
nomen der Kooperation

Kooperationen spielen im wirtschaftli-

chen Geschehen eine zunehmend wichti-

ge Rolle. Dementsprechend steigt auch

der Bedarf an wissenschaftlichen

Erkenntnissen über Kooperationen. Bei

der systematischen Auswertung von

Kooperationsfällen sieht sich der For-

scher jedoch mit einer großen Anzahl

unterschiedlichster Informationsquellen

konfrontiert. Sowohl die Dokumentation

des Kooperationsgeschehens in einer

Vielzahl von Medien (Zeitungen, Zeit-

schriften, Internet, Firmenpublikationen

etc.) als auch der relativ niedrige Struktu-

rierungsgrad der Inhalte in den jeweiligen

Medien erschweren den Umgang mit den

verfügbaren Informationen. Wünschens-

wert wäre es daher, wenn diese Informa-

tionen in systematisierter Form vorlägen

und über ein zentrales Medium abrufbar

wären, um auf dieser Basis Auswertun-

gen vornehmen zu können. Ein Koopera-

tionsinformationssystem bewältigt diese

Aufgaben und wäre somit für die Recher-

che von Informationen über Kooperati-

onsfälle, den Aufbau von Kooperations-

historien, zum Aufdecken von Kooperati-

onsstrukturen einzelner Unternehmen

oder für das gezielte Sammeln von Infor-

mationen über Entscheidungen der Kar-

tellbehörden zur Gewährung eines Ein-

drucks über ihre Bewertungspraxis ein-

setzbar.

Im Rahmen des Dissertationsprojektes

"Kooperationsinformationssysteme"

wird aufbauend auf den theoretischen

Vorarbeiten eine Konzeption erarbeitet,

die eine Brücke zwischen Theorie und

Realisation schlägt, sowie die praktische

Umsetzung in ein Informationssystem

leistet, welches dann als Instrument für

Analysen des Kooperationsgeschehens

eingesetzt werden kann. Im Arbeitspapier

stehen insbesondere die konzeptionellen

Überlegungen des Projektes im Vorder-

grund, die der eigentlichen Entwicklung

des Kooperationsinformationssystems

vorausgehen müssen. In einem ersten

Schritt soll die zugrunde liegende Moti-

vation und die Funktionsweise des ange-

strebten Kooperationsinformationssys-

� Alexander Eim

Das Drei-Säulen-System der deut-
schen Kreditwirtschaft unter besonde-
rer Berücksichtigung des Genossen-
schaftlichen Finanzverbundes, Ar-
beitspapiere des Instituts für Genos-
senschaftswesen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster Nr. 40,
August 2004, kostenlos erhältlich.
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tems erläutert werden. In einem zweiten

Schritt werden dann die für die Entwick-

lung des Systems wichtigen Betrachtun-

gen der Abläufe und der Arbeitsweise des

Systems vorgenommen.

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 42
Jacques Santer
Die genossenschaftliche Initia-
tive – Ein Baustein der euro-
päischen Wirtschaft

Dieses Arbeitspapier ist die schriftliche

Fassung des Festvortrags Jacques Santers

anlässlich der Eröffnung der Internatio-

nalen Genossenschaftswissenschaftli-

chen Tagung am 7. September 2004.

"Genossenschaften sind Kooperationen"

beginnt Jacques Santer seinen Beitrag

und zeigt auf, dass Unternehmenskoope-

rationen eine lange Geschichte haben,

indem er auf die Handelskooperationen

in der Hansezeit sowie der Medici und

Fugger verweist. Heute bieten Koopera-

tionen gerade für kleine und mittelständi-

sche Unternehmen ein Mittel, um im

Konzert der Großen mitspielen zu kön-

nen. Dafür sind jedoch bestimmte

Voraussetzungen zu erfüllen. Die Unter-

nehmen müssen präzises Wissen über

ihre Wertschöpfungsprozesse besitzen,

um damit über die Auslagerungsfähigkeit

von Prozessteilen entscheiden zu können.

Unternehmen entscheiden so nicht mehr

nur darüber, was sie produzieren, sondern

auch wo und mit wem sie produzieren

wollen.

Gerade vor dem Hintergrund der Erwei-

terung des Europäischen Binnenmarktes

am 1. Mai 2004 kommt Kooperationen

eine wachsende Bedeutung zu. Während

Großunternehmen relativ problemlos

durch Expansionstätigkeiten und Akqui-

sitionen die Absatz- und Produktions-

chancen dieser neuen Märkte nutzen kön-

nen, stellt dieses kleine und mittelständi-

sche Unternehmen vor große Herausfor-

derungen, denen sie insbesondere durch

Kooperationen und den Zusammen-

schluss zu internationalen Netzwerken

begegnen können.

Die Europäische Union hat hierzu erste

Vorarbeiten geleistet, indem sie die Mög-

lichkeit zur Gründung einer Europäi-

schen Aktiengesellschaft sowie einer

Europäischen Genossenschaft geschaffen

hat, die auch gerade für kooperative

Arrangements nutzbar sind.

Arbeitspapiere des IfG Münster
Nr. 43
Die Zukunft der Genossen-
schaftsbanken – die Genos-
senschaftsbank der Zukunft  
Podiumsdiskussion im Rah-
men der Internationalen Ge-
nossenschaftswissenschaftli-
chen Tagung 2004 in Münster

Grundlegende Veränderungen und Wei-

chenstellungen kennzeichnen das Bank-

wesen derzeit. Dies gilt für alle Banken-

gruppen, sowohl international als auch in

Deutschland. Vor diesem Hintergrund ist

es naheliegend, nach der Zukunft der

Genossenschaftsbanken, aber auch nach

der Genossenschaftsbank der Zukunft zu

fragen. Dies geschah im Rahmen der

Internationalen Genossenschaftswissen-

schaftlichen Tagung 2004 an der Univer-

sität Münster. Dabei sollte der Blickwin-

kel der genossenschaftlichen Zentralban-

ken eingenommen werden. Vier hochran-

gige Vertreter aus der Schweiz, den Nie-

derlanden und Deutschland – Ländern

mit klaren Unterschieden in ihren jeweils

erfolgreichen Systemen – konnten ge-

wonnen werden. Aus ihrer Sicht sollte

ausgelotet werden, welche Maßnahmen

zu treffen sind, damit die Wettbewerbsfä-

higkeit von Genossenschaftsbanken und

ihrer Netzwerke vor den herausfordern-

den Rahmenbedingungen nicht nur

sichergestellt, sondern gesteigert werden

kann. Im IfG-Arbeitspapier Nr. 43 wird

diese spannende Diskussion wiedergege-

ben. In ihr wurde schnell klar, dass zwei

unabdingbare Voraussetzungen in einer

effizienten Arbeitsteilung innerhalb der

einzelnen Verbünde sowie in glaubwürdi-

gen Governancestrukturen bestehen.

Übereinstimmend wurde die Bedeutung

der Mitgliedschaft hervorgehoben sowie

die selbstbewusste Konzentration auf die

genossenschaftlichen Kernkompetenzen

gefordert. Darüber hinausgehend wurde

ausgelotet, ob externe Kooperationen und

Verschmelzungen zielführend und mög-

lich sind, einerseits mit Partnern aus

anderen Gruppen und Sektoren, anderer-

seits aber mit Genossenschaftsbanken

anderer Staaten. Existiert die Perspektive

EINES genossenschaftlichen Finanzver-

� André van den Boom

Kooperationsinformationssysteme –
Konzeption und Entwicklung eines
Instruments zur Erkenntnisgewinnung
über das Phänomen der Kooperation,
Arbeitspapiere des Instituts für Ge-
nossenschaftswesen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster Nr. 41,
August 2004, kostenlos erhältlich.

� Jacques Santer

Die genossenschaftliche Initiative – Ein
Baustein der europäischen Wirtschaft,
Arbeitspapiere des Instituts für Ge-
nossenschaftswesen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster Nr. 42,
September 2004, kostenlos erhältlich.



bundes in Europa? Selbstverständlich

nicht heute und morgen, doch Koopera-

tionen auf europäischer Ebene haben in

einzelnen Bereichen schon längst begon-

nen und werden sich fortsetzen.

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 44
Visionen in einer Welt des
Shareholder Value
Podiumsdiskussion im Rah-
men der Internationalen
Genossenschaftswissenschaft-
lichen Tagung 2004 in Münster

Wird der Blick auf das aktuelle Grün-

dungsgeschehen gerichtet, zeigt sich,

dass das genossenschaftliche Geschäfts-

modell dann in Erwägung gezogen wird,

wenn es darum geht, strategische Out-

sourcing-Entscheidungen zu institutiona-

lisieren, wenn neue Märkte aufzubauen

sind und wenn virtuelle Größe zur Nut-

zung von economies of scale und econo-

mies of scope erreicht werden soll. Darin

bestehen seit jeher die ökonomischen

Hintergründe für genossenschaftliche

Kooperationen. Sie werden heute in

anderen Sektoren der Ökonomie relevant

als zur Zeit der Entstehung genossen-

schaftlicher Netzwerke.

Das IfG-Arbeitspapier Nr. 44 gibt eine

Podiumsdiskussion im Rahmen der 15.

Internationalen Genossenschaftswissen-

schaftlichen Tagung in Münster wieder.

Ihre Zielsetzung bestand darin, hochran-

gige Vertreter erfolgreicher Genossen-

schaften zusammenzubringen, die ihr

Geschäftsmodell kritisch reflektieren

sollten. Dabei ging es darum auszuloten,

ob eine Orientierung am "Member Value"

eine zeitgemäße unternehmerische Vor-

gangsweise darstellen kann. Zusätzlich

sollte die aktuelle Corporate Governance-

Diskussion in ihrer Bedeutung für Genos-

senschaften betrachtet und ein eventuel-

ler Handlungsbedarf konkretisiert wer-

den. Es stellte sich heraus, dass unter dem

weiten Mantel des "Geschäftsmodells

Genossenschaft" durchaus unterschiedli-

che Vorstellungen hinsichtlich der Kon-

kretisierung des Member Values sowie

der Ausgestaltung von Governancestruk-

turen umgesetzt werden. In ihrer Gesamt-

heit unterscheiden sie sich jedoch deut-

lich von Strategien, die sich an einem

kurzfristig verstandenen Shareholder

Value orientieren. Dies ist nicht nur ein

Hinweis auf die Vielgestaltigkeit genos-

senschaftlicher Kooperationen, sondern

auf ihre Wettbewerbsfähigkeit vor den

aktuellen Rahmenbedingungen.

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 45
Kommunikation als Wettbe-
werbsfaktor  
Expertendiskussion im Rah-
men der Internationalen
Genossenschaftswissenschaft-
lichen Tagung 2004 in Münster

In vielen Zirkeln wird diskutiert, ob das

genossenschaftliche Geschäftsmodell mit

seiner erfolgreichen Tradition auch vor

den aktuellen Rahmenbedingungen noch

zeitgemäß ist. Während dazu in Wissen-

schaft und Praxis unterschiedliche Posi-

tionen vertreten werden, besteht eine

weitgehende Übereinstimmung darin,

dass Genossenschaften ein Kommunika-

tionsproblem haben. Da effektive Kom-

munikationsstrategien die Wettbewerbs-

fähigkeit von Unternehmen positiv beein-

flussen können, wurde dieser Zusammen-

hang im Rahmen der Internationalen

Genossenschaftswissenschaftlichen Ta-

gung 2004 an der Universität Münster in

einer Expertendiskussion erörtert. Diese

Diskussion wird im IfG-Arbeitspapier

Nr. 45 wiedergegeben. 

Viele Facetten wurden angesprochen und

konkrete Ergebnisse können festgehalten 

werden. So kann von einer Kommunika-

tionschance für Genossenschaften ge-

sprochen werden, die jedoch nur dann

genutzt werden kann, wenn die Kommu-

nikation als strategische Aufgabe des

genossenschaftlichen Netzwerkes und

der einzelnen genossenschaftlichen

Unternehmen erkannt wird. Dabei geht es

darum, die Kombination von Professio-

nalität und gelebter Regionalität nicht nur

verbal zu vermitteln, sondern als genos-

senschaftliche Kernkompetenz auch

umzusetzen. Nur so kann Glaubwürdig-

keit nach innen und wirtschaftliche Stär-

ke auf dem Markt entstehen. Vorausset-

zung dafür ist eine zielgruppenorientierte

Kommunikationsstrategie, aber auch Mut

� Theresia Theurl (Hrsg.)

Visionen in einer Welt des Shareholder
Value, Podiumsdiskussion im Rahmen
der IGT 2004 in Münster,  Arbeits-
papiere des Instituts für Genossen-
schaftswesen der Westfälischen Wil-
helms-Universität Münster Nr. 44,
Dezember 2004, kostenlos erhältlich.

� Theresia Theurl (Hrsg.)

Die Zukunft der Genossenschaftsban-
ken – die Genossenschaftsbank der
Zukunft, Podiumsdiskussion im Rah-
men der IGT 2004 in Münster, Ar-
beitspapiere des Instituts für Ge-
nossenschaftswesen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster Nr. 43,
Dezember 2004, kostenlos erhältlich.
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zur innerorganisatorischen Anpassung.

Dabei sollte die Aufgabe der genossen-

schaftlichen Kommunikation darin gese-

hen werden, nicht die Asche zu konser-

vieren, sondern die Flamme zu erhalten. 

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 46
Organisatorische Flexibilität
als Antwort auf die Globalisie-
rung

Die Globalisierung fordert von Unterneh-

men eine ständige Bereitschaft, sich

wechselnden Umweltbedingungen anzu-

passen und sich in immer neuen Organi-

sationsformen dem Wettbewerb zu stel-

len. Im Zentrum des vorliegenden

Arbeitspapiers steht der Zusammenhang

zwischen Globalisierung und organisato-

rischer Flexibilität. Es wird die Reaktion

der Unternehmen auf die geänderten

Rahmenbedingungen betrachtet, wobei

der Fokus auf der organisatorischen Aus-

gestaltung liegt. Die Organisationsform

der Virtuellen Kooperation gilt als beson-

ders flexibles Arrangement. Diese These

wird aufgegriffen und überprüft. Es zeigt

sich, dass Flexibilität eine Notwendigkeit

für Unternehmen ist, um den Anforderun-

gen der Globalisierung gerecht zu wer-

den. Darüber hinaus wird ihr Flexibili-

tätspotenzial im Vergleich zur marktli-

chen und hierarchischen Koordination

wirtschaftlicher Tätigkeit betrachtet. 
Flexibilität kann nicht ohne Stabilität

funktionieren. Der Aufbau von Vertrauen,

Sozialkapital und ähnlich stabilisieren-

den Faktoren wird insbesondere in Virtu-

ellen Kooperationen zu einem herausfor-

dernden Unterfangen. Ein optimaler Grad

an Flexibilität wird angestrebt, der

gleichzeitig den Anforderungen der Glo-

balisierung und der Notwendigkeit nach

Stabilität gerecht werden kann.  

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 61
Internationale Wettbewerbspo-
litik – Eine Problemanalyse
anhand der Theorie des insti-
tutionellen Wandels mit dem
Schwerpunkt EU-USA

Die Internationalisierung der Wirtschaft

schreitet vehement voran. Neben dem

Handel sind es in jüngster Vergangenheit

insbesondere internationalisierte Unter-

nehmensstrategien, die diese Entwick-

lung vorantreiben. Grenzüberschreitende

Fusionen und Kooperationen sind ein

Aspekt dieser Entwicklung, die interna-

tionale Ausübung von Marktmacht und

die Nutzung von Marktmacht in einem

nationalen Markt zur Erschließung eines

weiteren Marktes ein anderer. Diese Ten-

denzen stellen neue Herausforderungen

an die Wettbewerbspolitik dar, die nicht

mehr national, sondern ebenso internatio-

nal entwickelt werden muss. 

Der Band von Andrea Neugebauer liefert

eine Problemanalyse des Wandels der

internationalen Wettbewerbsordnung,

wobei sie sich insbesondere auf die EU

und die USA konzentriert. Es wird deut-

lich gemacht, dass Wettbewerbsordnun-

gen stets Teil eines Wirtschaftssystems

sind, in welchem sie gewachsen sind.

Damit steht die Konstruktion einer inter-

nationalen Wettbewerbsordnung vor dem

Problem, dass sie aus unterschiedlichen,

teilweise divergierenden Wettbewerbs-

ordnungen entstehen muss. Letztlich

muss sie aus dem neuen, internationalen

Wirtschaftssystem erwachsen.

Daneben hat eine internationale Wettbe-

werbsordnung mit den – nationalen –

Eigeninteressen der Politiker zu kämp-

fen, die auf internationaler Ebene ver-

ständlicherweise die Interessen ihres

Landes und der auf sie Einfluss nehmen-

den Unternehmen vertreten und nicht

internationalen wettbewerbspolitischen

Zielsetzungen verpflichtet sind. Der

Band liefert Gründe, warum eine interna-

tionale Wettbewerbsordnung bisher nicht

realisiert werden konnte, obwohl sie als

ökonomisch sinnvoll betrachtet werden

muss. 

� Walter Weinkauf (Hrsg.)

Kommunikation als Wettbewerbsfaktor 
Expertendiskussion im Rahmen der
IGT 2004, Arbeitspapiere des Instituts
für Genossenschaftswesen der Westfä-
lischen Wilhelms-Universität Münster
Nr. 45, Dezember 2004, kostenlos
erhältlich.

� Andrea Schweinsberg

Organisatorische Flexibilität als Antwort
auf die Globalisierung, Arbeitspapiere
des Instituts für Genossenschafts-
wesen der Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität Münster Nr. 46, Dezember
2004, kostenlos erhältlich.

� Andrea Neugebauer

Internationale Wettbewerbspolitik –
Eine Problemanalyse anhand der
Theorie des institutionellen Wandels mit
dem Schwerpunkt EU-USA –, Münster-
sche Schriften zur Kooperation, Band
61, Aachen, Shaker, 2004, ISBN 3-
8322-3393-8, 292 S., 25,80 Euro.



Pinnwand

Im November 2004 promovierte Thorn Kring mit einer Arbeit zum Thema "Die Balanced Sco-

recard als Managementsystem für Genossenschaftsbanken". Thorn Kring war seit Januar 1998

zunächst studentischer Mitarbeiter am IfG ehe er nach Abschluss seines Studiums im Oktober

1999 Wissenschaftlicher Mitarbeiter wurde, wo er im Forschungscluster 3 "Genossenschafts-

strategische Fragen" mitgewirkt hat. Thorn Kring hat sich in dieser Zeit intensiv mit strategi-

schen Managementfragen in Genossenschaftsbanken auseinandergesetzt und u.a. an einem Pro-

jekt in Zusammenarbeit mit dem RWGV mitgewirkt und sich zu einem anerkannten Fachmann

in diesem Bereich entwickelt. Zukünftig wird er bei der Unternehmensberatungsgesellschaft Horvath & Partners

tätig sein, wohin er die besten Wünsche des IfG mitnimmt.

Seit November 2004 ist Dirk Lamprecht Mitarbeiter

am Institut für Genossenschaftswesen. Er studierte

von 1998 bis 2004 Betriebswirtschaftslehre in Müns-

ter mit den Schwerpunktfächern Bankbetriebswirt-

schaftslehre, Betriebliche Finanzwirtschaft und Öko-

nometrie. Daneben hat er zahlreiche Praktika im Ban-

ken- und Finanzdienstleistungsbereich absolviert. Er verstärkt das IfG-Team

im Forschungscluster 3 "Genossenschaftsstrategische Fragen", wo er seine

Kompetenz in Bankfragen einbringen wird. Das IfG heißt Dirk Lamprecht

herzlich willkommen und wünscht ihm viel Erfolg und Freude bei seiner

Arbeit am IfG.

Anne Kretschmer war seit November 2000 zunächst in

der Abteilung Lateinamerika des IfG und nach dessen

Auflösung am IfG selbst beschäftigt. Im November 2004

beendete sie erfolgreich ihr Promotionsverfahren. Am

IfG hat sie die Vorlesung "Institutionenökonomik"

betreut und auch in ihrer Dissertation verfolgte sie ein

institutionenökonomisches Thema, da sie die Organisati-

on der australischen Arbeitsvermittlung untersuchte, um neue Empfehlungen

zur Ausgestaltung des deutschen Vermittlungssystem herzuleiten. Für ihre

zukünftigen Tätigkeiten begleiten Anne Kretschmer die guten Wünsche des

Instituts für Genossenschaftswesen.

Matthias Wiese war vom Novem-

ber 2003  bis zum November 2004

juristischer Mitarbeiter am IfG.

Hier hat er sich insbesondere mit

dem Europäischen Genossen-

schaftsstatut beschäftigt, das auch

das Thema seiner Dissertation

"Organisationsverfassung der

Europäischen Ge-

nossenschaft im

Vergleich zur einge-

tragenen Genossen-

schaft deutschen

Rechts" ist. Im De-

zember 2004 be-

ginnt er sein Refe-

rendariat am Land-

gericht Münster.

Das IfG wünscht

ihm für diese Tätigkeit alles Gute. 
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Klaus Kortmann

hat das IfG im

August 2004 für

einen Auslands-

aufenthalt an der

Universität Lund

in Schweden ver-

lassen. Klaus Kortmann hat in

dieser Zeit maßgeblich an der

Vorbereitung der IGT 2004 mit-

gearbeitet, wo ihm die Planung

der Workshop-Session zukam.

Wir wünschen ihm einen erfolg-

reichen Studienaufenthalt in

Schweden und hoffen, dass er

nach der Rückkehr seine Arbeit

am IfG fortsetzen wird.

Christoph Heller war seit März 2002 Studentischer Mitarbeiter am IfG. Er hat im Institut insbesondere am

Ausbau des Unternehmenskooperationsglossars mitgearbeitet. Im Rahmen der Vorbereitung der IGT 2004

hat er den Projektbereich "Catering" betreut und damit zum Erfolg der Tagung beigetragen. Im Oktober

2004 hat Christoph Heller sein Studium beendet und wird nun eine Beschäftigung im Gesundheitsbereich

aufnehmen. 

Seit Juli 2003 war Patrick Koch Studentischer Mitarbeiter am IfG. Er war zunächst

im Projekt "Finanzierungsrelevante Merkmale von Kooperationen" für die Datenaus-

wertung und -analyse zuständig. Anschließend betreute er in der Vorbereitung und während der IGT 2004

den Arbeitsbereich "Logistik", womit er zum reibungslosen Ablauf der Konferenz beitrug. Patrick Koch

hat im Oktober 2004 sein Studium beendet und wendet sich nun einer Beschäftigung in der Unterneh-

menspraxis zu. 

Michael Austermann war seit dem Juli 2002 Studentischer Mitarbeiter und beendete im Oktober 2004 sein

Studium der Volkswirtschaftslehre. Im IfG hat er sich als verlässlicher Rechercheur von Literatur einen

Namen gemacht. Michael Austermann wendet sich nun dem Abschluss seines Zweitstudiums der Politik-

wissenschaft zu.

Seit dem Beginn des Jahres 2002 war

Frank-Michael Henn am Institut für Genos-

senschaftswesen tätig. In dieser Zeit hat er

insbesondere die Erweiterung des Unternehmenskooperations-

glossars vorangetrieben und in der Literaturrecherche gearbeitet. 

Seit Dezember 2004 verstärkt Sonja Rieger das Team studentischer Mitar-

beiter des IfG. Sie studiert Betriebswirtschaftslehre

und hat bereits in der Vorberei-

tung der IGT 2004 bei der Orga-

nisation der Veranstaltungsauf-

bauten mitgewirkt.

Seit Mai 2004 arbeitet Claudia Müller am IfG. Sie hat zunächst tat-

kräftig bei der Vorbereitung der IGT 2004 mitgeholfen, indem sie

den Bereich "Catering" mitor-

ganisierte. Nach Abschluss der

IGT ist Claudia Müller schwer-

punktmäßig in der Literaturre-

cherche tätig.

Moritz Boemke verstärkt das

IfG-Team seit November 2004.

Er wird künftig die IfG-Biblio-

thek betreuen. Auch Moritz Boemke hat sich bereits

bei der Durchführung der IGT als unersetzlicher Hel-

fer erwiesen.

Wir wünschen

allen drei viel

Spaß und Erfolg

bei ihrer Arbeit

am IfG.

Das IfG wünscht den vier Mitarbei-

tern viel Erfolg bei Ihren zukünftigen

Aufgaben und hofft auf einen blei-

benden Kontakt der Neu-Alumnis mit

dem Institut.
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Eine Chance für den Mittelstand  

Direktmarketing gewinnt zunehmend an Bedeutung. Es umfasst alle Marktaktivitäten, die sich ein-
stufiger – also – direkter Kommunikation und/oder des Direktvertriebs bedienen, um Zielgruppen in
individueller Einzelansprache gezielt zu erreichen. Doch auch Maßnahmen der mehrstufigen Kom-
munikation zählen dazu, sofern sie einen direkten individuellen Kontakt herstellen sollen. Während
die Marketingbudgets insgesamt zurückzugehen scheinen, nehmen die Ausgaben für Direktmarke-
ting einen stark ansteigenden Verlauf. Einige Beispiele sind e-mail Werbung, aktives und passives
Telefonmarketing, Kundenkarten, SMS-Werbung und viele andere mehr.  

Dass Unternehmen beim Direktmarketing

zunehmend kooperieren und Partnerschaften

eingehen, ist nicht überraschend und folgt der

kooperativen Wertschöpfungslogik. Wirt-

schaftliche, technische, aber auch gesell-

schaftliche Entwicklungen legen entspre-

chende Strategien nahe.

Kooperative 
Wertschöpfungslogik

Ein zunehmender Wettbewerb macht die

Kundengewinnung und -bindung heute

wichtiger, aber auch deutlich anspruchsvol-

ler. Ein konseqentes Customer-Relations-

Management ist unabdingbar. Damit Direkt-

marketing wirksam ist, muss es auf einem

professionellen Kundeninformationsmana-

gement basieren. Bei der kostspieligen

Sammlung, Auswertung und Strukturierung

entsprechender Daten können Größen- und

Spezialisierungsvorteile genutzt werden, die

unternehmensübergreifende Kooperationen

nahe legen. Dies ist besonders für mittelstän-

dische Unternehmen von Bedeutung.

Korrespondierend mit gesellschaftlichen Ent-

wicklungen hat sich auch das Nachfragerver-

halten geändert: Nachgewiesen sind nicht nur

eine gesunkene Bindungsbereitschaft, son-

dern auch der Wunsch nach kompletten Pro-

blemlösungen wie die Kombination von Pro-

dukten und mit Dienstleistungen. Dazu

kommt der Wunsch nach Individualisierung.

In diesem Prozess werden einerseits persona-

lisierte Dienstleistungen, andererseits aber

die Entwicklung neuer Lösungen immer

wichtiger. Sowohl die Dienstleistungskom-

ponente mit ihrem Lern- und Erfahrungsan-

teil, als auch die gestiegene Individualisie-

rung legen die zielgruppenspezifische und

persönliche Ansprache, aber auch den Dialog

mit den Kunden, nahe. Kooperationen wer-

den dabei sowohl von der Nachfrager- als

auch von der Anbieterseite getrieben: Zur

Forderung nach umfassenden Problemlösun-

gen kommt der Wunsch zur Hebung von

Cross-Selling-und Up-Selling-Potenzialen.

Die Integration von komplementären Pro-

dukten und Leistungen in die Marketingstra-

tegie wird im eigenen Interesse naheliegend. 

Die modernen Informations- und Kommuni-

kationstechnologien ermöglichen ein effekti-

ves Direktmarketing. Handys, Internet und e-

mailing bieten ein bei weitem noch nicht aus-

geschöpftes Potenzial zur Personalisierung

und Individualisierung von Marketingmaß-

nahmen, Möglichkeiten zum interaktiven

Dialog und eine umfassende Kommunikati-

on ohne Medienbrüche. Die technischen Ent-

wicklungen erleichtern nicht nur die Gewin-

nung von aussagekräftigen Daten, sondern

auch den Informationsaustausch zwischen

kooperierenden Unternehmen (Transfer und

Kombination von Datensätzen) und dadurch

die Generierung unzähliger Kombinationen

und Segmentierungen. Zusätzlich können

Informationsportale aufgebaut und Kaufhis-

torien sowie Nutzerprofile festgehalten wer-

den. Die Transaktionskosten solcher Prozes-

se konnten deutlich gesenkt werden.

Virtuelle Unternehmen, 
Outsourcing und 

Plattformen 

Für die Maßnahmen des Direktmarketings

wählen die Unternehmen In-house-Lösun-

gen neben der Beauftragung von spezialisier-

ten Unternehmen, die sich herausgebildet

haben. Ein bekanntes Beispiel ist etwa die

YOC AG, deren Geschäftsmodell das mobile

Marketing verkörpert. Solche Spezialisten

entwickeln komplette Programme für die

werbenden Unternehmen, bieten diesen

diverse Teilleistungen wie zielgruppenspezi-

fische Adressenpools an oder treten als Inter-

mediäre zwischen die Unternehmen und ihre

aktuellen bzw. potenziellen Kunden. Viele

sind im Zuge von Outsourcingprozessen ent-

standen. In diesem organisatorischen Spek-

trum werden zunehmend Kooperationen ver-

wirklicht.

Dabei können sechs typische Kooperations-

bereiche des Direktmarketings festgehalten

werden. Erstens erbringen Werbeagenturen,

Datenfirmen, Druckerein, Lettershops u.ä

Partner eine Gesamtleistung in Form der

Erstellung von Direktmarketingkonzepten

für Kunden. Sie arbeiten dabei als virtuelles

Unternehmen zusammen. Zweitens haben

sich kooperative Plattformen herausgebildet,

die entweder von Unternehmen organisiert

und betreut werden, die selbst Direktmarke-
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tingstrategien anwenden, oder von ihren Inte-

ressenvertretungen. Der Kooperationsinhalt

besteht in der Suche nach Unternehmen,

deren Zielgruppen sich ergänzen. Entspre-

chende Plattformen ermöglichen den Aus-

tausch von Zielgruppen und können als Fun-

dament weitergehender Kooperationsaktivi-

täten gesehen werden. Sie dienen darüber

hinausgehend auch dem Erfahrungsaus-

tausch, der dazu beitragen kann, junge

Marktsegmente zu strukturieren. Im Vorder-

grund steht also die Schaffung einer Infra-

struktur für effektives Direktmarketing.

Informationskooperationen
und Verkaufsportale

Ein dritter Kooperationsbereich besteht in der

Zusammenarbeit bei der Gewinnung und

Aufbereitung von Kundeninformationen, die

nach soziodemografischen Faktoren,

Lebensstilen, Nutzerprofilen, Kaufverhalten

etc. strukturiert werden können. Es geht

dabei im wesentlichen um das Data-base-

Management. Vor allem die Erstellung von

umfassenden Nutzerprofilen legt Koopera-

tionen nahe, sei es, dass solche direkt beim

Kunden erfragt werden, aus seinem Kaufver-

halten oder durch die Verfolgung von Inter-

net-Klicks rekonstruiert werden. Ein sehr

bekanntes Beispiel für diesen Kooperations-

bereich ist PAYBACK. Viele ähnliche Syste-

me existieren inzwischen. Eine Verbesserung

der Nutzung von Informationen sowie das

frühzeitige Erkennen von Trends stehen im

Vordergrund entsprechender Maßnahmen. 

Unternehmen können sich viertens auch

zusammentun, um die operative Abwicklung

von Direktmarketingmaßnahmen kostenre-

duzierend zu gestalten. So sind etwa Studie-

renden an 102 Universitätsstandorten UNI-

CUM Wundertüten bekannt, die in Zusam-

menarbeit mit den deutschen Studentenwer-

ken verteilt werden. Ein Mix aus Informati-

onsmaterial und Warenproben aus dem Food

und Non-Food-Bereich finden sich in den

Tüten, die einmal pro Semester "streuverlust-

frei" ausgegeben werden. Als ein weiteres

Beispiel kann die Unterhaltung gemeinsamer

Call-Centers genannt werden. Die Kosten der

Kommunikation und Distribution sollen so

direkt gesenkt werden. Gemeinsame Ver-

kaufsportale bieten fünftens Möglichkeiten

und die Informationsbasis zur Kooperation

bei Maßnahmen des Direktmarketings. Es

geht nicht zuletzt um die Stärkung der eige-

nen und der gemeinsamen Marktposition.

Als ein Beispiel sei "Shopping24.de"

genannt. 

Zielgruppen-Sharing

Im Zielgruppen-Sharing besteht schließlich

das sechste Kooperationsfeld. Es werden

gemeinsame Direktmarketingmaßnahmen

umgesetzt, Leistungskombinationen beider

Unternehmen beworben, die Adressen der

eigenen Zielgruppe "verkauft" oder bilateral

getauscht, den eigenen Kunden Produkte des

Partnerunternehmens angeboten oder Incen-

tives aus Kundenbindungsprogrammen zum

Erwerb von Leistungen/Produkten des

Kooperationspartners verfügbar gemacht. In

Direktmarketingmaßnahmen werden die

Produkte des Partners empfohlen oder ange-

boten. Zusatz-Services, Cross-Selling und

Up-Selling sind die Motive dahinter, Link

Exchange und Content Integration die

Methoden. Bekannte Beispiele sind die

"Mobilitätswelt von EuropCar und seinen

Partnern" oder das "Lufthansa- Miles &

More-Programm" mit seinen vielen Partner-

unternehmen sowie die Kooperation von

WMF und Calgonit.

Potenziale und Hemmnisse

Die aktuellen Entwicklungen legen es nahe,

dass Konzepte des Direktmarketings zusätz-

liche Bedeutung erlangen werden. In diesem

Prozess entstehen zusätzliche Instrumente,

neue Geschäftsmodelle und spezialisierte

Unternehmen. Es handelt sich dabei um ein

Umfeld, in dem sich typischerweise koopera-

tive Lösungen herausbilden. Es ist davon

auszugehen, dass nicht alle erfolgreich sein

werden, denn es sind spezielle Anforderun-

gen zu erfüllen. So sind restriktive Vorgaben

des Wettbewerbsrechts, des Verbraucher- und

des Datenschutzes zu beachten. Losgelöst

von diesen sind Kooperationen am kunden-

nahen Ende der Wertschöpfungskette immer

sensibel, wenn die entsprechenden Unterneh-

men auf einzelnen Stufen im Wettbewerb

zueinander stehen. Am erfolgversprechends-

ten ist eine Zusammenarbeit in diesem

Bereich immer dann, wenn es sich um kom-

plementäre Zielgruppen handelt, die

erschlossen werden können oder um idente

Zielgruppen, denen zusätzliche Leistungen

angeboten werden sollen. Als eine weitere

Herausforderung ist zu berücksichtigen, dass

die klassischen Marketingkonzepte der ein-

zelnen Unternehmen mit unternehmensüber-

greifend organisierten Direktmarketingaktio-

nen zu koordinieren sind. Nicht weniger

anspruchsvoll ist es, mit den kurzen Lebens-

zyklen der neuen Technologien umzugehen,

über die Direktmarketing umgesetzt wird.

Schließlich sind alle generellen Erfolgsfakto-

ren für Kooperationen zu beachten: die Part-

ner sind sorgfältig auszuwählen, die Koope-

rationsziele sind exakt zu definieren, klare

Spielregeln sind zu vereinbaren, ein profes-

sionelles Kooperationsmanagement ist

sicherzustellen und der Kooperationserfolg

ist kontinuierlich festzustellen.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Benutzte Literaturquellen:

Dallmer, H. (Hrsg.) (2002): Direct Marketing & More, 2. Aufl., Wiesbaden.

Holland, H. (2004): Direktmarketing, 8. Aufl., München.

Holland, H. (2002): Dialogmarketing, München und Wien. 

Striegl, T. (2003): Effizientes Direktmarketing, Bonn.



Das aktuelle Stichwort
Contracting

www.ifg-muenster.de 2-2004 73

Neues aus der Wissenschaft | Das aktuelle Stichwort

Bislang wird Contracting insbesondere im Energiebereich erfolgreich angewandt, um Investitionen
in große Anlagen zu realisieren und gleichzeitig Größen- und Kompetenzvorteile zu erreichen. Der
Beitrag zeigt, dass Contracting eine spezielle Kooperationsform ist, der durch verbessertes Koope-
rationswissen weitere Anwendungsbereiche erschlossen werden können.

Die Errichtung von Anlagen insbesonde-

re zur Versorgung mit Energie wie Strom

und Wärme wird vermehrt über Con-

tracting abgewickelt, das eine kapital-

schonende Möglichkeit zur Realisierung

größerer Anlageninvestitionen bietet.

Contracting-Modelle finden sich deshalb

verstärkt bei Industrieunternehmen und

zur Versorgung in der Wohnungswirt-

schaft.

Was ist Contracting?

Die Investition in eine Produktionsanlage

erfordert meist eine erhebliche Kapital-

aufbringung. Dieses ist zunächst Kern

unternehmerischen Handelns. Ein Pro-

blem stellt diese – kapitalintensive –

Investition jedoch dann dar, wenn Sie in

Bereichen erfolgt, die nicht zur Kerntä-

tigkeit eines Unternehmens gehört, so

dass eine erhebliche Kapitalbindung

durch "Nebentätigkeiten" erfolgt, was die

Rendite auf das eingesetzte Kapital min-

dert. Die Realisierung eines solchen Pro-

jektes durch Contracting bietet nun die

Möglichkeit, den Kapitalaufwand zu ver-

mindern und gleichzeitig die Kompetenz-

vorteile des Contractors zu nutzen. Der

Contractor errichtet im Auftrag des Con-

tracting-Nehmers die Anlage und betreibt

diese nach der Fertigstellung über einen

bestimmten Zeitraum. Die Leistungen die

aus der Anlage stammen (bei einem Ener-

gieliefercontracting z.B. Strom oder

Wärme) werden zu einem vorher fixier-

ten Preis, der auch indexiert sein kann,

dem Contracting-Nehmer geliefert. Die-

ser so fixierte Preis enthält dann alle Kos-

ten, die dem Contractor entstehen. Im

Falle des Energieliefercontracting also

den Einkauf von Brennstoffen, die War-

tung und der Betrieb der Anlage sowie

die Zinsen und Tilgung für die Investiti-

on. Gelingt es dem Contractor nun, die

Leistung besonders kostengünstig zu

erbringen, so erhöht er seinen Gewinn, da

er von einem vorher fixierten Preis oder

Preispfad ausgehen kann. Insbesondere

ist es dem Contractor auch überlassen,

welche Anlage er zur kostengünstigen

Versorgung erstellt. Nach einer bestimm-

ten Zeit geht die Anlage an den Con-

tracting-Nehmer über.

Wirkungen des Contracting

Für den Contracting-Nehmer ergeben

sich hieraus drei große Vorteile:

- Er bindet kein Kapital in Verwendun-

gen, die nicht zu seinen Kernaufgaben

gehören, dadurch vermindert sich auch

sein Zins- und Tilgungslast.

- Er kann durch die Übergabe von

Betrieb und Wartung Größenvorteile nut-

zen, die beim Contractor anfallen, dessen

Kernkompetenz genau dieser Betrieb ist.

- Schließlich lassen sich meist auch

Größenvorteile auf der Input-Seite des

Anlagenbetriebs realisieren, da der Con-

tractor mehrere solche Anlagen betreibt.

Aus diesen Vorteilen entsteht ein Con-

tracting-Gewinn, der zwischen den Ver-

tragspartnern aufgeteilt werden muss.

Als Problem kann sich für den Con-

tracting-Nehmer die Übernahme der

Anlage nach Ablauf des Contracting-Ver-

hältnisses erweisen, da er durch die Aus-

lagerung des Anlagenbetriebs an den

Contractor nur über ein vermindertes
Eigenerstellung vs. Contracting
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Know-how für den Betrieb der Anlage

verfügt. Deshalb ist auch die Nach-Con-

tracting-Phase von vornherein mitzupla-

nen.

Auch wenn sich die Schnittstelle durch

den Bezug der Leistungen vereinfacht

und eine Verstetigung eines vormals

volatilen Zahlungsstroms erreicht werden

kann, bedeutet dieses jedoch nicht, dass

der Contracting-Nehmer auf ein adäqua-

tes Risikomanagement an dieser Schnitt-

stelle zum Contractor verzichten kann. Es

findet lediglich eine Risikotransformati-

on statt. Aus dem Betriebsrisiko der

Anlage und den Preisrisiken für die

Input-Lieferungen wird nun ein Ausfallri-

siko für den Fall der Insolvenz des Con-

tractors. Unter Umständen muss auch ein

aus einer Indexierung resultierendes

Preisrisiko weiterhin getragen werden. 

Contracting-Formen

Die eben beschriebene Form des Con-

tracting stellt nur eine mögliche Art des

Contractings dar, ist jedoch das Muster-

beispiel des Contractings. Insgesamt wer-

den vier Formen des Contractings unter-

schieden, die in der Art der erbrachten

Leistungen und der Verknüpfung von

Investition und Leistungserbringung dif-

ferieren:

- Lieferungs-Contracting: Der Con-

tractor errichtet für den Contracting-Neh-

mer eine Anlage, betreibt und wartet

diese für ihn. Die Leistungen aus dieser

Anlage werden vom Contracting-Nehmer

abgenommen. Dies ist der klassische

Contracting-Fall.

- Performance-Contracting: In diesem

Fall wird der Anlagenbezug aufgehoben.

Zwischen den Partnern werden bestimm-

te Performance-Leistungen vereinbart

(z.B. ein bestimmter Energieverbrauch),

der durch den Contractor erreicht werden

soll, diesem bleibt es dann überlassen,

wie diese Einsparungen erzielt werden

können. Problematisch ist hierbei häufig

die Performancemessung. Weiterhin ist

ex ante zu klären, welche Verfügungs-

rechte an den bestehenden Anlagen dem

Contractor eingeräumt werden, um die

Performance-Ziele zu erreichen.

- Finanzierungs-Contracting: Diese

Form entspricht einem Anlagen-Leasing.

Der Contractor finanziert und errichtet

für den Partner eine Anlage, die nach der

Fertigstellung jedoch durch den Con-

tracting-Nehmer betrieben und gewartet

wird.

- Betriebsführungs-Contracting: Hier-

bei handelt sich lediglich um die Kontra-

hierung der Bedienung und Überwa-

chung bestehender Anlagen durch den

Contractor. Man könnte es deshalb auch

als Dienstleistungs-Outsourcing be-

schreiben.

Sowohl das Finanzierungs- als auch das

Betriebsführungs-Contracting haben mit

der ursprünglichen Idee der Verknüpfung

von Investition und Betrieb als ganzheit-

licher Investitionslösung nicht mehr viel

gemeinsam.

Contracting als 
Kooperationsphänomen

Bislang finden sich Contracting-Projekte

in der Investition und im Betrieb von

Anlagen vor allem in der Energiewirt-

schaft. Nahezu jeder Versorger bietet ein

Contracting in der Energieversorgung an

oder kann dieses durch Partner bereitstel-

len. Dass diese Beschränkung nicht zwin-

gend ist, wird deutlich, wenn man Con-

tracting als Kooperationsphänomen

betrachtet.

Entscheidend für eine Contracting-Ver-

einbarung ist eine detaillierte Kenntnisse

der eigenen Wertschöpfungsprozesse und

deren Schnittstellen. Für jeden einzelnen

Wertschöpfungsschritt ist festzustellen,

welche Kapitalintensität vorliegt, d.h.

welche Anlagen genutzt werden, und

welche Leistungen am Ende des Prozess-

schrittes weitergereicht werden. Außer-

dem muss analysiert werden, welche

Arbeitsleistungen bzw. Dienstleistungen

in diesen Prozesselementen verrichtet

werden. Insbesondere ist darauf zu ach-

ten, ob bestimmte Arbeitsleistungen pro-

zessschrittübergreifende Anteile besitzen.

Dieses ist z.B. auch dann der Fall, wenn

Mitarbeiter "in sich" Informationen zwi-

schen den Prozessschritten weitertragen.

Je feiner diese Analyse vollzogen wird,

desto differenzierter kann das Con-

tracting-Angebot erfolgen.

Damit hat man ein Raster erstellt, um

mögliche Contracting-Kandidaten in sei-

nem Wertschöpfungsprozess zu ermit-

teln. Diese haben folgende Eigenschaften

zu erfüllen:

- Es darf sich nicht um Kernprozesse

handeln.

- Es muss eine hohe Kapitalintensität

vorliegen.

- Die über die Schnittstellen übertrage-

nen Leistungen müssen einfach bestimm-

bar sein. Ein hohes Maß prozessüber-

schreitender Leistungen erschwert eine

Contracting-Lösung.

Sehr viel tiefgehender ist die Analyse der

Prozesse für das Performance-Con-

tracting, da hier nur bestimmte Bench-

marks vereinbart werden, die dem Con-

tractor Freiheiten zu deren Erfüllung las-

sen. Deshalb muss vor Vertragsabschluss

klar sein, welche Änderungsrechte dem

Contractor in der Wertschöpfung zur

Erreichung dieser Ziele eingeräumt wer-

den.

Fazit

Contracting ist eine genuine Kooperati-

onslösung, die die Finanzierung und den

Betrieb von Anlagen kombiniert. Ein aus-

differenziertes Prozesswissen, wie es

kooperationsfähige Unternehmen besit-

zen, begünstig deshalb Contracting-

Lösungen, die über die Anwendungen im

Energiebereich hinausgehen. Damit stel-

len sich kooperationsfähige Unterneh-

men auch in der Finanzierung ihrer Leis-

tungen besser als ihre nicht kooperations-

fähigen Mitwettbewerber.

� Eric Meyer

� (0251) 83-2 28 01

� eric.meyer@
ifg-muenster.de
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Thomas W. Malone: The Future of Work

Zukunftsvisionen
In der Zukunft werden Unternehmen

hochtechnologischer und wissensintensi-

ver Bereiche in Form von losen Hierar-

chien und Demokratien geführt. Arbeit-

nehmer werden sich selbst in Gruppen

organisieren, diese auflösen und sich wie-

der für neue Projekte regruppieren. Dies

sind Visionen, die Thomas W. Malone in

seinem neuesten Werk "The Future of

Work" lebendig skizziert. Seine Vorher-

sagen über die zukünftige Organisation

von Arbeit sind nicht nur vage Vermutun-

gen, sondern beruhen auf Ergebnissen

langjähriger Forschung am Massachu-

setts Institute of Technology (MIT), wo

er Mitgründer und Leiter der  For-

schungseinrichtung "MIT Center for

Coordination Science" und der Initiative

"Inventing the Organizations of the 21st

Century" ist. 

Die Folgen von Neuerungen der Informa-

tions- und Kommunikationstechnologie

auf Organisationen und ihre Grenzen sind

dominante Themen in der wirtschaftswis-

senschaftlichen Literatur in den vergan-

genen Jahren gewesen. Neue Technolo-

gien und die damit einhergehende Sen-

kung von Kommunikationskosten ver-

stärkten den organisatorischen Wandel.

Die digitale Revolution führte dazu, dass

Individuen trotz physischer Distanz den-

noch reibungslos unter dem Dach eines

großen Unternehmens bzw. Unterneh-

mensverbundes kommunizieren können,

so dass dezentrale Unternehmensnetz-

werke allmählich hierarchische

Geschäftsmodelle ablösen. Ökonomische

Vorteile großer Organisationen können

somit bei gleichzeitiger Wahrung von

Freiheit, Kreativität, Motivation und Fle-

xibilität des Einzelnen genutzt werden.

Der Mensch als Individuum rückt infolge

dessen ins Zentrum der Organisation.

Malone subsumiert die Beobachtungen

der letzten Jahrzehnte und projiziert aus

vergangenen Mustern den Trend für die

Zukunft und liefert somit das erste fun-

dierte Modell für die zukünftige Struktur

von Unternehmen. Unterstützt werden

seine Thesen durch Beispiele aus der Pra-

xis, in denen zukunftsrelevante Organisa-

tionsmerkmale bereits vorzufinden sind.

Organisatorischer Wandel –
Das Dezentralisierungs-

kontinuum

Das Buch ist in drei Abschnitte unterteilt.

Im ersten Abschnitt beschreibt Malone

die Entwicklung von Organisationen in

den letzten Jahrhunderten. Dabei kristal-

lisiert er ganz klar den Faktor Kommuni-

kationskosten als Determinante für den

organisatorischen Wandel heraus, der

sich über ein Dezentralisierungskontinu-

um erstreckt. Sinkende Kommunikati-

onskosten fördern den Wandel von zen-

tralen Hierarchien zu dezentralen Organi-

sationen wie losen Hierarchien, Demo-

kratien oder freien Märkten als extremste

Ausprägung. Dezentrale Organisationen

vereinen Größenvorteile sowie Vorzüge

kleiner Firmen wie etwa Flexibilität und

höhere Motivation der einzelnen Mitar-

beiter. Letzteres stellt Malone als wichti-

gen Faktor dar. Einfacher und schneller

Zugang zu Informationen, die der einzel-

ne Mitarbeiter für seine Entscheidungs-

findung benötigt, fördert die Freiheit,

Kreativität, Individualität und Flexibilität

des Einzelnen. Diese Faktoren spiegeln

sich in der erhöhten Produktivität der

Individuen wider. 

Abschied von der Hierarchie

Lose Hierarchien teilen drei Merkmale:

ein dichtes Kommunikationsnetzwerk,

Partizipationsfreiheit der einzelnen Mit-

glieder und ein relatives Nicht-Vorhan-

densein zentralisierter Kontrolle. Zwei

Entscheidungen sollten jedoch unbedingt

zentral vorgegeben werden: das allgemei-

ne Ziel sowie die Auswahl der Ideen, die

implementiert werden sollen. Malone

zeigt im zweiten Abschnitt seines Buches

verschiedene Möglichkeiten der demo-

kratischen Entscheidungsfindung in der

Organisation der Zukunft. Er nennt bei-

spielsweise Abstimmungen oder Mei-

nungsumfragen als Hilfsmittel partizipa-

tiver Entscheidungsfindung. Des Weite-

ren schaffen organisierte Märkte inner-

halb von Unternehmen erhöhte Flexibili-

tät, Effizienz und Motivation. Dies kann

in verschiedenen Formen geschehen:

interne freie Mitarbeiter, Quasi-Märkte

zur Formierung von Projekt-Teams oder

Boston: Harvard Business School Press, 2004, 1-59139-125-3, S. 225, 26,50 Euro 
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interne Märkte für Produktionskapazitä-

ten. Er zeigt anhand einiger Praxisbei-

spiele die Vorzüge demokratischer und

dezentraler Unternehmen. Um das Poten-

tial, das von ihnen ausgeht, jedoch völlig

ausschöpfen zu können, müssen sich

Manager ein neues Denk- und Führungs-

konzept aneignen.

Weg vom Controll-and-Com-
mand-Prinzip hin zum Coor-
dinate-and-Cultivate-Prinzip

"Manchmal ist der beste Weg Macht zu

erlangen, diese erst wegzugeben…"

Malone stellt dieses Macht-Paradoxon in

den Mittelpunkt seines dritten Abschnitts.

Für Unternehmensleitungen wird es

infolge des Verschwindens klarer Unter-

nehmensgrenzen zusehends schwieriger,

die Kontrolle über einzelne Unterneh-

menseinheiten und -mitglieder zu behal-

ten. Die zukünftige Aufgabe des Mana-

gers ist daher die Koordinierung einzel-

ner Abläufe und Aktivitäten dezentraler

Organisationen beispielsweise durch die

Setzung von Standards. Die Entschei-

dungsfindung wird zukünftig im Aufga-

benbereich des einzelnen Mitarbeiters

liegen. Die Rolle des Managers wird

dann die Unterstützungs- und Koordinati-

onsfunktion der getroffenen Entscheidun-

gen beinhalten. 

Mit zunehmender Dezentralisierung und

Wissensintensivierung der Wirtschaft

nehmen Innovationen einen immer grö-

ßeren Stellenwert ein. Die Nutzbarma-

chung der Kreativität und der wahren

Intelligenz der Mitarbeiter wird die kri-

tischste Herausforderung erfolgreicher

Unternehmungen sein. Manager sind

daher vor die Aufgabe gestellt, ihre Mit-

arbeiter zu "kultivieren". Malone erläu-

tert eingehend die Instrumente, die für die

Erfüllung dieser Aufgaben zur Verfügung

stehen.

Mit den erwähnten Empfehlungen bietet

das Buch einen hervorragenden Hand-

lungsrahmen für Praktiker, die ihre Mit-

arbeiter unter den Gegebenheiten des 21.

Jahrhunderts erfolgreich führen wollen.

Leider gibt Malone keine konkreten

Anweisungen bei seinen Handlungsemp-

fehlungen. Das ist allerdings nicht der

eigentlich Zweck des Buches. Das Buch

dient primär dazu, veraltete Denkraster

abzulegen und Türen für neue Organisati-

onsmodelle zu öffnen. Im Appendix

befindet sich auch ein wissenschaftlicher

Zugang zu dem Thema. Hier erläutert

Malone anhand eines einfachen Modells,

welchen Einfluss Kommunikationskos-

ten auf die Zentralisierung von Hierar-

chien ausüben. Er liefert mit seinem Buch

eine gelungene Symbiose aus Praxis und

Wissenschaft, um Zugang zu den Denk-

weisen zu finden, die man für die Füh-

rung der Organisation des 21. Jahrhun-

derts benötigt.

James D. Bamford, Benjamin Gomes-Casseres, Michael S. Robinson:
Mastering Alliances Strategy – A Comprehensive Guide to Design,

Management, and Organization
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"Führungskräfte fragen heute nicht mehr,

warum sie Unternehmenskooperationen

eingehen sollen, sondern vielmehr, wie

sie Unternehmenskooperationen zum

Erfolg führen können" berichten die

Herausgeber. Die Antwort auf diese

Frage steht im Mittelpunkt ihres Buches

"Mastering Alliance Strategy". 

Mastering Alliance Strategy ist ein hoch

aktuelles Nachschlagewerk für jeden

Praktiker, der sich mit Unternehmensko-

operationen beschäftigt. In 31 kurzen

Beiträgen wird von verschiedenen Auto-

ren auf  400 Seiten das Management von

Unternehmenskooperationen  behandelt.

Dabei wird das komplexe Thema des

Kooperationsmanagements hervorragend

in vier große Problemkomplexe aufge-

teilt. Die beiden wichtigsten Themen sind

zum einen das gelungene Design einer

Unternehmenskooperation und zum

anderen ihr Management. Das dritte und

vierte Thema sind die größten Einfluss-

faktoren auf ein gelungenes Design und

das Management von Unternehmensko-

operation: Auf der einen Seite die Netz-

werkkonstellation, in welche die Koope-

ration eingebettet ist, und auf der anderen

www.ifg-muenster.de 2-2004



Gewachsene Bedeutung von
Fallentscheidungen

Am 1. Mai 2004 ist im europäischen

Wettbewerbsrecht das System der Legal-

ausnahme in Kraft getreten. Aufgrund

des Wegfalls der Anmeldepflicht müssen

Unternehmen, die eine Kooperation ver-

einbaren, nun selbst beurteilen, ob ihre

Vereinbarung den Gesetzesnormen ent-

spricht. Die von der Kommission veröf-

fentlichten Leitlinien bezüglich horizon-

taler und vertikaler Vereinbarungen kön-

nen dazu nur in begrenztem Maße

Anhaltspunkte geben. Eine genauere Ein-

schätzung der Auslegung der gesetzli-

chen Normen durch die Kommission

kann mit Hilfe der Betrachtung bereits

ergangener Urteile und Stellungnahmen

in vergleichbaren Fällen gewonnen wer-

den. Das Fallrecht in der europäischen

Wettbewerbspolitik hat allerdings ein

erhebliches Ausmaß erreicht. Der Mehr-

wert des von den Rechtsanwälten Andre-

as Weitbrecht und Jörg Karenfort verfass-

ten Buches besteht insbesondere darin,

dass die wichtigen Entscheidungen zu
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Seite der Aufbau der eigenen Kooperati-

onsmanagementkompetenz. Jedes dieser

vier Themen ist so gegliedert, dass sich

Praktiker schnell den für sie relevanten

Teil heraussuchen können. Darüber

hinaus verfügt jeder Beitrag über weiter-

führende Literatur.

Das Design von Unterneh-
menskooperationen

Im ersten Teil des Buches wird bespro-

chen, welche Bedeutung Unternehmens-

kooperationen für das strategische

Management des Unternehmens über-

haupt haben, wie die richtigen Partner

ausgesucht werden, auf welche Weise die

Unternehmenskooperation organisato-

risch strukturiert wird und wie die Ver-

handlungen mit dem Kooperationspart-

ner ablaufen sollen. Wichtig ist dabei,

ähnlich wie bei Fusionen, nicht nur bis

zum Vertragsabschluß zu denken, son-

dern diese Phase als integralen Bestand-

teil eines gesamten Kooperationsprozes-

ses zu sehen.

Das Management von Unter-
nehmenskooperationen

Die wesentlichste Erkenntnis des zweiten

Teils ist, dass Kooperationsmanager über

geringere Weisungsbefugnisse innerhalb

einer Kooperation verfügen als vergleich-

bare Manager in einem Unternehmen.

Doch gerade diese Eigenschaft befähigt

sie, eine effiziente Zusammenarbeit zwi-

schen Unternehmen zu ermöglichen.

Dabei existieren unterschiedlichste Rol-

len von Kooperationsmanagern, die an

diesem Prozess beteiligt sind. Im letzten

Teil dieses Kapitels wird die Frage

behandelt, warum Kooperationen enden

und wie man erfolgreich eine Zusammen-

arbeit abschließt.

Die Netzwerkkonstellationen

Im dritten Teil geht es darum, wie ganze

Netzwerkkonstellationen beeinflusst

werden können, so dass sie sich positiv

entwickeln. Außerdem werden Netz-

werkkonstellationen in drei unterschied-

lichen Branchen untersucht.

Die Kooperations-
managementkompetenz

Im letzten Teil stehen die Fragen im Vor-

dergrund, wie kooperationserfahrene

Unternehmen ihre Fähigkeit, Kooperatio-

nen zu schließen, zu einer Kernkompe-

tenz ausgebildet haben, wie mit Koopera-

tionswissen umgegangen wird, und wie

Kooperationsmanager für ihre Aufgaben

vorbereitet werden. Wieviel ein Unter-

nehmen jedoch in diese Kernkompetenz

investiert, hängt von ihrer Unterneh-

mensstrategie ab. 

Der einzige Nachteil an diesem Buch

besteht darin, dass zwar zweifelsfrei ein

hoher Praxisbezug gegeben ist, jedoch

eine ökonomische Analyse des Koopera-

tionsmanagements nicht geleistet wird.

So müssen die Handlungsempfehlungen

mit Vorsicht behandelt werden, weil sie

nur für spezielle Branchen oder Länder

gelten. So beantwortet das Buch zwar die

Frage der Manager, wie Kooperationen

zum Erfolg geführt werden anhand vieler

Fallbeispiele. Eine ökonomische Analyse

des Kooperationsmanagements, welche

wissenschaftlich fundiert grundlegende

Zusammenhänge aufzeigt, bleibt jedoch

aus.

� Cengiz Iristay
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� cengiz.iristay@
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den einzelnen Normen des europäischen

Wettbewerbsrechts herausgegriffen wer-

den, so dass der Leser sich nicht durch

das Dickicht der Amtsblätter schlagen

muss. Dabei werden jeweils weite Teile

des Originaltextes der Entscheidungen

von Kommission und Europäischem

Gerichtshof wörtlich übernommen. 

Erläuterung von Rechtsnor-
men…

Das Werk enthält eine ausführliche Dar-

stellung anhand verschiedener Fälle zu

den Tatbestandsmerkmalen des Art. 81

Abs. 1 EG, der als Grundlage für die

Beurteilung einer Zusammenarbeit zwi-

schen Unternehmen dient. Wie am so

genannten "Flugsicherungsfall" deutlich

wird, betrifft Art. 81 Abs. 1 EG zwar

sowohl private als auch öffentliche

Unternehmen. Letztere werden von der

Rechtsnorm allerdings nur dann erfasst,

wenn sie nicht, wie im genannten Fall die

Flugsicherungsbehörde Eurocontrol,

lediglich rein hoheitliche Aufgaben erfül-

len. Im Rahmen der wettbewerbsrechtli-

chen Beurteilung vertikaler Verträge wird

insbesondere die Behandlung von Fran-

chiseverträgen in anschaulicher Art und

Weise am Fall "Pronuptia" erläutert.

Anhand dieses Falls wird deutlich, wel-

che Klauseln Franchiseverträge enthalten

dürfen bzw. nicht enthalten sollten, damit

sie als wettbewerbskonform eingestuft

werden. 

…und Entstehung von Defi-
nitionen

Darüber hinaus werden Fälle betrachtet,

die in der Rechtsprechung entwickelte

Definitionen von wichtigen Begriffen

enthalten. So hat der Europäische

Gerichtshof im Rahmen der Beurteilung

der Rechtssache "Chiquita-Bananen" die

Definition einer marktbeherrschenden

Stellung entwickelt. Im Zusammenhang

mit der Beurteilung des Falls "Hydro-

therm" wurde der Unternehmensbegriff

definiert, im Urteil zum Fall "Teerfarben-

kartell" der der aufeinander abgestimm-

ten Verhaltensweisen.

Die Darstellung der Gruppenfreistel-

lungsverordnungen fällt relativ knapp

aus. Dies ist zwar bedauerlich, jedoch

wohl zum Teil dadurch begründet, dass

einige der Gruppenfreistellungsverord-

nungen relativ jungen Datums sind.

Lediglich die Ausführungen zur Grup-

penfreistellungsverordnung für den Kfz-

Vertrieb fallen etwas ausführlicher aus.

Am Fall "Volkswagen" wird in anschauli-

cher Weise erläutert, weshalb für den Ver-

trieb von Kraftfahrzeugen Sonderregeln

gelten, die restriktiver gestaltet sind als

jene der Gruppenfreistellungsverordnung

für Vertikalvereinbarungen.

Insgesamt bietet das Werk von Weit-

brecht/Karenfort sowohl für die Wissen-

schaft als auch für Unternehmen und

Rechtsanwälte einen guten Überblick

über das durch die Entscheidungen der

europäischen Wettbewerbsbehörden ent-

standene Fallrecht.

Das Buch liefert in acht Kapiteln einen

umfassenden Überblick über die Wettbe-

werbspolitik. Dabei wird insbesondere

auf unterschiedliche Marktstrukturen und

Wohlfahrtskriterien eingegangen. 

Zunächst wird ein historischer Abriss der

Wettbewerbspolitik in den USA, Europa

sowie Deutschland und Großbritannien

gegeben. Die nationalen Unterschiede

und Gemeinsamkeiten der Ziele werden

aufgezeigt, sowie die Aufgaben der Wett-

bewerbspolitik dargestellt. Daran schlie-

ßen zwei Kapitel mit den relevanten

Variablen zur Beurteilung von Wettbe-

werbsbeschränkungen an. Einerseits wird

erläutert, wie Marktmacht die Wohlfahrt

beeinflusst. Andererseits werden Mög-

lichkeiten der Marktabgrenzung vorge-

stellt. In den Folgekapiteln werden ein-

zelne relevante Elemente der Wettbe-

werbspolitik nach Problemfeldern abge-

handelt: Kollusionen und die horizontale

Konzentration von Unternehmen in ihren

Märkten sind das erste Problemfeld, d.h.

Änderung der Wohlfahrt durch gemeinsa-

mes Handeln oder einer dominanten

Marktstellung einzelner Unternehmen

auf derselben Ebene der Wertschöpfungs-

kette. Wettbewerbsverzerrungen ergeben

sich auch bei horizontalen Unterneh-

menszusammenschlüssen, die ihre

gewonnene Macht ausnutzen. Sowohl für

horizontale Kooperationen als auch hori-

zontale Unternehmenszusammenschlüsse
werden die Beweggründe und Vorteile

der Unternehmen analysiert. In einem

Massimo Motta: Competition Policy – Theory and Practice
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weiteren Kapitel werden Auswirkungen

so genannter "verticale restraints" und

vertikaler Unternehmensübernahmen

untersucht. Damit sind Kooperationen

bzw. Fusionen von Unternehmen auf

unterschiedlichen Stufen der Wertschöp-

fungskette zu verstehen. Als Beispiel für

dieses Problemfeld stellt Motta den

Markt für Speiseeis in Deutschland vor,

in dem 1991 die Abhängigkeit der Einzel-

händler von den führenden Produzenten

von Speiseeis, Langnese-Iglo und Schöl-

ler, untersucht wurde.

Anschließend werden sonstige wettbe-

werbsproblematische Sachverhalte unter-

sucht. Darunter fallen Auswirkungen von

Monopolisierung und wettbewerbsbe-

schränkenden Handlungen von Unter-

nehmen (Preisdiskriminierung, Aus-

schluss von Konkurrenten oder Exklusiv-

rechte). In einem abschließenden Kapitel

wird die Spieltheorie als modelltheoreti-

sche Analysemethode vorgestellt.

Innerhalb der Kapitel zeigt Motta die

Relevanz des jeweiligen Problemfelds,

die durch empirische Daten unterstrichen

wird, gefolgt von einer Einordnung in

den Gesamtzusammenhang der Wettbe-

werbspolitik. Anschließend werden sehr

ausführlich und erschöpfend einzelne

Elemente erläutert. Dabei werden neben

den offensichtlichen Argumentationen,

die in jedem anderen Lehrbuch zu finden

sind, auch weitergehende Auswirkungen

und Ursachen – weiche Faktoren – analy-

siert. Neben der verbalen Erläuterung

werden relevante Modelle formalisiert,

die die vorangegangene Argumentation

unterstreichen und zeigen, dass die

gemachten Aussagen nicht losgelöst von

der normativen Wirtschaftsforschung zu

sehen sind. Die Modelle sind dabei klar

und lehrbuchartig aufbereitet, sodass sie

ohne große Mühen nachvollzogen wer-

den können. Durch die farbliche Hervor-

hebung der formalen Modelle werden

diese deutlich von der verbalen Argu-

mentation abgegrenzt. Bei der Darstel-

lung der Modelle beschränkt sich der

Autor auf die wesentlichen Aspekte, ohne

sich in Details zu verlieren. Es wird aber

dennoch auf weiterführende Modelle in

den jeweiligen Zusammenhängen einge-

gangen.

In den Kapiteln der Problemfelder der

Wettbewerbspolitik stellt Motta zudem

brisante Fälle aus der europäischen und

amerikanischen Wettbewerbspolitik vor.

Im Zusammenhang der horizontalen

Unternehmenszusammenschlüsse wird

die Fusion von Nestlé und Perrier aus

dem Jahr 1991 vorgestellt. Zunächst wird

der relevante Markt abgegrenzt und

schließlich die Effekte für Preise, Nach-

frager und Folgeentwicklungen wie Kol-

lusion analysiert. In einer abschließenden

Beurteilung kritisiert Motta die Entschei-

dung der Europäischen Kommission, die

die Fusion trotz des Risikos von Kollusi-

on genehmigt hatte. Seiner Meinung

nach, hätte die Fusion unterbunden wer-

den müssen, da die Struktur der Industrie

mit nur zwei großen Akteuren (neben

Nestlé/Perrier gibt es BSN) kollusives

Handeln vereinfacht, was sich in einer

ex-post Betrachtung tatsächlich bestätig-

te.

Die Kapitel schließen mit Übungsaufga-

ben und Lösungsvorschlägen sowohl zur

verbalen Argumentation als auch der for-

malen Darstellung. 

Das Buch besticht durch seine klare

Struktur und die umfassende Argumenta-

tion in Bezug auf die Wettbewerbspolitik.

Motta gelingt es dabei hervorragend, die

Verbindung zwischen der theoretischen

Analyse und praktischen Handlungsemp-

fehlungen zu ziehen. Das Buch richtet

sich insofern nicht nur an Studenten der

Wirtschaftswissenschaften, sondern eig-

net sich ebenso für Praktiker, die an theo-

retischen Hintergründen interessiert sind.
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Ökonomische Erklärungsansätze machen

auch vor der Religion nicht Halt. Sie

müssen auch nicht, wenn sie etwas zur

Erklärung beitragen können, und Ron

Brinitzer zeigt in seinem hier besproche-

nen Buch, was diese Ansätze wollen und

können. Es handelt sich um eine sehr

umfangreiche, aber klar konzipierte und

gut lesbare Arbeit, die viel Wissen über

den Forschungsstand zusammenträgt und

ordnet. Zahlreiche Konzepte wie bei-

spielsweise der Principal-Agent-Ansatz -

der Principal ist der Auftraggeber, oft der

Eigentümer, der Agent der Auftragneh-

mer, oft der Manager - werden durch die

Anwendung auf das Thema Religion

plausibel dargestellt. Und weil Brinitzer

den Stoff souverän beherrscht, Begriffe

und theoretische Ansätze mitlaufend

erläutert, ist seine Schrift auch für eine

wirtschaftstheoretisch nicht besonders

geschulte Leserschaft - und nicht zuletzt

für die Nachfrager (Gläubige) und Anbie-

ter von Glaubensgütern - lehrreich, ja in

hohem Masse anregend.

Im ersten Teil geht es – aus Sicht der öko-

nomischen Denkweise – um die Erklä-

rung der Nachfrage nach Religion, um

die Frage nach dem Sinn. Kann eine nut-

zenorientiert handelnde Person an ein

Nachleben nach dem Tod glauben und

rational abwägend (rationaliter) in einen

"Nachlebenskonsum" investieren, um

Ron Brinitzer: Religion - eine institutionenökonomische Analyse.*

Ergon-Verlag, Würzburg 2003. 449 S., 40,00 Euro.
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daraus – beziehungsweise für diese Kos-

ten – Nutzen zu ziehen? Und warum tut

sie das? Die neoklassische Theorie kann

das nicht erklären, wohl aber eine Weiter-

entwicklung, die Institutionen-Ökono-

mie, die von begrenzt rational handeln-

den Subjekten beziehungsweise Markt-

teilnehmern ausgeht und damit auch Platz

für "Irrationales" lässt. Begrenzt rational

handelt und entscheidet man, weil man

nie über alle Informationen verfügt.

In Fragen der Religion sind solche Wis-

senslücken (damit auch Kontingenzen

und Asymmetrien) besonders bedeutend

und damit ein Problem für Nachfrager

wie für Anbieter im Rahmen der betref-

fenden Transaktionen. Solche Lücken

sucht man in Wirtschaft und Politik oft

mit "mentalen Modellen" beziehungswei-

se Ideologien, also mit Ideensystemen zu

bearbeiten und zu schliessen. Religion

entspricht einem solchen Ideensystem,

das in Brinitzers Buch als (handlungsbe-

einflussende) "fundamentale Institution"

bezeichnet und im Rückgriff auf wahr-

nehmungspsychologische Erkenntnisse

erklärt wird. Der Autor zeigt, wie aus

religiösen Wissenslücken besondere

Bedürfnisse nach Antworten auf die

Sinnfrage und damit eine Nachfrage nach

dem immateriellen Gut Religion entsteht,

wie sich dieses verbreitet und wie es Nut-

zen stiften kann – so dass eine Bereit-

schaft zu Investitionen in religiöse Akti-

vitäten entsteht. Im zweiten Teil kommt

die Angebotsseite zur Sprache, dies eben-

falls theoretisch breit fundiert. Dabei

werden Religionsgemeinschaften als spe-

zialisierte Unternehmen bezeichnet, die

religiöse Güter und Leistungen produzie-

ren, anbieten und verkaufen, für welche

die Mitglieder dann auch "Zahlungen" zu

leisten haben, sei es in Form von Preisen

oder Kosten. Zugleich müssen die Kir-

chen Ressourcen, also Arbeit (Priester)

und Kapital (religiöses Humankapital

und "Geschäftslokale") einsetzen, wenn

sie wachsen und überleben wollen. Und

wie in der Wirtschaft, so beeinflussen

auch in der Religion die Eigenschaften

eines Gutes - etwa die Wissenslücken -

die Art der Bereitstellung und der Trans-

aktion einschliesslich der Transaktions-

kosten.

Diese Prozesse sind in der Religion als

Folge des Wissensmangels und der damit

prekären Principal-Agent-Beziehungen

besonders schwierig. Deshalb befasst

sich Brinitzer ausführlich mit den Eigen-

schaften des Gutes Religion, das durch

unfreiwillige Transaktionen, grosse

Spielräume für Opportunismus und eine

eng eingegrenzte Verwendbarkeit geprägt

sein kann. Hinzu kommt, dass religiöse

Dienstleistungen öffentlichen Gütern

gleichen, weshalb sich die religiösen

Unternehmen durch besondere, teilweise

kostenintensive Verhaltensvorschriften

und Überwachungsmassnahmen – etwa

durch die Beichte – gegen Trittbrettfahrer

absichern. Je strenger die Vorschriften

sind, desto weniger "free rider" sind zu

erwarten und desto grösser dürfte das

Engagement der Mitglieder sein - was für

politische Parteien übrigens auch gilt.

Schliesslich dienen auch die religiöse

Architektur, die Rituale und die Symbo-

lik der Kompensation der Wissenslücken.

Im letzten Teil geht es dem Verfasser um

die Analyse von Auswirkungen und Fol-

gen der Religion. Er spricht von "unin-

tendierten Effekten", weil die Menschen

Religion um des persönlichen Heils wil-

len und nicht für gesellschaftspolitische

Ziele nachfragen. Aber man wisse, dass

religiöse Verhaltensvorschriften den

"wirtschaftlichen Erfolg oder Misserfolg"

massgeblich beeinflussen. Gleichwohl

seien die Einflüsse von Religion auf wirt-

schaftlich relevante Grössen, etwa Sozia-

lismus oder Kapitalismus, nicht einheit-

lich. Auch wenn einiges offen bleibt - der

Nutzen aus der Lektüre dieses Buches

übertrifft die Lesekosten um ein Vielfa-

ches.

* Diese Rezension ist in der Neuen Zür-
cher Zeitung am 13. November 2004
erschienen.
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Promotion 2002 Mitarbeiter des IfG
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Birger P. Priddat / Theresia
Theurl (Hrsg.): Risiken der
Politikberatung – Der Fall der
Ökonomen
Baden-Baden, Nomos, 2004, ISBN
3-8329-0887-0, 221 S., 29,00 EUR

Politikberatung ist für Ökonomen ein

klassisches Geschäft. Neuerdings haben

sie Konkurrenz bekommen durch Unter-

nehmensberater. Aber immer schon hat-

ten die Ökonomen Konkurrenz durch

Juristen, Politologen und andere Wissen-

schaften. Der Sachverstand der Ökono-

men bleibt unbenommen, aber die ökono-

mische Methodik wird im politischen

Raum nicht immer akzeptiert. Politiker

wollen politische Entscheidungen

begründet haben, und zwar politisch legi-

timiert. Für sie ist ökonomische Begrün-

dung nur eine Begründungsart unter

anderen. Aufgrund einer zunehmenden

Komplexität der politischen Problemla-

gen sind häufig transdisziplinäre Lösun-

gen gefordert. In diesem Band erörtern

Ökonomen die Lage des Beratungsfeldes.

Vieles ist missverständlich kolportiert,

oft ist die Kommunikation gestört, man-

ches liegt am Verhalten von Politikern,

aber auch von Ökonomen. Die Analysen

sind (selbst)kritisch. Public economics ist

eben eine Ökonomik, die auch in der

politischen Öffentlichkeit verstanden und

akzeptiert werden muss. Der Band fasst

die Beiträge einer vom IfG ausgerichte-

ten und von der Hanns-Martin Schleyer-

Stiftung unterstützten Tagung zusammen.

Martin Wolf: Why Globalization
works
Bury St Edmunds, Yale University
Press, 2004, ISBN 0-30010252-6,
398 S., 27,50 EUR

Die Globalisierungsdebatte hat ein Aus-

maß erreicht, welches nur noch schwer zu

durchblicken ist. Dieses Werk beinhaltet

eine sehr gewissenhafte Auseinanderset-

zung mit den Funktions- und Wirkungs-

weisen der Globalisierung. Martin Wolf,

ein anerkannter internationaler Ökonom,

setzt sich mit den Anklagen gegen die

Globalisierung auseinander und unter-

zieht jede einzelne einer vernichtenden

Kritik und liefert ein realistisches Szena-

rio der zukünftigen wirtschaftlichen Ent-

wicklung der Internationalisierung. Wolf

beginnt mit einem Überblick über die

Geschichte der Globalisierung der Wirt-

schaft im 20. Jahrhundert und erklärt die

Mechanismen des Welthandels. Detail-

liert setzt er sich mit einer Liste von  Glo-

balisierungskritik auseinander. Er ent-

kräftet Argumente, dass sie die Souverä-

nität der Staaten untergräbt, die Demo-

kratie zum Erlahmen bringt, die

Ungleichheit verstärkt, multinationale

Gesellschaften und Körperschaften privi-

legiert und die Umwelt vernichtet. Der

Autor verteidigt sehr überzeugend die

Prinzipien internationaler wirtschaftli-

cher Integration, indem er argumentiert,

dass das größte Hindernis des globalen

wirtschaftlichen Fortschritts nicht das

Marktversagen, sondern die Politik und

die Regierung sowohl in wohlhabenden

als auch in armen Ländern sei. Weiterhin

untersucht er die Bedrohung, die vom

Terrorismus auf die globale Marktwirt-

schaft ausgeht.

Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswe-
sen (Hrsg.): Wohnungsgenos-
senschaften - Potenziale und
Perspektiven
Berlin, Duncker&Humblot, 2004, ISBN

3-428-11581-3, 751 S., 48,00 EUR

Mit diesem seitenstarken Werk hat die

Expertenkommission Wohnungsgenos-

senschaften, die im Juli 2002 von der

Bundesregierung einberufen wurde, im

Frühjahr dieses Jahres ihren Abschluss-

bericht vorgelegt. Diese Dokumentation
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der Kommissionsarbeit widmet sich

umfassend der Analyse der Rahmenbe-

dingungen des Wohnungsmarktes und

der gegenwärtigen Situation der Woh-

nungsgenossenschaften. Des Weiteren

werden spezifische Potenziale dieser

Organisationsform bei der zukünftigen

Entwicklung der Zivilgesellschaft sowie

auf den Gebieten von Stadtentwicklung

und Stadtumbau beleuchtet. 
Wohnungsgenossenschaften dürfen nicht

abwarten, was die Zukunft bringen mag,

sondern müssen aktiv ihre Zukunft selbst

gestalten. Dazu hat die Expertenkommis-

sion vier Handlungsfelder identifiziert,

die für Wohnungsgenossenschaften be-

sonders relevant sind. Wie ist der zukünf-

tige Finanzierungsbedarf zu befriedigen,

wo liegen die Herausforderungen beim

Marketing und in der Kommunikation,

welche Aktivitäten im Bereich Altersvor-

sorge sind notwendig und welche Mög-

lichkeiten bietet das Eingehen von

Kooperationen? Diese Fragen beantwor-

tet der Bericht umfassend. Zudem wird

die Förderung von Wohnungsgenossen-

schaften durch Bund und Länder betrach-

tet sowie diskutiert, wie eine solche För-

derung sinnvollerweise in Zukunft ausse-

hen könnte. 

Im letzten Teil richtet die Kommission

konkrete Empfehlungen an Genossen-

schaften, Gesetzgeber und Verbände, die

diese Organisationen und Institutionen in

ihrer kurz- und längerfristigen Arbeit

unterstützen sollen, um dauerhafte Wett-

bewerbsfähigkeit zu sichern.

Beuthien, Volker: Genossen-
schaftsgesetz mit Umwand-
lungs- und Kartellrecht sowie
Statut der Europäischen
Genossenschaft
München, Verlag C. H. Beck, 14.
Auflage, 2004 ISBN 3-406 51878-8,
1387 S., 128,00 EUR  

Der Kommentar zum Genossenschafts-

gesetz von Beuthien (Prof. Dr. Volker

Beuthien, Direktor des Instituts für

Genossenschaftswesen der Philipps-Uni-

versität Marburg) erläutert das Recht der

eingetragenen Genossenschaften mit sei-

nen Bezügen zu anderen Vereinigungs-

formen, zu Bilanzierung, Kreditaufsicht,

Umwandlung und Insolvenzrecht. Er

richtet sich nicht nur an Juristen, sondern

versucht auch den Bedürfnissen der wirt-

schaftlichen Praxis gerecht zu werden.

Die nunmehr vorliegende 14. Auflage

berücksichtigt die für die Rechtsform der

eG bedeutsamen Rechtsänderungen der

letzten drei Jahre. Die Neuauflage erwei-

tert das bisherige Werk um mehr als 300

Seiten. Die Erweiterung umfasst neben

kartellrechtlichen Erläuterungen vor

allem eine Kommentierung zu der am 21.

August 2003 in Kraft getretenen Verord-

nung über das Statut der Europäischen

Genossenschaft (SCE). Dem Umstand

entsprechend, dass die Rechtsform der

SCE in ihrer näheren Ausgestaltung stark

von dem noch ausstehenden nationalen

Ausführungsgesetz abhängt, wollen die

Erläuterungen zur SCE-Verordnung

lediglich als Ausarbeitung einzelner

Zweifelsfragen verstanden werden.

Ansonsten bietet das Werk eine gründli-

che Aufarbeitung der Rechtslage zum

GenG und zum UmwG unter Berücksich-

tigung der wesentlichen neueren Literatur

und Rechtsprechung.
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Prof. Dr. Theresia Theurl war Mitglied
der Expertenkommission Wohnungsge-
nossenschaften und hier federführend in
den Bereichen Kooperation und Finan-
zierung tätig.
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Prof. Oliver Williamson
Oliver Williamson hat die Theorie der Unternehmung in
hohem Maße vorangetrieben. Tiefergehende Informa-
tionen zu seiner Arbeit und Arbeitspapiere finden sich
auf Oliver Williamsons Homepage:
http://groups.haas.berkeley.edu/bpp/oew/

Prof. Thomas Malone
Auf der IGT 2004 hielt Thomas Malone einen Vortrag
zur IT-stabilisierten Organisation. Weitere Informationen
zu seiner Arbeit finden sich auf seiner Homepage:
http://ccs.mit.edu/malone/

EU-Wettbewerbspolitik
Link zum Newsletter der Generaldirektion der europäi-
schen Kommission für Wettbewerbsfragen, der dreimal
jährlich erscheint.
http://europa.eu.int/comm/competition/publications/cpn/

Marketinginitiative Wohnungsbaugenossenschaften
Homepage der bundesweiten Marketinginitiative "Die
Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland". Sie
setzt sich ein für die Entwicklung einer übergreifenden
Dachmarke der Wohnungsgenossenschaften, die ein
positives Bild von Wohnungsgenossenschaften in der
Öffentlichkeit fördern und die ihre Standards verdeutli-
chen  soll.
http://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/ 

Organisationsentwicklung
Interessante Seite zu den Themen Organisationsent-
wicklung, Change Management, Prozess- und Projekt-
management.
http://www.orga-fit.de/

Strategische Allianzen
Portal zum Thema Kooperationsmanagement mit Leitfä-
den zur Gestaltung und Umsetzung strategischer
Kooperationen. Einige Elemente befinden sich noch in
der Entwicklung, an der jeder Interessierte teilnehmen
kann.
http://www.strategic-alliances.org/

Mittelstandsinformationen
Aktuelle Informationen und vertiefende Berichte für mit-
telständische Informationen werden auf der Homepage
von MittelstandDirekt bereitgehalten:
http://www.mittelstanddirekt.de 

Kooperationen im Mittelstand
Netzwerk zum Austausch von Erfahrungen und Hilfe-
stellung im Zusammenhang mit Kooperationen für klei-
ne - und mittelständische Unternehmen, mit der Unter-
stützung des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Arbeit 
http://www.ec-kooperationen.de/

Unternehmenswettbewerbe
Recherche-Möglichkeit und Datensammlung für Unter-
nehmenswettbewerbe. Die Rubrik “Von Siegern lernen”
präsentiert Ratschläge von Gewinnern diverser Unter-
nehmenswettbewerbe
http://www.biz-AWARDS.de 

Neues aus der Wissenschaft / Interessante Links im WWW

Interessante Links im WWW
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Wissenschaft und Praxis im Gespräch

IT im genossenschaftlichen Finanzverbund: Politik, Strategie und Struktur

24. Januar 2005, 15.30-19.30 Uhr 

Aula im Schloss der Universität Münster

Ohne effiziente IT ist das Bankgeschäft heute nicht möglich. Die Wertschöpfungskette für
Finanzdienstleistungen wird durch die IT nicht nur unterstützt, sondern diese zählt zu ihren

integrierenden Elementen. Dies gilt nicht nur für Steuerung und Administration, sondern eben-
so für Produktion und Vertrieb. Das genossenschaftliche Finanznetzwerk als organisatorischer
Rahmen beeinhaltet dabei viele Chancen für zukunftsorientierte IT-Strategien, aber auch Her-
ausforderungen, die es offensiv anzugehen gilt. In ”Wissenschaft und Praxis im Gespräch”
werden diese Zusammenhänge aufgegriffen, analysiert und diskutiert. Probleme sollen identifi-

ziert, Perspektiven aufgezeigt und Lösungsmöglichkeiten gesucht werden. 

Alle Interessenten sind herzlich eingeladen. 

Prof. Dr. Theresia Theurl, IfG Münster

Programm

16.00-17.00 Uhr

Vorträge: 
IT als Innovationstreiber für die filialzentrierte 
Multikanalbank
Prof. Dr. Dieter Bartmann, 
Lehrstuhl für Wirtschaftsinformatik, insbesondere Bank-
information, Universität Regensburg

17.00-18.00 Uhr

Wünsche der Genossenschaftsbanken an die IT-
Dienstleister
Hans-Theo Macke,
Vorsitzender des Vorstandes der Westerwald Bank eG
Günter Vogt, 
Vorstandssprecher der Volksbank Detmold eG

18.30-19.30 Uhr

Podiumsdikussion - Perspektiven des genossen-
schaftlichen IT-Netzwerkes

Diskussionsteilnehmer:

Anno Lederer, 
Vorstandsprecher der GAD eG
Michael Krings,
Vorsitzender des Vorstandes der FIDUCIA IT AG
Dietrich Voigtländer, 
Mitglied des Vorstandes der DZ Bank AG
Thomas Ullrich,
Mitglied des Vorstandes der WGZ-Bank eG

Moderation:
Prof. Dr. Theresia Theurl, IfG Münster 
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Ringvorlesung des Symposium 

Oeconomicum

Die diesjährige Ringvorlesung des Symposium

Oeconomicum zumThema ”Kräfte bündeln für

den Erfolg – Kooperationen in der Praxis” stellt

erstens Luftfahrtallianzen, wie die Kooperatio-

nen der Lufthansa, vor allem die Star Alliance,

vor. Zweitens geht es um die Kooperation mit-

telständischer Unternehmen am Beispiel der

"Maschinenbau-Kooperation Wuppertal". Die-

ses Netzwerk ist der Sieger des Wettbewerbs

"Die beste Kooperation" 2003 in der Kategorie

Produktion. Es referieren Bjoern Ostertag,

Senior Manager Co-operations/Star Alliance

Global Airport Products and Processes sowie

Ralf Wiesner, Geschäftsführer der Global C

GmbH Gesell-schaft für Management und Pro-

jektengineering. Die Veranstaltung wird von

Frau Prof. Theurl moderiert und findet am 

16. Dezember 2004 um 19.30 Uhr im H2 des

Hörsaalgebäudes am Hindenburgplatz statt.

Eine kostenlose Teilnahme ist möglich.        

Wirtschaft @ Münster

Am 24. Februar 2005 von 15.00 bis ca. 18.00

Uhr findet in der IHK Nord Westfalen in Müns-

ter eine gemeinsame Veranstaltung der IHK

und des CAWM statt. Neben einem Konjunktur-

ausblick wird Prof. Dr. Hans-Werner Sinn,

Präsident des Ifo-Institut München, an einem

Ge-spräch teilnehmen, das den Titel "Out of

Germany or out of business – sind wir noch zu

retten?" trägt. Die Gesprächsrunde wird von

Frau Prof. Theurl moderiert. 

Symposium "Perspektiven für Wohnungs-

genossenschaften"

Die beiden Veranstaltungen des Jahres 2005

finden am 2. März und am 25. Oktober im

Mövenpick Hotel Münster statt. Diskutiert wer-

den wiederum aktuelle Themen für Wohnungs-

genossenschaften mit der Zielsetzung,

Lösungsansätze für neue Herausforderungen

und drängende Probleme zu finden. Unter die-

sem Gesichtspunkt erfolgt die Auswahl der

Themen und der Referenten. Einladungen und

Programm werden Ihnen rechtzeitig zugehen.

Jahrestreffen IfG-Alumni

Zu ihrem dritten Jahrestreffen finden sich die

IfG-Alumni am 11. und 12. März 2005 an der

Universität Münster (Am Stadtgraben 9) ein.

Auch in diesem Jahr werden ein Fachpro-

gramm mit einem geselligen Zusammensein

und vielen Möglichkeiten zum Gespräch ver-

bunden. Ein Festredner, ein "Ehemaliger" und

ein IfG-Mitarbeiter werden die Fachvorträge

präsentieren. Wir freuen uns auf ein zahlrei-

ches Erscheinen der ehemaligen Mitarbeiter

und der Absolventen des Wahlfaches Unter-

nehmenskooperation. Die Programme und Ein-

ladungen werden Anfang des Jahres versandt.
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Unternehmenskooperation IV (SS 2004)

Auf der “Wall of Excellence” werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 
mit exzellenten Studienleistungen (Noten 1,0 und 1,3) verewigt.

Christiane Genius (1,0)

Dorothee Herring (1,0)

Eva Knyrim (1,0)

Lisa Holtmann (1,0)

Katharina Szczalba (1,0)

Theorie der Wirtschaftspolitik  (SS 2004)

Grundzüge der Wirtschaftspolitik (SS 2004)
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Gedankensplitter

Gedankensplitter
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